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Wichtige Termine für die Vorbereitung und Durchführung des Volksentscheids am 26. März 2023

Frist/Termin Aufgabe Zuständig Datum  
(26.03.23) Fundstelle

Bekanntgabe im Amtsblatt LAL 02.12.2022 § 26 (1) AbstG

Mitteilung an das Abgeordnetenhaus LAL 05.12.2022 § 28 AbstG

bis spätestens 60 Tage vor 
dem Abstimmungstag

Entscheidung des Abgeordneten­
hauses über einen eigenen Entwurf, 
der zur Abstimmung gestellt wird

AH 25.01.2023 § 30 (2) AbstG

bis spätestens 15 Tage  
nach der Veröffentlichung  
des Gesamtergebnisses  
des Volksbegehrens

Festsetzung des Abstimmungstages 
durch den Senat

Senat von Berlin 17.12.2022 § 32 (1) AbstG

Bildung von Stimmbezirken BzWa § 5 AbstO

spätestens bis 44 Tage vor der 
Abstimmung

Bekanntmachung 10.02.2023 § 32 (2) AbstG

Auslegen der Gesetzesentwürfe  
in den Bezirksämtern und Abstim­
mungslokalen

10.02.2023 § 32 (3) AbstG

ab 51. Tag vor der Abstim­
mung bis spätestens 42. Tag 
vor der Abstimmung

Aufstellung der Abstimmungs­
verzeichnisse frühestens am

LABO 12.02.2023 § 13 (1) LWO

bis zum 42. Tag vor der  
Abstimmung

Stichtag für die Eintragung  
ins Abstimmungsverzeichnis

BzWA 12.02.2023 §§ 13 (1), 14 (1) LWO

ab 41. Tag vor der Abstimmung Erste Zustellung der Abstimmungs­
benachrichtigungen

ITDZ,  
Postdienstleister

15.02.2023 § 15 LWO

amtliche Mitteilung an alle Abstim­
mungsberechigten

15.02.2023 § 32 (4) AbstG

bis zum 24. Tag vor der  
Abstimmung

Bekanntmachung über das Recht  
auf Einsicht in das Abstimmungs­
verzeichnis

LAL 02.03.2023 § 16 (2) LWO

bis spätestens zum 21. Tag vor 
der Abstimmung

Übermittlung aller Stimmzettel an 
Blindenvereine

LAL 05.03.2023 §49 (6) LWO

bis zum 21. Tag vor der  
Abstimmung

Letzte Zustellung der Abstimmungs­
benachrichtigung

ITDZ,  
Postdienstleister

05.03.2023 § 15 LWO
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Der Landesabstimmungsleiter

Frist/Termin Aufgabe Zuständig Datum  
(26.03.23) Fundstelle

bis zum 21. Tag vor  
der Abstimmung

Antrag auf Eintragung in das Abstim­
mungsverzeichnis

BzWA 05.03.2023 § 14 Absatz 3 LWO

vom 20. bis zum 16. Tag  
vor der Abstimmung

Einsicht in das Abstimmungsverzeichnis 
(zu den allgemeinen Öffnungszeiten 
des Bezirkswahlamtes)

BzWA
06.03.2023
10.03.2023 §16 (1) LWO

vom 20. bis zum 16. Tag  
vor der Abstimmung

Einspruch gegen die Nichteintragung 
im Abstimmungsverzeichnis

BzWA 26.03.2023 § 17 Abs. 1-3 LWO

bis zum 4. Tag vor  
der Abstimmung

Beschwerde gegen Versagung  
der Eintragung in das Abstimmungs­
verzeichnis

BzWL 22.03.2023 § 17 Abs. 3 LWO

bis zum 7. Tag vor  
der Abstimmung

Bekanntmachung des Abstimmung­
stages und der Dauer der Abstim­
mungshandlung

LWL 19.03.2023 § 41 (2) LWO

bis zum 2. Tag vor  
der Abstimmung

Abschluss und Abzug Abstim­
mungsverzeichnisse

BzWA 24.03.2023 § 19 (1) LWO

bis zum 2. Tag, 18 Uhr vor  
der Abstimmung

Beantragung von Abstimmungs­
scheinen beim Bezirkswahlamt

BzWA 24.03.2023 § 24 Abs. 1 LWO

bis zum 1. Tag, 12 Uhr vor  
der Abstimmung

Ersatz nicht zugegangener Abstim­
mungsscheine

BzWA 25.03.2023 § 24 (5) LWO

1 Tag vor der Abstimmung Übergabe von Abstimmungsunterlagen 
an Abstimmungsvorstand

BzWA 25.03.2023 § 42 LWO

Abstimmungtag, 8 Uhr Beginn der Abstimmungszeitzeit Abstimmungs­
vorstand

26.03.2023 § 41 LWO

Abstimmungtag, bis 15 Uhr Abstimmungsscheine bei plötzlicher 
Erkrankung

BzWA 26.03.2023 §24 (1b) LWO

Abstimmungtag, 18 Uhr Ende der Abstimmungszeitzeit Abstimmungs­
vorstand

26.03.2023 § 41 LWO

Abstimmungtag, ab 18:00 Uhr öffentliche Ermittlung des Abstim­
mungsergebnisses

Abstim­
mungsvorstand

26.03.2023 § 57 LWO

Abstimmungtag Schnellmeldung der Abstim­
mungsergebnisse

Abstimmungs­
vorstand an 

Bezirkswahlamt

26.03.2023 § 66 LWO

bis spätestens 20 Tage nach 
dem Tag der Abstimmung

Bekanntgabe des Ergebnisses im 
Amtsblatt

LAL 15.04.2023 § 39 AbstG
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Festsetzung des Abstimmungstages für den 
Volksentscheid „Berlin 2030 klimaneutral“

Bekanntmachung vom 6. Januar 2023
InnDS I A 14

Telefon: 90223-2344 oder 90223-0, intern 9223-2344

Der Senat von Berlin hat am 13. Dezember 2022 nach § 32 
Absatz 1 des Abstimmungsgesetzes vom 11. Juni 1997 (GVBl. S. 
304), das zuletzt durch Gesetz vom 12. Oktober 2020 (GVBl. 
S. 787) geändert worden ist, den Abstimmungstag für den 
Volksentscheid „Berlin 2030 klimaneutral“ festgesetzt auf 
Sonntag, den 2 . März 2023.

Name und Anschrift der Trägerin
Trägerin des Volksbegehrens
Klimaneustart Berlin  
c/o bUm
Paul-Lincke-Ufer 21 
10999 Berlin
Internet: https://www.berlin2030.org/ 
E-Mail: info@klimaneustart.berlin

Wortlaut des Stimmzettels 

Abgestimmt wird über die Änderung des Berliner Klimaschutz- 
und Energiewendegesetzes (EWG Bln). Der vollständige 
Abstimmungstext ist im Amtsblatt für Berlin vom 1. Juli 2022 
veröffentlicht.

Die Gesetzesänderung verfolgt das Ziel, das Land Berlin zu 
verpflichten, Klimaneutralität bereits bis zum Jahr 2030, 
anstatt nach geltendem Recht bis 2045, herzustellen. Die 
Treibhausgasbilanz Berlins soll nach 2030 keine Netto-
Emissionen mehr aufweisen, um dazu beizutragen, die globale 
Erwärmung auf 1,5 Grad zu begrenzen. Die im Berliner 
Klimaschutz- und Energiewendegesetz festgelegten Klima­
schutzziele und -maßnahmen sollen verschärft werden. 

Mit der Gesetzesänderung werden im Wesentlichen folgende 
Regelungen getroffen:

•	 Verminderung der CO2-Emissionen bis zum Jahr 2025 
um 70 % und bis zum Jahr 2030 um 95 % gegenüber 
1990

•	 Vollständige Einbeziehung aller sonstigen 
Treibhausgasemissionen, nicht nur von CO2

•	 Erstattung infolge des Gesetzes eintretender Erhöhungen 
der Nettowarmmiete für Wohnraum bis 2050 durch 
einen monatlichen Zuschuss aus dem Berliner 
Landeshaushalt

•	 Änderung bestehender Begriffe, beispielsweise 
„Klimaschutzverpflichtungen“ statt „Klimaschutzziele“ 

•	 Abschluss der energetischen Sanierung der öffentlichen 
Gebäude bis zum Jahr 2030

•	 Maßnahmen für die vermehrte Erzeugung und Nutzung 
erneuerbarer Energien auf, in und an öffentlichen und 
privaten Gebäuden

Abstimmungsfrage:
Stimmen Sie den Änderungen des Berliner  
Klimaschutz- und Energiewendegesetzes zu?

Amtliche Kostenschätzung

Auf Grundlage des reinen Änderungsentwurfs zum EWG Bln 
lassen sich die Kosten für das Land Berlin nicht seriös beziffern. 
Diese sind unter anderem abhängig von den Klimaschutz­
ambitionen und Rahmenbedingungen auf Bundes- und EU-
Ebene. Nach konservativer Schätzung muss für die Erreichung 
der Klimaneutralität in Berlin bis 2030 mit gesamtwirt­
schaftlichen Investitionskosten mindestens in hoher zweistelli­
ger Milliardenhöhe gerechnet werden. Welcher Anteil davon 
aus dem Landeshaushalt zu finanzieren wäre, kann ge­
genwärtig nicht abgeschätzt werden. Kostenmindernd wirken 
langfristig vermiedene Klimaschäden, Energieeinsparungen 
und potentielle positive Arbeitsplatzeffekte, die ebenfalls 
nicht unmittelbar zu beziffern sind.

JA / NEIN
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Auszug aus der Verfassung von Berlin

vom 23. November 1995 (GVBl. S. 779), 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 17. Mai 2021 (GVBl. S. 502)

Artikel 2

Träger der öffentlichen Gewalt ist die Gesamtheit 
der Deutschen, die in Berlin ihren Wohnsitz haben. 
Sie üben nach dieser Verfassung ihren Willen unmit­
telbar durch Wahl zu der Volksvertretung und durch 
Abstimmung, mittelbar durch die Volksvertretung aus. 
Die Vorschriften dieser Verfassung, die auch anderen 
Einwohnern Berlins eine Beteiligung an der staatlichen 
Willensbildung einräumen, bleiben unberührt.

Artikel 3

(1) 	 Die gesetzgebende Gewalt wird durch Volks­
abstimmungen, Volksentscheide und durch die 
Volksvertretung ausgeübt, die vollziehende 
Gewalt durch die Regierung und die Verwaltung 
sowie in den Bezirken im Wege von Bürgerent­
scheiden. Die richterliche Gewalt liegt in den 
Händen unabhängiger Gerichte.

(…)

Artikel 39

(…)

(3) 	 Wahlberechtigt sind alle Deutschen, die am Tage 
der Wahl das 18. Lebensjahr vollendet und seit 
mindestens drei Monaten in Berlin ihren Wohnsitz 
haben.

(…)

(5) 	 Alles Nähere, insbesondere über den Ausschluß 
vom Wahlrecht und von der Wählbarkeit sowie 
über das Ruhen des Wahlrechts, wird durch das 
Wahlgesetz geregelt.

Artikel 59

(…)

(2)	 Gesetzesvorlagen können aus der Mitte des 
Abgeordnetenhauses, durch den Senat oder im 
Wege des Volksbegehrens eingebracht werden.

(…)

Artikel 61

(1) 	 Alle Einwohner Berlins haben das Recht, das 
Abgeordnetenhaus im Rahmen seiner Entschei­
dungszuständigkeiten mit bestimmten Gegen­
ständen der politischen Willensbildung, die Berlin 
betreffen, zu befassen. Die Initiative muss von  
20 000 Einwohnern Berlins, die mindestens  
16 Jahre alt sind, unterzeichnet sein. Ihre Vertreter 
haben das Recht auf Anhörung in den zuständigen 
Ausschüssen.

(2) 	 Das Nähere regelt ein Gesetz.

Artikel 62

(1) 	 Volksbegehren können darauf gerichtet werden, 
Gesetze zu erlassen, zu ändern oder aufzuheben, 
soweit das Land Berlin die Gesetzgebungskom­
petenz hat. Sie können darüber hinaus darauf 
gerichtet werden, im Rahmen der Entscheidungs­
zuständigkeit des Abgeordnetenhauses zu Ge­
genständen der politischen Willensbildung, die 
Berlin betreffen, sonstige Beschlüsse zu fassen. 
Sie sind innerhalb einer Wahlperiode zu einem 
Thema nur einmal zulässig.

(2) 	 Volksbegehren zum Landeshaushaltsgesetz, zu 
Dienst- und Versorgungsbezügen, Abgaben, 
Tarifen der öffentlichen Unternehmen sowie zu 
Personalentscheidungen sind unzulässig.

(3) 	 Der dem Volksbegehren zugrundeliegende 
Entwurf eines Gesetzes oder eines sonstigen 
Beschlusses ist vom Senat unter Darlegung seines 
Standpunktes dem Abgeordnetenhaus zu unter­
breiten, sobald der Nachweis der Unterstützung 
des Volksbegehrens erbracht ist. Auf Verlangen 
der Vertreter des Volksbegehrens ist das Volks­
begehren durchzuführen, wenn das Abgeordne­
tenhaus den begehrten Entwurf eines Gesetzes 
oder eines sonstigen Beschlusses nicht innerhalb 
von vier Monaten inhaltlich in seinem wesentli­
chen Bestand unverändert annimmt.

(4) 	 Ist ein Volksbegehren zustande gekommen, so 
muss innerhalb von vier Monaten ein Volksent­
scheid herbeigeführt werden. Die Frist kann auf 
bis zu acht Monate verlängert werden, wenn 
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dadurch der Volksentscheid gemeinsam mit Wah­
len oder mit anderen Volksentscheiden durchge­
führt werden kann. Das Abgeordnetenhaus kann 
einen eigenen Entwurf eines Gesetzes oder eines 
sonstigen Beschlusses zur gleichzeitigen Abstim­
mung stellen. Der Volksentscheid unterbleibt, 
wenn das Abgeordnetenhaus den begehrten 
Entwurf eines Gesetzes oder eines sonstigen 
Beschlusses inhaltlich in seinem wesentlichen 
Bestand unverändert annimmt.

(5) 	 Der Präsident des Abgeordnetenhauses fertigt 
das durch Volksentscheid zustande gekommene 
Gesetz aus; der Regierende Bürgermeister ver­
kündet es im Gesetz- und Verordnungsblatt für 
Berlin.

(6) 	 Volksbegehren können auch auf die vorzeitige 
Beendigung der Wahlperiode des Abgeordneten­
hauses gerichtet werden.

Artikel 63

(1) 	 Ein Volksbegehren, das einen Gesetzentwurf oder 
einen sonstigen Beschluss nach Artikel 62 Abs. 1 
zum Gegenstand hat, bedarf zum Nachweis der 
Unterstützung der Unterschriften von mindestens 
20 000 der zum Abgeordnetenhaus Wahl­
berechtigten. Es kommt zustande, wenn mindes­
tens 7 vom Hundert der zum Abgeordnetenhaus 
Wahlberechtigten innerhalb von vier Monaten 
dem Volksbegehren zustimmt. Ein Gesetz oder 
ein sonstiger Beschluss nach Artikel 62 Abs. 1 ist 
durch Volksentscheid angenommen, wenn eine 
Mehrheit der Teilnehmer und zugleich mindestens 
ein Viertel der zum Abgeordnetenhaus Wahl­
berechtigten zustimmt.

(2) 	 Ein Volksbegehren, das einen die Verfassung von 
Berlin ändernden Gesetzentwurf zum Gegenstand 
hat, bedarf zum Nachweis der Unterstützung der 
Unterschriften von mindestens 50 000 der zum 
Abgeordnetenhaus Wahlberechtigten. Es kommt 
zustande, wenn mindestens ein Fünftel der zum 
Abgeordnetenhaus Wahlberechtigten innerhalb 
von vier Monaten dem Volksbegehren zustimmt. 

Ein die Verfassung von Berlin änderndes Gesetz 
ist durch Volksentscheid angenommen, wenn 
eine Mehrheit von mindestens zwei Dritteln der 
Teilnehmer und zugleich mindestens die Hälfte 
der zum Abgeordnetenhaus Wahlberechtigten 
zustimmt.

(3) 	 Ein Volksbegehren, das die vorzeitige Beendigung 
der Wahlperiode des Abgeordnetenhauses zum 
Gegenstand hat, bedarf zum Nachweis der Un­
terstützung der Unterschriften von mindestens  
50 000 der zum Abgeordnetenhaus Wahlberech­
tigten. Es kommt zustande, wenn mindestens 
ein Fünftel der zum Abgeordnetenhaus Wahl­
berechtigten innerhalb von vier Monaten dem 
Volksbegehren zustimmt. Der Volksentscheid wird 
nur wirksam, wenn sich mindestens die Hälfte der 
Wahlberechtigten daran beteiligt und die Mehr­
heit der Teilnehmer zustimmt.

(4) 	 Das Nähere zum Volksbegehren und zum Volks­
entscheid, einschließlich der Veröffentlichung  
des dem Volksentscheid zugrunde liegenden Vor­
schlags, wird durch Gesetz geregelt.
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Auszug aus dem Gesetz über den Verfassungsgerichtshof 
(VerfGHG)	

vom 8. November 1990 (GVBl. S. 2246),  
zuletzt geändert durch Gesetz vom 22. Januar 2021 (GVBl. S. 75)

§ 14
Zuständigkeiten

Der Verfassungsgerichtshof entscheidet 
(…)
7. über Vorlagen nach § 17 Absatz 9 und Einsprüche nach  
§ 41 des Abstimmungsgesetzes,
(…).

II. Teil
Allgemeine Verfahrensvorschriften

§ 15 
Anwendung des Gerichtsverfassungsgesetzes

Soweit in diesem Gesetz nichts anderes bestimmt ist, sind 
hinsichtlich der Öffentlichkeit, der Sitzungspolizei, der Gerichts­
sprache, der Beratung und der Abstimmung die Vorschriften 
der Titel 14 bis 16 des Gerichtsverfassungsgesetzes entspre­
chend anzuwenden.

§ 16 
Ausschließung vom Richteramt

(1) Ein Mitglied des Verfassungsgerichtshofes ist von der Aus­
übung seines Richteramtes ausgeschlossen, wenn es
1. an der Sache beteiligt oder mit einem Beteiligten verhei­
ratet ist oder war oder eine Lebenspartnerschaft begründet 
hat oder hatte, in gerader Linie verwandt oder verschwägert 
oder in der Seitenlinie bis zum dritten Grade verwandt oder 
bis zum zweiten Grade verschwägert ist
oder
2. in derselben Sache bereits von Amts oder Berufs wegen 
tätig gewesen ist.
3. mit einem Dritten, der nach den Nummern 1 oder 2 von der 
Ausübung des Richteramtes ausgeschlossen wäre, eine Büro­
gemeinschaft oder Sozietät betreibt.
(2) Beteiligt ist nicht, wer auf Grund seines Familienstandes, 
seines Berufes, seiner Abstammung, seiner Zugehörigkeit zu 
einer politischen Partei oder aus einem ähnlich allgemeinen 
Gesichtspunkt am Ausgang des Verfahrens interessiert ist.
(3) Als Tätigkeit im Sinne des Absatzes 1 Nr. 2 gilt nicht
1. die Mitwirkung im Gesetzgebungsverfahren,
2. die Äußerung einer wissenschaftlichen Meinung zu einer 
Rechtsfrage, die für das Verfahren bedeutsam sein kann.

§ 17 
Ablehnung wegen Besorgnis der Befangenheit

(1) Wird ein Mitglied des Verfassungsgerichtshofes wegen Be­
sorgnis der Befangenheit abgelehnt, so entscheidet das Gericht 
unter Ausschluß des Abgelehnten; bei Stimmengleichheit gibt 
die Stimme des Vorsitzenden den Ausschlag.

(2) Die Ablehnung ist zu begründen. Der Abgelehnte hat sich 
dazu zu äußern. Ein Beteiligter kann ein Mitglied des Verfas­
sungsgerichtshofes wegen Besorgnis der Befangenheit nicht 
mehr ablehnen, wenn er sich, ohne den ihm bekannten Ab­
lehnungsgrund geltend gemacht zu haben, in eine Verhand­
lung eingelassen hat.
(3) Erklärt sich ein Mitglied, das nicht abgelehnt ist, selbst für 
befangen, so gilt Absatz 1 entsprechend.

§ 18 
Akteneinsicht

Die Beteiligten haben das Recht der Akteneinsicht.

§ 18a 
Auskunft über personenbezogene Daten

Betreffen außerhalb des Verfahrens gestellte Anträge auf 
Auskunft aus oder Einsicht in Akten des Verfassungsgerichts­
hofs personenbezogene Daten, so gelten die Vorschriften 
des Berliner Datenschutzgesetzes, soweit die nachfolgenden 
Bestimmungen keine abweichende Regelung treffen.

§ 18b 
Zur Einsicht Berechtigte; Auskunft aus beigezogenen Akten;

Versendung von Akten
(1) Auskunft aus oder Einsicht in Akten des Verfassungs­
gerichtshofs kann gewährt werden
1. öffentlichen Stellen, soweit
a) dies für Zwecke der Rechtspflege erforderlich ist oder
b) Angaben der betroffenen Person überprüft werden müs­
sen, weil tatsächliche Anhaltspunkte für deren Unrichtigkeit 
bestehen, oder
c) es zur Abwehr erheblicher Nachteile für das Gemeinwohl 
oder einer Gefahr für die öffentliche Sicherheit oder zur Wah­
rung erheblicher Belange des Gemeinwohls erforderlich ist 
oder
d) es zur Verfolgung von Straftaten oder Ordnungswidrig­
keiten, zur Vollstreckung oder zum Vollzug von Strafen oder 
Maßnahmen im Sinne des § 11 Absatz 1 Nummer 8 des Straf­
gesetzbuchs oder von Erziehungsmaßregeln oder Zuchtmitteln 
im Sinne des Jugendgerichtsgesetzes oder zur Vollstreckung 
von Bußgeldentscheidungen erforderlich ist oder
e) es zur Abwehr einer schwerwiegenden Beeinträchtigung 
der Rechte einer anderen Person erforderlich ist oder
f) es zur Durchführung wissenschaftlicher Forschung erforder­
lich ist, das wissenschaftliche Interesse an der Durchführung 
des Forschungsvorhabens das Interesse der betroffenen 
Person an dem Ausschluss der Zweckänderung erheblich 
überwiegt und der Zweck der Forschung auf andere Weise 
nicht oder nur mit unverhältnismäßigem Aufwand erreicht 
werden kann,



10

2. Privatpersonen und anderen nicht-öffentlichen Stellen, 
soweit sie hierfür ein berechtigtes Interesse darlegen; Aus­
kunft und Akteneinsicht sind zu versagen, wenn die betroffene 
Person ein schutzwürdiges Interesse an der Versagung hat. 
Einer Unterrichtung der betroffenen Person von der Übermitt­
lung ihrer Daten bedarf es nicht. Die Erteilung der Auskunft 
und die Gewährung der Akteneinsicht sind in der Akte zu 
vermerken. Auskunft oder Akteneinsicht kann auch gewährt 
werden, soweit die betroffene Person eingewilligt hat.
(2) Akteneinsicht kann nur gewährt werden, wenn unter An­
gabe von Gründen dargelegt wird, dass die Erteilung einer 
Auskunft zur Erfüllung der Aufgaben der die Akteneinsicht 
begehrenden öffentlichen Stelle (Absatz 1 Nummer 1) oder 
zur Wahrnehmung des berechtigten Interesses der die Akten­
einsicht begehrenden Privatperson oder anderen nicht-
öffentlichen Stellen (Absatz 1 Nummer 2) nicht ausreichen 
würde oder die Erteilung einer Auskunft einen unverhältnis­
mäßigen Aufwand erfordern würde.
(3) Aus beigezogenen Akten, die nicht Aktenbestandteil sind, 
dürfen Auskünfte nur erteilt werden, wenn der Antragsteller 
die Zustimmung der Stelle nachweist, um deren Akten es sich 
handelt; gleiches gilt für die Akteneinsicht.
(4) Die Akten des Verfassungsgerichtshofs werden nicht über­
sandt. An öffentliche Stellen können sie übersandt werden, 
wenn diesen gemäß Absatz 2 Akteneinsicht gewährt werden 
kann oder wenn einer Privatperson auf Grund besonderer 
Umstände dort Akteneinsicht gewährt werden soll.
(5) Das Recht auf Akteneinsicht oder Aktenauskunft besteht 
nicht, soweit sich Akten auf die Beratung des Verfassungs­
gerichtshofs sowie deren Vorbereitung beziehen.

§ 18c 
Verarbeitung personenbezogener Daten  

für andere Verfahren
Der Verfassungsgerichtshof darf in einem verfassungsgericht­
lichen Verfahren zu den Akten gelangte personenbezogene 
Daten für ein anderes verfassungsgerichtliches Verfahren 
verarbeiten.

§ 19 
Beauftragte von Personengruppen

Wenn das Verfahren von einer Personengruppe oder gegen 
eine Personengruppe beantragt wird, kann der Verfassungs­
gerichtshof anordnen, daß sie ihre Rechte, insbesondere das 
Recht auf Anwesenheit im Termin, durch einen Beauftragten 
oder mehrere Beauftragte wahrnehmen läßt.

§ 20 
Bevollmächtigte

(1) Die Beteiligten können sich in jeder Lage des Verfahrens 
durch einen Rechtsanwalt oder einen Rechtslehrer an einer 
staatlichen oder staatlich anerkannten Hochschule eines 
Mitgliedstaates der Europäischen Union, eines anderen Ver­
tragsstaates des Abkommens über den Europäischen Wirt­
schaftsraum oder der Schweiz als Bevollmächtigten vertreten 
lassen.
(2) Das Abgeordnetenhaus oder Teile von diesem, die in der 
Verfassung von Berlin oder in der Geschäftsordnung des 
Abgeordnetenhauses mit eigenen Rechten ausgestattet sind, 
können sich auch durch ihre Mitglieder vertreten lassen.
(3) Das Land Berlin und seine Verfassungsorgane können sich 
außerdem durch ihre Beamten vertreten lassen, soweit diese 
die Befähigung zum Richteramt besitzen oder auf Grund 
der vorgeschriebenen Staatsprüfungen die Befähigung zum 
höheren Verwaltungsdienst erworben haben.

(4) Der Verfassungsgerichtshof kann auch eine andere Person 
als Beistand eines Beteiligten zulassen.
(5) Die Vollmacht ist schriftlich zu erteilen. Sie muß sich aus­
drücklich auf das Verfahren beziehen.
(6) Ist ein Bevollmächtigter bestellt, so sind alle Mitteilungen 
des Gerichts an ihn zu richten.

§ 21 
Einleitung des Verfahrens

(1) Anträge, die das Verfahren einleiten, sind schriftlich beim 
Verfassungsgerichtshof einzureichen. Sie sind zu begründen; 
die erforderlichen Beweismittel sind anzugeben.
(2) Der Präsident stellt den Antrag dem Antragsgegner und 
den übrigen Beteiligten unverzüglich mit der Aufforderung zu, 
sich binnen einer zu bestimmenden Frist zu äußern.
(3) Der Präsident kann jedem Beteiligten aufgeben, binnen 
einer zu bestimmenden Frist die erforderliche Zahl von Ab­
schriften seiner Schriftsätze für das Gericht und die übrigen 
Beteiligten nachzureichen.

§ 21a 
Übermittlung elektronischer Dokumente

(1) Die für Justiz zuständige Senatsverwaltung kann durch 
Rechtsverordnung bestimmen, dass dem Verfassungsgerichts­
hof in einzelnen oder in allen Verfahrensarten Dokumente 
elektronisch übermittelt werden können. Die Rechtsverord­
nung soll den Zeitpunkt bestimmen, von dem an Dokumente 
elektronisch übermittelt werden können, die Art und Weise, in 
der elektronische Dokumente einzureichen sind, sowie die  
für den Empfang bestimmte Einrichtung. Für Dokumente, die 
einem schriftlich zu unterzeichnenden Schriftstück gleich­
stehen, kann eine qualifizierte elektronische Signatur vorge­
schrieben werden. Neben der qualifizierten elektronischen 
Signatur kann auch ein anderes sicheres Verfahren zuge­
lassen werden, das die Authentizität und die Integrität des 
übermittelten elektronischen Dokuments sicherstellt.
(2) Ein elektronisches Dokument ist dem Verfassungsgerichts­
hof zugegangen, wenn es in der durch Rechtsverordnung 
nach Absatz 1 bestimmten Art und Weise übermittelt worden 
ist und wenn die für den Empfang bestimmte Einrichtung es 
aufgezeichnet hat. Dem Absender ist eine automatisierte 
Bestätigung über den Zeitpunkt des Eingangs zu erteilen.  
Genügt das elektronische Dokument nicht den Anforderungen, 
so ist dies dem Absender unter Angabe der für den Verfas­
sungsgerichtshof geltenden technischen Rahmenbedingungen 
unverzüglich mitzuteilen.

§ 21b 
Elektronische Aktenführung

(1) Die Verfahrensakten können elektronisch geführt werden.
(2) Dokumente, die nicht der Form entsprechen, in der die 
Akte geführt wird, sind in die entsprechende Form zu übertra­
gen und in dieser Form zur Akte zu nehmen.
(3) Die Originaldokumente sind mindestens bis zum Abschluss 
des Verfahrens aufzubewahren.
(4) Ist ein in Papierform eingereichtes Dokument in ein elekt­
ronisches Dokument übertragen worden, so muss dieses den 
Vermerk enthalten, wann und durch wen die Übertragung 
vorgenommen worden ist. Ist ein elektronisches Dokument 
in die Papierform überführt worden, muss der Ausdruck den 
Vermerk enthalten, welches Ergebnis die Integritätsprüfung 
des Dokuments ausweist, wen die Signaturprüfung als Inhaber 
der Signatur ausweist und welchen Zeitpunkt die Signatur­
prüfung für die Anbringung der Signatur ausweist.
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(5) Dokumente, die nach Absatz 2 hergestellt sind, sind für 
das Verfahren zugrunde zu legen, soweit kein Anlass besteht, 
an der Übereinstimmung mit dem eingereichten Dokument zu 
zweifeln.
(6) Soweit eine handschriftliche Unterzeichnung durch ein 
Mitglied des Verfassungsgerichtshofes vorgeschrieben ist, 
genügt dieser Form die Aufzeichnung als elektronisches 
Dokument, wenn die verantwortenden Personen am Ende 
des Dokuments ihren Namen hinzufügen und das Dokument 
mit einer qualifizierten elektronischen Signatur versehen. 
Die für Justiz zuständige Senatsverwaltung kann durch 
Rechtsverordnung bestimmen, dass neben der qualifizierten 
elektronischen Signatur auch ein anderes sicheres Verfahren 
zugelassen wird, das die Authentizität und die Integrität des 
aufgezeichneten elektronischen Dokuments sicherstellt.

§ 22 
Verbindung und Trennung von Verfahren

Der Verfassungsgerichtshof kann anhängige Verfahren ver­
binden und verbundene trennen.

§ 23 
Verwerfung von Anträgen

Unzulässige oder offensichtlich unbegründete Anträge kön­
nen durch einstimmigen Beschluß des Gerichts verworfen 
werden. Der Beschluß bedarf keiner weiteren Begründung, 
wenn der Antragsteller vorher auf die Bedenken gegen die 
Zulässigkeit oder Begründetheit seines Antrages hingewiesen 
worden ist.

§ 24 
Mündliche Verhandlung, Form der Entscheidung

(1) Der Verfassungsgerichtshof entscheidet, soweit nichts  
anderes bestimmt ist, auf Grund mündlicher Verhandlung,  
es sei denn, daß alle Beteiligten ausdrücklich oder der Ver­
fassungsgerichtshof einstimmig auf sie verzichten.
(2) Die Entscheidung auf Grund mündlicher Verhandlung 
ergeht als Urteil, die Entscheidung ohne mündliche Verhand­
lung als Beschluß.
(3) Teil- und Zwischenentscheidungen sind zulässig.
(4) Die Entscheidungen des Verfassungsgerichtshofes erge­
hen im Namen des Volkes.

§ 25 
Beweiserhebung

(1) Der Verfassungsgerichtshof erhebt den zur Erforschung 
der Wahrheit erforderlichen Beweis. Er kann damit außerhalb 
der mündlichen Verhandlung ein Mitglied des Gerichts be­
auftragen oder mit Begrenzung auf bestimmte Tatsachen und 
Personen ein anderes Gericht darum ersuchen.
(2) Auf Grund eines Beschlusses mit einer Mehrheit von zwei 
Dritteln der Stimmen des Gerichts kann die Beiziehung ein­
zelner Urkunden unterbleiben, wenn ihre Verwendung mit der 
Sicherheit des Bundes oder eines Landes unvereinbar ist.

§ 26 
Rechts- und Amtshilfe

Alle Gerichte und Verwaltungsbehörden leisten dem Verfas­
sungsgerichtshof Rechts- und Amtshilfe. Sie legen ihm Akten 
und Urkunden über ihre oberste Dienstbehörde vor.

§ 26a 
Stellungnahme durch sachkundige Dritte

Der Verfassungsgerichtshof kann sachkundigen Dritten Gele­
genheit zur Stellungnahme geben.

§ 27 
Vernehmung von Zeugen und Sachverständigen

(1) Für die Vernehmung von Zeugen und Sachverständigen 
gelten die Vorschriften der Zivilprozeßordnung entsprechend.
(2) Soweit ein Zeuge oder Sachverständiger nur mit Ge­
nehmigung einer vorgesetzten Stelle vernommen werden 
darf, kann diese Genehmigung nur verweigert werden, wenn 
es die Sicherheit des Bundes oder eines Landes erfordert. 
Der Zeuge oder Sachverständige kann sich nicht auf seine 
Schweigepflicht berufen, wenn der Verfassungsgerichtshof 
mit einer Mehrheit von zwei Dritteln der Stimmen die Verwei­
gerung der Aussagegenehmigung für unbegründet erklärt.

§ 28 
Beweistermin

Die Beteiligten werden von allen Beweisterminen benachrich­
tigt und können der Beweisaufnahme beiwohnen. Sie können 
an Zeugen und Sachverständige Fragen richten. Wird eine 
Frage beanstandet, so entscheidet das Gericht.

§ 29 
Entscheidung und Verkündung

(1) Der Verfassungsgerichtshof entscheidet in geheimer Bera­
tung nach seiner freien, aus dem Inhalt der Verhandlung und 
dem Ergebnis der Beweisaufnahme geschöpften Überzeu­
gung. Die Entscheidung ist schriftlich abzufassen, zu begrün­
den und von den Richtern, die bei ihr mitgewirkt haben, zu 
unterzeichnen. Sie ist sodann, wenn eine mündliche Verhand­
lung stattgefunden hat, unter Mitteilung der wesentlichen 
Entscheidungsgründe öffentlich zu verkünden. Der Termin zur 
Verkündung einer Entscheidung kann in der mündlichen Ver­
handlung bekanntgegeben oder nach Abschluß der Beratun­
gen festgelegt werden; in diesem Fall ist er den Beteiligten 
unverzüglich mitzuteilen. Zwischen dem Abschluß der münd­
lichen Verhandlung und der Verkündung der Entscheidung 
sollen nicht mehr als drei Monate liegen. Der Termin kann 
durch Beschluß des Verfassungsgerichtshofes verlegt werden.
(2) Jedes Mitglied kann seine in der Beratung vertretene 
abweichende Meinung zu der Entscheidung oder zu deren 
Begründung in einem Sondervotum niederlegen; das Son­
dervotum ist der Entscheidung anzuschließen. Das Stimmen­
verhältnis kann in der Entscheidung mitgeteilt werden.
(3) Alle Entscheidungen sind den Beteiligten zuzustellen so­
wie dem Abgeordnetenhaus und dem Senat mitzuteilen.

§ 30 
Wirkungen der Entscheidung

(1) Die Entscheidungen des Verfassungsgerichtshofes binden 
die Verfassungsorgane sowie alle Gerichte und Behörden 
des Landes Berlin.
(2) In den Fällen des § 14 Nr. 4 und 5 hat die Entscheidung 
des Verfassungsgerichtshofes Gesetzeskraft. Das gilt auch in 
den Fällen des § 14 Nr. 6, wenn der Verfassungsgerichtshof 
ein Gesetz als mit der Verfassung von Berlin vereinbar oder 
unvereinbar oder für nichtig erklärt. Soweit ein Gesetz als mit 
der Verfassung von Berlin vereinbar oder unvereinbar oder 
für nichtig erklärt wird, ist die Entscheidungsformel im Gesetz- 
und Verordnungsblatt für Berlin zu veröffentlichen.

§ 31 
Einstweilige Anordnung

(1) Der Verfassungsgerichtshof kann im Streitfall einen Zustand 
durch einstweilige Anordnung vorläufig regeln, wenn dies 
zur Abwehr schwerer Nachteile, zur Verhinderung drohender 
Gewalt oder aus einem anderen wichtigen Grund zum ge­
meinen Wohl dringend geboten ist.



12

(2) Die einstweilige Anordnung kann ohne mündliche Verhand­
lung ergehen. Bei besonderer Dringlichkeit kann der Verfas­
sungsgerichtshof davon absehen, den am Verfahren zur 
Hauptsache Beteiligten, zum Beitritt Berechtigten oder Äuße­
rungsberechtigten Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben.
(3) Wird die einstweilige Anordnung durch Beschluß erlassen 
oder abgelehnt, so kann Widerspruch erhoben werden. Das 
gilt nicht für den Beschwerdeführer im Verfahren der Verfas­
sungsbeschwerde. Über den Widerspruch entscheidet der 
Verfassungsgerichtshof nach mündlicher Verhandlung. Diese 
muß binnen zweier Wochen nach dem Eingang der Begrün­
dung des Widerspruchs stattfinden.
(4) Der Widerspruch gegen die einstweilige Anordnung hat 
keine aufschiebende Wirkung. Der Verfassungsgerichtshof 
kann die Vollziehung der einstweiligen Anordnung aussetzen.
(5) Die einstweilige Anordnung tritt nach sechs Monaten 
außer Kraft. Sie kann mit einer Mehrheit von zwei Dritteln der 
Stimmen wiederholt werden.
(6) Ist der Verfassungsgerichtshof nicht beschlußfähig, so 
kann die einstweilige Anordnung bei besonderer Dringlichkeit 
erlassen werden, wenn mindestens drei Richter anwesend 
sind und der Beschluß einstimmig gefaßt wird. Sie tritt nach 
einem Monat außer Kraft. Wird sie durch den Verfassungs­
gerichtshof bestätigt, so tritt sie sechs Monate nach ihrem 
Erlaß außer Kraft.

§ 32 
Aussetzung des Verfahrens

(1) Der Verfassungsgerichtshof kann sein Verfahren bis zur 
Erledigung eines bei einem anderen Gericht anhängigen 
Verfahrens aussetzen, wenn für seine Entscheidung die Fest­
stellungen oder die Entscheidung dieses anderen Gerichts 
von Bedeutung sein können.
(2) Der Verfassungsgerichtshof kann seiner Entscheidung die 
tatsächlichen Feststellungen eines rechtskräftigen Urteils 
zugrunde legen, das in einem Verfahren ergangen ist, in dem 
die Wahrheit von Amts wegen zu erforschen ist.

§ 33 
Kosten

(1) Das Verfahren vor dem Verfassungsgerichtshof ist kostenfrei.
(2) Wird eine Verfassungsbeschwerde oder ein Einspruch 
nach § 14 Nr. 2, 3 und 7 verworfen (§ 23), so kann der Verfas­
sungsgerichtshof dem Beschwerdeführer eine Gebühr bis zu 
500 Euro auferlegen. Die Entscheidung über die Gebühr und 
über ihre Höhe ist unter Berücksichtigung aller Umstände, 
insbesondere des Gewichts der geltend gemachten Gründe, 
der Bedeutung des Verfahrens für den Beschwerdeführer und 
seiner Vermögens- und Einkommensverhältnisse zu treffen. 
Der Verfassungsgerichtshof kann dem Antragsteller nach 
Maßgabe der Sätze 1 und 2 eine Gebühr auferlegen, wenn 
er einen Antrag auf Erlaß einer einstweiligen Anordnung zu­
rückweist.
(3) Von der Auferlegung einer Gebühr ist abzusehen, wenn sie 
unbillig wäre.
(4) Der Verfassungsgerichtshof kann eine erhöhte Gebühr 
bis zu 2500 Euro auferlegen, wenn die Einlegung der Verfas­
sungsbeschwerde oder des Einspruchs nach § 14 Nr. 2 und 3 
einen Mißbrauch darstellt oder wenn ein Antrag auf Erlaß 
einer einstweiligen Anordnung mißbräuchlich gestellt ist.
(5) Für die Einziehung der Gebühren gilt § 59 Abs. 1 der 
Landeshaushaltsordnung entsprechend.

(6) Der Berichterstatter kann dem Beschwerdeführer aufgeben, 
binnen eines Monats einen Vorschuß auf die Gebühr nach 
Absatz 2 Satz 1 zu zahlen. Der Berichterstatter hebt die An­
ordnung auf oder ändert sie ab, wenn der Beschwerdeführer 
nachweist, daß er den Vorschuß nach seinen persönlichen 
und wirtschaftlichen Verhältnissen nicht, nur zum Teil oder 
nur in Raten aufbringen kann. Die Anordnungen des Bericht­
erstatters sind unanfechtbar.

§ 34 
Auslagenerstattung

(1) Erweist sich eine Verfassungsbeschwerde als begründet, 
so sind dem Beschwerdeführer die notwendigen Auslagen 
ganz oder teilweise zu erstatten.
(2) In den übrigen Fällen kann der Verfassungsgerichtshof 
volle oder teilweise Erstattung der Auslagen anordnen.

§ 35 
Vollstreckung

Der Verfassungsgerichtshof kann in seiner Entscheidung be­
stimmen, wer sie vollstreckt; er kann auch im Einzelfall die Art 
und Weise der Vollstreckung regeln.

§ 42 a 
Einstweilige Anordnung im Einspruchsverfahren

Auf Antrag kann der Verfassungsgerichtshof schon vor der 
Durchführung der Wahlen eine Entscheidung durch einstwei­
lige Anordnung treffen, wenn wegen des geltend gemachten 
Verstoßes zu erwarten ist, dass die Wahlen ganz oder teil­
weise für ungültig erklärt werden und der Verstoß noch vor 
den Wahlen beseitigt werden kann. Dies gilt nicht für den 
Einspruch nach § 40 Absatz 2 Nummer 1a.

Sechster Abschnitt

Verfahren in den Fällen des § 14 Nr. 7  
(Volksinitiative, Volksbegehren, Volksentscheid) 

§ 55 
Verfahren bei Vorlagen und Einsprüchen, Entscheidung

(1) Das Verfahren vor dem Verfassungsgerichtshof auf Grund 
von Vorlagen und Einsprüchen bei Volksinitiative, Volksbe­
gehren und Volksentscheid richtet sich nach den Allgemeinen 
Verfahrensvorschriften dieses Gesetzes sowie nach dem Ab­
stimmungsgesetz.
(2) Der Verfassungsgerichtshof stellt auf Grund der Vorlage 
fest, dass der Antrag auf Einleitung des Volksbegehrens zuläs­
sig ist, wenn die gesetzlichen Anforderungen für die Einleitung 
erfüllt sind. Im Übrigen erkennt der Verfassungsgerichtshof auf 
Grund von Einsprüchen auf Zurückweisung des Einspruchs 
oder auf Aufhebung der angegriffenen Entscheidung. Ist der 
Einspruch gegen die Entscheidung des Senats nach § 17 Ab­
satz 8 des Abstimmungsgesetzes erhoben worden, wird der 
Einspruch auch dann zurückgewiesen, wenn das Volksbegeh­
ren den Anforderungen der §§ 11 oder 12 des Abstimmungs­
gesetzes nicht entspricht.
(3) § 42a gilt entsprechend.
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Abschnitt 1 
Volksinitiative

§ 1 
Teilnahmerecht

Alle mindestens 16 Jahre alten Einwohner und Einwohnerin­
nen Berlins können an einer Volksinitiative teilnehmen.

§ 2 
Gegenstand

Eine Volksinitiative ist darauf gerichtet, das Abgeordneten­
haus im Rahmen seiner Entscheidungszuständigkeiten mit 
bestimmten Gegenständen der politischen Willensbildung, 
die Berlin betreffen, zu befassen (Artikel 61 Abs. 1 Satz 1 der 
Verfassung von Berlin).

§ 3 
Trägerin

Trägerin einer Volksinitiative können eine natürliche Person, 
eine Mehrheit von Personen, eine Personenvereinigung oder 
eine Partei sein.

§ 4 
Antrag auf Behandlung einer Volksinitiative

Der Antrag auf Behandlung einer Volksinitiative ist schriftlich 
an den Präsidenten oder die Präsidentin des Abgeordneten­
hauses von Berlin zu richten. Dem Antrag sind Namen und 
Anschrift der Trägerin, der mit einer Begründung versehene 
Wortlaut der Vorlage und die Unterstützungserklärungen 
nach § 5 Absatz 1 beizufügen.

§ 5 
Unterschriften

(1) 	 Der Antrag bedarf der Unterschrift von mindestens 
20 000 Personen, die am Tage der Unterschrift min­
destens 16 Jahre alt und mit alleiniger Wohnung oder 
mit Hauptwohnung in Berlin im Melderegister verzeich­
net sind. Die Unterschrift muss innerhalb der letzten 
sechs Monate vor dem Eingang des Antrages beim 
Abgeordnetenhaus von Berlin geleistet sein. Jede Un­
terschrift muss auf einer Unterschriftsliste oder einem 
gesonderten Unterschriftsbogen, auf der oder auf dem 
der Wortlaut der Vorlage oder ihr wesentlicher Inhalt 
in Kurzform vorangestellt ist, erfolgen. Es obliegt der 
Trägerin, die für Inneres zuständige Senatsverwaltung 
vor Beginn der Unterschriftensammlung über den Tag, 
an dem die Unterschriftensammlung beginnt, sowie 
die Namen und den Wohnsitz mit Anschrift der Vertrau­
enspersonen zu informieren; dabei ist der Wortlaut der 
Volksinitiative beizufügen, der während der Unterschrif­
tensammlung nicht verändert werden darf.

(2) 	 Neben der eigenhändigen Unterschrift müssen folgen­
de Daten der unterzeichnenden Person handschriftlich 
angegeben sein:

1.	 Familienname,

2.	 Vorname,

3.	 Geburtsdatum,

4.	 Anschrift der alleinigen Wohnung oder Hauptwoh­
nung,

5.	 Tag der Unterschriftsleistung.

(3) 	 Fehlt die handschriftliche Angabe des Geburtsdatums 
oder ist diese unvollständig, fehlerhaft oder unleserlich, 
so gilt die Unterschrift als ungültig. Die Unterschrift gilt 
zudem als ungültig, wenn sich die Person anhand der 
Eintragungen nicht zweifelsfrei erkennen lässt oder 
sich nicht zweifelsfrei feststellen lässt, ob die Unterschrift 
fristgerecht erfolgt ist oder die unterzeichnende Person 
am Tag der Unterschriftsleistung teilnahmeberechtigt 
war. Enthalten die Eintragungen Zusätze oder Vorbehal­
te, sind sie nicht handschriftlich oder nicht fristgerecht 
erfolgt oder wurden sie mit Telefax oder elektronisch 
übermittelt, so gilt die Unterschrift ebenfalls als ungültig.

(4) 	 Die Trägerin hat einheitliche Unterschriftslisten und 
-bögen zu verwenden und diese auf eigene Kosten zu 
beschaffen.

(5) 	 Eine unterstützungswillige Person, die nicht schreiben 
kann, erklärt ihre Unterstützung zur Niederschrift im 
Bezirksamt.

(6) 	 Zum Nachweis des Stimmrechts müssen Personen, 
die nicht in einem Melderegister der Bundesrepub­
lik Deutschland verzeichnet sind oder nicht seit drei 
Monaten vor dem Tag der Unterzeichnung in Berlin 
gemeldet sind, die Unterzeichnung im Bezirksamt vor­
nehmen und durch Versicherung an Eides statt glaub­
haft machen, dass sie sich in den letzten drei Monaten 
überwiegend in Berlin aufgehalten haben.

§ 6 
Vertrauenspersonen

(1) 	 Die Trägerin einer Volksinitiative bestimmt fünf Vertrau­
enspersonen zur Vertretung der Volksinitiative. Die Ver­
trauenspersonen müssen unterzeichnungsberechtigt im 
Sinne des § 5 Absatz 1 Satz 1 sein. Sie sind berechtigt,  
im Namen der Unterzeichnenden im Rahmen dieses 
Gesetzes verbindliche Erklärungen für die Trägerin ab­
zugeben und entgegenzunehmen. Erklärungen der Ver­
trauenspersonen sind nur verbindlich, wenn sie von min­
destens drei Vertrauenspersonen abgegeben werden.

(2) 	 In dem Antrag nach § 4 sind die Namen, die alleinigen 
Wohnsitze oder die Hauptwohnsitze mit Anschriften und 
die Geburtsdaten der Vertrauenspersonen aufzuführen.

§ 7 
Prüfung der Zulässigkeit

(1) 	 Der Präsident oder die Präsidentin des Abgeordne­
tenhauses prüft mit Ausnahme der Zahl der gültigen 
Unterstützungserklärungen die Zulässigkeitsvorausset­
zungen des Artikels 61 Abs. 1 der Verfassung von Berlin 
und der §§ 1 bis 6. Die Prüfung erfolgt innerhalb einer 
Frist von 15 Tagen nach Eingang des Antrags.

Gesetz über Volksinitiative, Volksbegehren und Volksentscheid 
(Abstimmungsgesetz – AbstG)

vom 11. Juni 1997 (GVBl. S. 304), 
neu gefasst durch Artikel 1 des Gesetzes vom 12. Oktober 2020 (GVBl. S. 787)
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(2) 	 Der Trägerin kann eine angemessene Frist zur Behe­
bung festgestellter Zulässigkeitsmängel gesetzt wer­
den, wenn ohne eine Änderung des Gegenstands der 
Volksinitiative eine Mängelbeseitigung möglich ist. Dies 
gilt nicht für die nach § 5 einzureichenden Unterschrif­
ten.

(3) 	 Stellt der Präsident oder die Präsidentin des Abgeord­
netenhauses die Zulässigkeit des Antrags nach Absatz 
1 oder nach der erfolgreichen Mängelbeseitigung 
durch die Trägerin nach Absatz 2 fest, werden die Un­
terstützungserklärungen der für Inneres zuständigen 
Senatsverwaltung zugeleitet. Sie leitet diese an die 
Bezirksämter ohne Rücksicht auf deren örtliche Zustän­
digkeit für die Wohnung der eingetragenen Personen 
zur Überprüfung der Gültigkeit weiter. Die Bezirksämter 
überprüfen innerhalb von 15 Tagen ab Eingang bei der 
für Inneres zuständigen Senatsverwaltung die Unter­
stützungserklärungen. Hat ein Bezirksamt die Gültigkeit 
von 1 800 Unterstützungserklärungen festgestellt, 
unterbleibt eine weitere Prüfung durch dieses Bezirks­
amt. Die diesem Bezirksamt vorliegenden weiteren 
Unterstützungserklärungen werden lediglich gezählt. 
Die Bezirksämter teilen der für Inneres zuständigen 
Senatsverwaltung die Zahl der geprüften gültigen und 
ungültigen Unterstützungserklärungen sowie die Zahl 
der ungeprüften Unterstützungserklärungen mit. Die 
für Inneres zuständige Senatsverwaltung gibt die Ge­
samtzahl der gültigen und ungültigen Unterstützungs­
erklärungen sowie die Gesamtzahl der ungeprüften 
Unterstützungserklärungen dem Präsidenten oder der 
Präsidentin des Abgeordnetenhauses unverzüglich 
bekannt.

§ 8 
Entscheidung über die Zulässigkeit

(1) 	 Nach der Mitteilung über die Überprüfung durch die 
Bezirksämter stellt der Präsident oder die Präsidentin 
des Abgeordnetenhauses die Zulässigkeit des Antrags 
innerhalb von drei Tagen fest, wenn die Zahl der gül­
tigen Unterstützungserklärungen mindestens 20  000 
beträgt. Die Entscheidung ist den Vertrauenspersonen 
mitzuteilen.

(2) 	 Der Präsident oder die Präsidentin des Abgeordne­
tenhauses weist den Antrag zurück, wenn ein nicht 
behebbares Zulässigkeitshindernis vorliegt oder die 
Trägerin einen behebbaren Mangel nicht innerhalb der 
ihr gesetzten Frist behoben hat. Diese Entscheidung ist 
zu begründen. Mit Einverständnis der Trägerin kann der 
Präsident oder die Präsidentin des Abgeordnetenhau­
ses die Unterlagen mit Ausnahme der Unterstützungserklä­
rungen dem Petitionsausschuss zur weiteren Bearbei­
tung übergeben.

§ 9 
Behandlung der Volksinitiative im Abgeordnetenhaus

(1) 	 Zulässige Volksinitiativen sind innerhalb von vier Monaten 
nach der Feststellung der Zulässigkeit durch den Präsi­
denten oder die Präsidentin des Abgeordnetenhauses 
(§ 8 Abs. 1) im Abgeordnetenhaus zu beraten.

(2) 	 Die Vertrauenspersonen haben ein Recht auf Anhörung 
in den zuständigen Ausschüssen. Nach der Anhörung 
findet eine Aussprache zur Volksinitiative im Abgeord­
netenhaus statt.

Abschnitt 2 
Volksbegehren

§ 10 
Teilnahmerecht

Alle zum Abgeordnetenhaus von Berlin Wahlberechtigten 
können an einem Volksbegehren teilnehmen.

§ 11 
Gegenstand

(1) 	 Volksbegehren können darauf gerichtet werden, Gesetze 
zu erlassen, zu ändern oder aufzuheben, soweit das 
Land Berlin die Gesetzgebungskompetenz hat.  
Sie können darüber hinaus darauf gerichtet werden, im 
Rahmen der Entscheidungszuständigkeit des Abgeord­
netenhauses zu Gegenständen der politischen Willens­
bildung, die Berlin betreffen, sonstige Beschlüsse zu 
fassen. Sie sind innerhalb einer Wahlperiode zu einem 
Thema nur einmal zulässig (Artikel 62 Abs. 1 der Verfas­
sung von Berlin).

(2)	 Volksbegehren können auch auf die vorzeitige Been­
digung der Wahlperiode des Abgeordnetenhauses 
gerichtet werden (Artikel 62 Abs. 6 der Verfassung von 
Berlin).

§ 12 
Unzulässigkeit von Volksbegehren

(1) 	 Volksbegehren zum Landeshaushaltsgesetz, zu Dienst- 
und Versorgungsbezügen, Abgaben, Tarifen der öffent­
lichen Unternehmen sowie Personalentscheidungen 
sind unzulässig (Artikel 62 Abs. 2 der Verfassung von 
Berlin).

(2) 	 Volksbegehren, die dem Grundgesetz, sonstigem Bun­
desrecht, dem Recht der Europäischen Union oder der 
Verfassung von Berlin widersprechen, sind unzulässig.

(3) 	 Volksbegehren zur vorzeitigen Beendigung der Wahl­
periode des Abgeordnetenhauses sind unzulässig, 
wenn der Antrag auf Einleitung später als 46 Monate 
nach Beginn der Wahlperiode gestellt wird.

§ 13 
Trägerin

Trägerin eines Volksbegehrens können eine natürliche Per­
son, eine Mehrheit von Personen, eine Personenvereinigung 
oder eine Partei sein.

§ 14 
Antrag auf Einleitung eines Volksbegehrens

Der Antrag auf Einleitung eines Volksbegehrens ist mit dessen 
Wortlaut und den Unterstützungserklärungen nach § 15 Ab­
satz 2 von der Trägerin schriftlich bei der für Inneres zustän­
digen Senatsverwaltung einzureichen. Richtet sich das Volks­
begehren auf den Erlass, die Änderung oder die Aufhebung 
eines Gesetzes, ist dem Antrag ein ausgearbeiteter, mit einer 
Begründung versehener Gesetzentwurf beizufügen. Richtet 
sich das Volksbegehren auf die Fassung eines sonstigen Be­
schlusses, umfasst der Antrag einen Entwurf des Beschlusses, 
dem eine Begründung beizufügen ist.

§ 15 
Amtliche Kostenschätzung, Unterschriftensammlung

(1) 	 Auf schriftlichen Antrag der Trägerin bei der für Inneres 
zuständigen Senatsverwaltung erstellt die fachlich 
zuständige Senatsverwaltung vor Beginn der Unter­
schriftensammlung die geschätzten Kosten, die sich 
aus der Verwirklichung des Volksbegehrens ergeben 
würden (amtliche Kostenschätzung). Dem Antrag ist der 
Wortlaut des Volksbegehrens beizufügen. Die amtliche  
Kostenschätzung ist der Trägerin spätestens zwei 
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Monate nach Eingang des Antrags zu übermitteln. Bei 
späteren Änderungen des Wortlauts des Volksbegeh­
rens ist die amtliche Kostenschätzung durch die fach­
lich zuständige Senatsverwaltung umgehend zu über­
prüfen und soweit erforderlich innerhalb eines weiteren 
Monats anzupassen.

(2) 	 Zum Nachweis der Unterstützung bedarf der Antrag  
auf Einleitung eines Volksbegehrens der Unterschrift 
von mindestens 20 000 im Zeitpunkt der Unterzeich­
nung zum Abgeordnetenhaus von Berlin Wahlberech­
tigten, im Falle eines Volksbegehrens zur Änderung 
der Verfassung von Berlin oder zur vorzeitigen Been­
digung der Wahlperiode des Abgeordnetenhauses 
der Unterschrift von mindestens 50 000 im Zeitpunkt 
der Unterzeichnung zum Abgeordnetenhaus von Ber­
lin Wahlberechtigten. Die Unterschriftsleistung muss 
innerhalb der letzten sechs Monate vor dem Eingang 
des Antrages bei der für Inneres zuständigen Senats­
verwaltung erfolgt sein. Jede Unterschrift muss auf 
einer Unterschriftsliste oder einem gesonderten Un­
terschriftsbogen, auf der oder auf dem der Wortlaut 
des Volksbegehrens oder sein wesentlicher Inhalt in 
Kurzform einschließlich der amtlichen Kostenschätzung 
vorangestellt ist, erfolgen. Die Trägerin kann der amt­
lichen Kostenschätzung eine eigene Kostenschätzung 
oder eine bündige Anmerkung zur amtlichen Kosten­
schätzung voranstellen.

(3) 	 Während der Unterschriftensammlung muss der voll­
ständige Wortlaut des Volksbegehrens in geeigneter 
Form einsehbar sein und darf nicht verändert werden.

(4) 	 Neben der eigenhändigen Unterschrift müssen folgen­
de Daten der unterzeichnenden Person handschriftlich 
angegeben sein:

1.	 Familienname,

2.	 Vorname,

3.	 Geburtsdatum,

4.	 Anschrift der alleinigen Wohnung oder Hauptwoh­
nung,

5.	 Tag der Unterschriftsleistung.

(5) 	 Fehlt die handschriftliche Angabe des Geburtsdatums 
oder ist diese unvollständig, fehlerhaft oder unleserlich, 
so gilt die Unterschrift als ungültig. Die Unterschrift gilt 
zudem als ungültig, wenn sich die Person anhand der 
Eintragungen nicht zweifelsfrei erkennen lässt oder sich 
nicht zweifelsfrei feststellen lässt, ob die Unterschrift 
fristgerecht erfolgt ist oder die unterzeichnende Person 
am Tag der Unterschriftsleistung teilnahmeberechtigt 
war. Enthalten die Eintragungen Zusätze oder Vorbe­
halte, sind sie nicht handschriftlich oder nicht fristge­
recht erfolgt oder wurden sie mit Telefax oder elektro­
nisch übermittelt, so gilt die Unterschrift ebenfalls als 
ungültig.

(6) 	 Die Trägerin hat die nach der Abstimmungsordnung 
vorgeschriebenen Muster für die Unterschriftslisten und 
-bögen zu verwenden und diese auf eigene Kosten zu 
beschaffen.

(7) 	 Eine unterstützungswillige Person, die nicht schreiben 
kann, erklärt ihre Unterstützung zur Niederschrift im 
Bezirksamt.

(8) 	 Zum Nachweis des Stimmrechts müssen Personen, 
die nicht in einem Melderegister der Bundesrepublik 
Deutschland verzeichnet sind oder nicht seit drei Mona­
ten vor dem Tag der Unterzeichnung in Berlin gemeldet 
sind, die Unterzeichnung im Bezirksamt vornehmen und 
durch Versicherung an Eides statt glaubhaft machen, 
dass sie sich in den letzten drei Monaten überwiegend 
in Berlin aufgehalten haben.

§ 16 
Vertrauenspersonen

(1) 	 Die Trägerin eines Volksbegehrens bestimmt fünf Ver­
trauenspersonen zur Vertretung des Volksbegehrens. 
Die Vertrauenspersonen müssen nach § 10 teilnahme­
berechtigt sein. Sie sind berechtigt, im Namen der 
Unterzeichnenden im Rahmen dieses Gesetzes ver­
bindliche Erklärungen für die Trägerin abzugeben und 
entgegenzunehmen. Erklärungen der Vertrauensperso­
nen sind nur verbindlich, wenn sie von mindestens drei 
Vertrauenspersonen abgegeben werden.

(2) 	 In dem Antrag nach § 14 sind die Namen und der 
Wohnsitz mit Anschrift der Vertrauenspersonen aufzu­
führen. Es obliegt der Trägerin, diese Angaben auch im 
Antrag auf amtliche Kostenschätzung nach § 15 Absatz 
1 Satz 1 zu machen.

§ 17 
Prüfung des Antrags auf Einleitung des Volksbegehrens,  

Mitteilung an das Abgeordnetenhaus
(1) 	 Die für Inneres zuständige Senatsverwaltung leitet die 

Unterstützungserklärungen den Bezirksämtern ohne 
Rücksicht auf deren örtliche Zuständigkeit für den 
Wohnsitz der eingetragenen Personen unverzüglich zur 
Überprüfung der Gültigkeit zu. Hat ein Bezirksamt die 
Gültigkeit von 1 800 Unterstützungserklärungen oder im 
Fall eines Volksbegehrens zur Änderung der Verfassung 
von Berlin oder zur vorzeitigen Beendigung der Wahl­
periode des Abgeordnetenhauses von 4 500 Unterstüt­
zungserklärungen festgestellt, unterbleibt eine weitere 
Prüfung durch dieses Bezirksamt. Die diesem Bezirks­
amt vorliegenden weiteren Unterstützungserklärungen 
werden lediglich gezählt. Die Bezirksämter teilen der 
für Inneres zuständigen Senatsverwaltung die Zahl der 
geprüften gültigen und ungültigen Unterstützungserklä­
rungen sowie die Zahl der ungeprüften Unterstützungs­
erklärungen innerhalb von 15 Tagen ab Eingang der 
Unterstützungserklärungen bei ihnen mit.

(2) 	 Die für Inneres zuständige Senatsverwaltung prüft unter 
Mitwirkung weiterer betroffener Senatsverwaltungen 
innerhalb von fünf Monaten, ob die Anforderungen der 
§§ 10 bis 16 erfüllt sind.

(3) 	 Die Trägerin ist berechtigt, den Antrag auf Einleitung 
des Volksbegehrens während der Prüfung nach Absatz 
2 schriftlich gegenüber der für Inneres zuständigen 
Senatsverwaltung zu ändern, soweit dadurch der Grund­
charakter oder die Zielsetzung des Volksbegehrens 
nicht verändert werden. Im Falle mehr als nur redak­
tioneller Änderungen kann die für Inneres zuständige 
Senatsverwaltung die Frist nach Absatz 2 um bis zu 
zwei Monate verlängern. Soweit die für Inneres zustän­
dige Senatsverwaltung feststellt, dass eine Änderung 
des Antrags auf Einleitung des Volksbegehrens die 
Anforderungen nach Satz 1 nicht erfüllt, informiert sie 
die Trägerin; Absatz 4 Satz 1 und 2 gilt entsprechend.
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(4) 	 Führt die Prüfung nach Absatz 2 zu einer Feststellung 
von Zulässigkeitsmängeln und ist eine Behebung mög­
lich, ohne dass der Grundcharakter oder die Zielset­
zung des Volksbegehrens verändert werden, weist die 
für Inneres zuständige Senatsverwaltung die Trägerin 
darauf hin und gibt dieser Gelegenheit zur Nachbes­
serung. Hierfür setzt sie der Trägerin eine Frist zur Män­
gelbeseitigung. Absatz 3 Satz 2 und 3 erster Halbsatz 
gilt entsprechend.

(5) 	 Eine Mängelbeseitigung ist für die nach § 15 Absatz 2 
bis 8 einzureichenden Unterschriften ausgeschlossen.

(6) 	 Auf Antrag der Trägerin kann das Verfahren nach Ab­
satz 2 durch die für Inneres zuständige Senatsverwal­
tung ausgesetzt werden.

(7) 	 Das Ergebnis der Prüfung nach Absatz 2 teilt die für 
Inneres zuständige Senatsverwaltung der fachlich zu­
ständigen Senatsverwaltung mit, die dem Senat einen 
Beschlussvorschlag über dessen Standpunkt gegenüber 
dem Abgeordnetenhaus unterbreitet (Artikel 62 Absatz 3 
Satz 1 der Verfassung von Berlin). Die Entscheidung des 
Senats über seinen Standpunkt zum Volksbegehren ist 
spätestens 15 Tage nach der Mitteilung der für Inneres 
zuständigen Senatsverwaltung zu treffen.

(8) 	 Sind bereits die Anforderungen des § 10 oder der §§ 13 
bis 16 nicht erfüllt, stellt der Senat dies durch Beschluss 
ausdrücklich fest. Die Entscheidung ist zu begründen 
und der Trägerin mitzuteilen.

(9) 	 Entspricht das Volksbegehren den Anforderungen des 
§ 10 und der §§ 13 bis 16, jedoch nicht den Anforde­
rungen der §§ 11 oder 12, hat die für Inneres zuständige 
Senatsverwaltung den Antrag auf Einleitung eines 
Volksbegehrens dem Verfassungsgerichtshof zur Ent­
scheidung vorzulegen. Die Vorlage ist zu begründen 
und der Trägerin mitzuteilen. Sie ist innerhalb von 15 
Tagen nach der Entscheidung des Senats über seinen 
Standpunkt beim Verfassungsgerichtshof einzureichen.

(10) 	 In der Mitteilung an das Abgeordnetenhaus ist darauf 
hinzuweisen, dass das Abgeordnetenhaus innerhalb 
einer Frist von vier Monaten entscheiden kann, den 
begehrten Entwurf eines Gesetzes oder eines sonstigen 
Beschlusses inhaltlich in seinem wesentlichen Bestand 
unverändert anzunehmen.

§ 17a 
Behandlung des Antrags auf Einleitung  

des Volksbegehrens im Abgeordnetenhaus
(1) 	 Der Antrag auf Einleitung des Volksbegehrens ist, so­

weit er zulässig ist, im Abgeordnetenhaus und in den 
zuständigen Ausschüssen zu beraten; die Vertrauens­
personen haben ein Recht auf Anhörung in den zustän­
digen Ausschüssen.

(2) 	 Nimmt das Abgeordnetenhaus das Begehren inhaltlich 
in seinem wesentlichen Bestand an, stellt es dies durch 
Beschluss fest. Der Präsident oder die Präsidentin des 
Abgeordnetenhauses teilt diese Entscheidung der 
Trägerin und der für Inneres zuständigen Senatsverwal­
tung mit.

§ 18 
Verlangen der Durchführung des Volksbegehrens,  

Bekanntmachung und Eintragungsfrist
(1) 	 Nimmt das Abgeordnetenhaus das Begehren inhaltlich 

in seinem wesentlichen Bestand nicht innerhalb von 
vier Monaten seit der Mitteilung des Senats an das 
Abgeordnetenhaus an, kann die Trägerin innerhalb 

eines Monats schriftlich bei der für Inneres zuständigen 
Senatsverwaltung die Durchführung des Volksbegeh­
rens verlangen. Die Trägerin kann die Durchführung 
des Volksbegehrens vorzeitig verlangen, wenn das 
Abgeordnetenhaus vor Ablauf der vier Monate das 
Begehren ausdrücklich ablehnt. Die Sätze 1 und 2 gel­
ten nicht, solange und soweit der Verfassungsgerichts­
hof noch nicht über einen Einspruch nach § 41 Absatz 
1 Nummer 2 oder eine Vorlage nach § 17 Absatz 9 
entschieden hat. Soweit die für Inneres zuständige 
Senatsverwaltung den Antrag auf Einleitung eines 
Volksbegehrens teilweise dem Verfassungsgerichtshof 
zur Entscheidung vorgelegt hat, kann die Trägerin das 
Verlangen für die anderen Teile bis zur Entscheidung 
des Verfassungsgerichtshofs zurückstellen.

(2) 	 Der Landesabstimmungsleiter oder die Landesabstim­
mungsleiterin macht innerhalb von 22 Tagen nach Ein­
gang des Verlangens im Amtsblatt für Berlin bekannt:

1.	 den oder die Namen und die Anschrift der Träge­
rin,

2.	 den Wortlaut des Volksbegehrens,

3.	 die amtliche Kostenschätzung und sofern von der 
Trägerin vorgelegt, ihre eigene Kostenschätzung 
oder ihre bündige Anmerkung zur amtlichen Kos­
tenschätzung,

4.	 den Hinweis, dass Stimmberechtigte, die dem 
Volksbegehren zustimmen wollen, dies durch 
Eintragung in die amtlich ausgegebenen Unter­
schriftslisten und -bögen bekunden können,

5.	 die Eintragungsfrist sowie

6.	 die amtlichen Auslegungsstellen und Auslegungs­
zeiten.

(3) 	 Die Eintragungsfrist beträgt vier Monate und soll in der 
Regel 15 Tage nach der Veröffentlichung im Amtsblatt 
für Berlin beginnen. Sofern die Zulässigkeitsprüfung vor 
Ausschöpfung der in § 17 Absatz 2 und 3 genannten 
Wochenfristen abgeschlossen wurde, verlängert sich 
die Frist für den Beginn der Eintragungsfrist nach Satz 1 
auf Antrag der Trägerin, der gegenüber der für Inneres 
zuständigen Senatsverwaltung zu stellen ist, um die 
entsprechende Anzahl von Wochen.

§ 19 
Rücknahme

Die Rücknahme des Antrags auf Einleitung des Volksbegeh­
rens ist mit dem Verlangen auf Durchführung des Volksbe­
gehrens ausgeschlossen.

§ 20 
Abstimmungsorgane

Die Aufgaben der Abstimmungsleiter, der Abstimmungsleite­
rinnen sowie der Stellvertreter und Stellvertreterinnen bei der 
Vorbereitung und Durchführung des Volksbegehrens nehmen 
die Wahlleiter, die Wahlleiterinnen sowie die Stellvertreter 
und Stellvertreterinnen wahr.

§ 21 
Amtliche Auslegungsstellen und Auslegungszeiten

(1) 	 Der Landesabstimmungsleiter oder die Landesabstim­
mungsleiterin bestimmt einheitlich Tage und Zeiten, an 
denen in amtlichen Auslegungsstellen die Eintragungen 
vorgenommen werden können. Die Bezirksabstim­
mungsleiter oder die Bezirksabstimmungsleiterinnen 
bestimmen die amtlichen Auslegungsstellen.
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(2) 	 Die Auslegungszeiten sowie Anzahl und Ort der 
amtlichen Auslegungsstellen sind so zu bestimmen, 
dass jede und jeder Stimmberechtigte ausreichend 
Gelegenheit hat, sich an dem Volksbegehren zu be­
teiligen. Die amtlichen Auslegungsstellen müssen an 
den Werktagen von Montag bis Freitag geöffnet sein, 
davon an zwei Tagen mindestens bis 18 Uhr. Gehen die 
Öffnungszeiten der Bürgerämter darüber hinaus, dann 
sollen die Auslegungsstellen ebenso lange geöffnet 
sein.

§ 22 
Zustimmung zum Volksbegehren, Stimmrecht

(1) 	 Die Zustimmung zum Volksbegehren erfolgt durch 
Eintragung in amtliche Unterschriftslisten und -bögen, 
die in den amtlichen Auslegungsstellen oder von der 
Trägerin des Volksbegehrens außerhalb der amtlichen 
Auslegungsstellen bis zum letzten Tag der Eintragungs­
frist bereitgehalten werden (freie Sammlung). Der voll­
ständige Wortlaut des Volksbegehrens muss während 
der Unterschriftensammlung einsehbar sein.

(2) 	 Stimmberechtigt ist, wer am Tag der Unterzeichnung 
zum Abgeordnetenhaus von Berlin wahlberechtigt ist.

(3) 	 Jede Unterschriftsliste und jeder Unterschriftsbogen hat 
folgende Angaben zu enthalten:

1.	 den oder die Namen, Anschrift und soweit vor­
handen Internet-Adresse und E-Mail-Anschrift der 
Trägerin,

2.	 den Wortlaut des Volksbegehrens oder seinen we­
sentlichen Inhalt in Kurzform, die amtliche Kosten­
schätzung und, sofern von der Trägerin vorgelegt, 
ihre eigene Kostenschätzung oder ihre bündige 
Anmerkung zur amtlichen Kostenschätzung,

3.	 den Hinweis, dass die erhobenen personenbezo­
genen Daten nur zu den in diesem Gesetz vorge­
sehenen Verfahren verwendet werden dürfen.

(4) 	 Die Eintragung wird durch eigenhändige Unterschrift 
bewirkt. Daneben müssen folgende Daten der unter­
zeichnenden Person handschriftlich angegeben sein:

1.	 Familienname,

2.	 Vorname,

3.	 Geburtsdatum,

4.	 Anschrift der alleinigen Wohnung oder Hauptwoh­
nung,

5.	 Tag der Unterschriftsleistung.

(5) 	 Erklärt eine zustimmungswillige Person, dass sie nicht 
schreiben kann, so ist die Eintragung von Amts wegen 
in einer amtlichen Auslegungsstelle oder im Bezirksamt 
unter Vermerk dieser Erklärung vorzunehmen.

(6) 	 Zum Nachweis des Stimmrechts müssen Personen, 
die nicht in einem Melderegister der Bundesrepub­
lik Deutschland verzeichnet sind oder nicht seit drei 
Monaten vor dem Tag der Unterzeichnung im Melde­
register in Berlin gemeldet sind, mit der Unterzeichnung 
in einer amtlichen Auslegungsstelle oder im Bezirksamt 
durch Versicherung an Eides Statt gegenüber dem 
Bezirksamt glaubhaft machen, dass sie sich in den 
letzten drei Monaten überwiegend in Berlin aufgehal­
ten haben.

§ 23 
Anforderung von Unterschriftslisten und -bögen zur 

Verwendung außerhalb amtlicher Auslegungsstellen

(1) 	 Auf Anforderung erhält die Trägerin des Volksbegeh­
rens die amtlichen Unterschriftslisten und -bögen zur 
Verwendung außerhalb amtlicher Auslegungsstellen 
in angemessener Zahl vom Landesabstimmungsleiter 
oder von der Landesabstimmungsleiterin.

(2) 	 Jede stimmberechtigte Person kann beim Bezirksamt 
den amtlichen Unterschriftsbogen anfordern. Eine elek­
tronische Abrufmöglichkeit ist zu gewährleisten.

(3) 	 Die Unterschriftslisten und -bögen sind bis zum Ende der 
Eintragungsfrist dem Bezirksamt oder der Geschäfts­
stelle des Landesabstimmungsleiters oder der Landes­
abstimmungsleiterin zuzuleiten. Die Geschäftsstelle des 
Landesabstimmungsleiters oder der Landesabstimmungs­
leiterin leitet bei ihr eingegangene Unterschriftslisten 
und -bögen den Bezirksämtern zu gleichen Teilen zu.

§ 24 
Prüfung der Unterstützungserklärungen

(1) 	 Die Bezirksämter prüfen ohne Rücksicht auf ihre örtliche 
Zuständigkeit für die eingetragenen Personen die Gültig­
keit der Eintragungen, die in den amtlichen Auslegungs­
stellen erfolgt sind oder ihnen nach § 23 zugesandt wur­
den. Hat ein Bezirksamt die Gültigkeit von 9 Prozent der 
nach § 26 für das Zustandekommen des Volksbegehrens 
jeweils erforderlichen Zahl von Unterstützungserklärungen 
festgestellt, unterbleibt eine Prüfung durch dieses Bezirks­
amt. Die diesem Bezirksamt vorliegenden weiteren Unter­
stützungserklärungen werden lediglich gezählt.

(2) 	 Ungültig sind Unterstützungserklärungen, die

1.	 keine eigenhändige Unterschrift enthalten,

2.	 keine oder nur eine unvollständige, fehlerhafte, 
unleserliche oder nicht handschriftliche Angabe 
des Geburtsdatums enthalten,

3.	 keine oder nur eine unvollständige, fehlerhafte, 
unleserliche oder nicht handschriftliche Angabe 
des Familiennamens, des Vornamens, der Anschrift 
oder des Tags der Unterschriftsleistung enthalten 
und sich die unterzeichnende Person dadurch 
nicht zweifelsfrei erkennen lässt oder nicht zwei­
felsfrei ist, ob die unterzeichnende Person am Tag 
der Unterschriftsleistung stimmberechtigt war,

4.	 Zusätze oder Vorbehalte enthalten,

5.	 von nicht stimmberechtigten Personen herrühren,

6.	 in den Fällen des § 22 Absatz 5 und 6 weder in 
einer amtlichen Auslegungsstelle noch im Bezirks­
amt vorgenommen wurden oder für die weder der 
amtliche Vermerk noch die Versicherung an Eides 
statt vorliegt,

7.	 nicht innerhalb der Eintragungsfrist vorgenommen 
wurden,

8.	 nicht innerhalb der Eintragungsfrist dem Bezirks­
amt oder der Geschäftsstelle des Landeswahlleiters 
oder der Landeswahlleiterin zugeleitet wurden,

9.	 mehrfach abgegeben wurden,

10.	 nicht auf amtlichen Unterschriftslisten oder -bögen 
abgegeben wurden,

11.	 mit Telefax oder elektronisch übermittelt wurden.
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(3) 	 Der Landesabstimmungsleiter oder die Landesabstim­
mungsleiterin veröffentlicht während der amtlichen 
Auslegungszeit regelmäßig das Zwischenergebnis mit 
den geprüften gültigen Unterstützungserklärungen.

§ 25 
Feststellung des Ergebnisses

(1) 	 Der Bezirksabstimmungsleiter oder die Bezirksabstim­
mungsleiterin stellt für den Bezirk die Zahl der gültigen 
und ungültigen Unterstützungserklärungen sowie der 
ungeprüften Unterstützungserklärungen fest und teilt 
sie dem Landesabstimmungsleiter oder der Landes­
abstimmungsleiterin möglichst bis zum zwölften Tag 
nach Ablauf der Eintragungsfrist mit.

(2) 	 Der Landesabstimmungsleiter oder die Landesabstim­
mungsleiterin stellt die Gesamtzahl der gültigen und un- 
gültigen Unterstützungserklärungen sowie der ungeprüf­
ten Unterstützungserklärungen (Gesamtergebnis des Volks­
begehrens) innerhalb von drei Tagen nach der Mitteilung 
durch die Bezirksabstimmungsleiter oder die Bezirksab­
stimmungsleiterinnen fest. Er oder sie prüft, ob die für das 
Volksbegehren geltenden Vorschriften beachtet sind, und 
stellt fest, ob das Volksbegehren zustande gekommen ist.

§ 26 
Zustandekommen des Volksbegehrens

(1) 	 Ein Volksbegehren mit dem Ziel des Erlasses eines Ge­
setzes oder der Fassung eines sonstigen Beschlusses ist 
zustande gekommen, wenn ihm mindestens 7 Prozent 
der Stimmberechtigten zugestimmt hat.

(2) 	 Ein Volksbegehren mit dem Ziel der Änderung der Ver­
fassung von Berlin und ein Volksbegehren zur vorzeiti­
gen Beendigung der Wahlperiode des Abgeordneten­
hauses ist zustande gekommen, wenn ihm mindestens 
20 Prozent der Stimmberechtigten zugestimmt hat.

(3) 	 Als Zahl der Stimmberechtigten gilt die Zahl der 
Stimmberechtigten am letzten Tag der Eintragungsfrist.

§ 27 
Veröffentlichung des Ergebnisses des Volksbegehrens

Der Landesabstimmungsleiter oder die Landesabstimmungs­
leiterin veröffentlicht das Gesamtergebnis des Volksbegeh­
rens im Amtsblatt für Berlin.

§ 28 
Mitteilung an das Abgeordnetenhaus

Ist das Volksbegehren zustande gekommen, macht der Lan­
desabstimmungsleiter oder die Landesabstimmungsleiterin 
binnen drei Tagen nach Veröffentlichung des Gesamtergeb­
nisses dem Präsidenten oder der Präsidentin des Abgeordne­
tenhauses Mitteilung.

Abschnitt 3 
Volksentscheid

§ 29 
Herbeiführung

(1) 	 Ist ein Volksbegehren zustande gekommen, muss über 
den begehrten Erlass eines Gesetzes, über die be­
gehrte Fassung eines sonstigen Beschlusses oder über 
die vorzeitige Beendigung der Wahlperiode innerhalb 
von vier Monaten nach Veröffentlichung des Gesam­
tergebnisses ein Volksentscheid herbeigeführt werden. 
Die Frist nach Satz 1 wird vom Senat auf bis zu acht 
Monate verlängert, wenn dadurch der Volksentscheid 
gemeinsam mit Wahlen oder mit anderen Volksent­
scheiden durchgeführt werden kann. Satz 2 gilt nicht 
bei Volksbegehren über die vorzeitige Beendigung der 
Wahlperiode. § 32 Absatz 1 Satz 4 bleibt unberührt.

(2) 	 Der Volksentscheid über einen Gesetzentwurf oder 
über einen sonstigen Beschlussentwurf unterbleibt, 
wenn das Abgeordnetenhaus den begehrten Gesetz­
entwurf oder den begehrten sonstigen Beschlussent­
wurf inhaltlich in seinem wesentlichen Bestand unver­
ändert annimmt und dies durch Beschluss feststellt. 
Der Präsident oder die Präsidentin des Abgeordneten­
hauses teilt die Entscheidung nach Satz 1 der Trägerin, 
der für Inneres zuständigen Senatsverwaltung und dem 
Landesabstimmungsleiter oder der Landesabstim­
mungsleiterin umgehend mit.

(3) 	 Der Volksentscheid über die vorzeitige Beendigung der 
Wahlperiode unterbleibt, wenn das Abgeordnetenhaus 
die vorzeitige Beendigung der Wahlperiode selbst 
beschließt.

§ 30 
Eigener Gesetzentwurf oder sonstiger Beschlussentwurf  

des Abgeordnetenhauses
(1) 	 Das Abgeordnetenhaus von Berlin kann im Falle des 

Volksentscheids über einen Gesetzentwurf oder über 
einen sonstigen Beschlussentwurf einen eigenen Ge­
setzentwurf oder einen eigenen sonstigen Beschlus­
sentwurf zur gleichzeitigen Abstimmung vorlegen.

(2) 	 Dieser Gesetzentwurf oder sonstige Beschlussentwurf 
muss spätestens 60 Tage vor dem Tag des Volksent­
scheids beschlossen sein.

§ 31 
Abstimmungsorgane

Die Aufgaben der Abstimmungsleiter, der Abstimmungsleite­
rinnen sowie der Stellvertreter und Stellvertreterinnen bei der 
Vorbereitung und Durchführung des Volksentscheids nehmen 
die Wahlleiter, die Wahlleiterinnen sowie die Stellvertreter 
und Stellvertreterinnen wahr.

§ 32 
Termin, Bekanntmachung und amtliche Mitteilung

(1) 	 Der Senat setzt innerhalb von 15 Tagen nach Veröffent­
lichung des Gesamtergebnisses des Volksbegehrens 
als Tag der Durchführung des Volksentscheids einen 
Sonntag oder einen gesetzlichen Feiertag fest und gibt 
diesen Tag im Amtsblatt für Berlin bekannt. Findet frü­
hestens vier Monate und nicht später als acht Monate 
nach der Veröffentlichung des Gesamtergebnisses des 
Volksbegehrens eine Wahl oder ein anderer Volksent­
scheid statt, setzt der Senat den Tag der Wahl oder des 
anderen Volksentscheids als Tag für die Durchführung 
des Volksentscheids fest. Satz 2 gilt nicht bei Volksbe­
gehren über die vorzeitige Beendigung der Wahlperio­
de. Mit Zustimmung der Trägerin kann der Senat einen 
anderen Sonntag oder gesetzlichen Feiertag innerhalb 
der Frist von vier Monaten nach § 29 Absatz 1 Satz 1 
als Tag für die Durchführung des Volksentscheids fest­
setzen.

(2) 	 Der Landesabstimmungsleiter oder die Landesabstim­
mungsleiterin macht spätestens 44 Tage vor dem Tag 
des Volksentscheids im Amtsblatt für Berlin bekannt:

1.	 ein Muster des Stimmzettels,

2.	 den zur Abstimmung stehenden Gesetzentwurf, 
den sonstigen Beschlussentwurf oder in den Fäl­
len des § 30 alle zur Abstimmung vorliegenden 
Gesetzentwürfe und sonstigen Beschlussentwürfe 
oder die Abstimmungsfrage zur vorzeitigen Been­
digung der Wahlperiode des Abgeordnetenhauses 
und
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3.	 die amtliche Kostenschätzung und, sofern von der 
Trägerin vorgelegt, ihre eigene Kostenschätzung 
oder ihre bündige Anmerkung zur amtlichen Kos­
tenschätzung.

(3) 	 Die Gesetzentwürfe oder sonstigen Beschlussentwürfe 
sind außerdem in den Bezirksämtern und Abstim­
mungslokalen auszulegen.

(4) 	 Jede stimmberechtigte Person erhält eine Information 
in Form einer amtlichen Mitteilung des Landesabstim­
mungsleiters oder der Landesabstimmungsleiterin, in 
der wiederzugeben sind:

1.	 die Abstimmungsfrage,

2.	 der zur Abstimmung stehende Gesetzentwurf oder 
sonstige Beschlussentwurf oder in den Fällen des  
§ 30 alle zur Abstimmung vorliegenden Gesetz­
entwürfe oder sonstigen Beschlussentwürfe oder 
die Abstimmungsfrage zur vorzeitigen Beendigung 
der Wahlperiode des Abgeordnetenhauses,

3.	 die amtliche Kostenschätzung und, sofern von der 
Trägerin vorgelegt, ihre eigene Kostenschätzung 
oder ihre bündige Anmerkung zur amtlichen Kos­
tenschätzung und

4.	 jeweils im gleichen Umfang die Argumente der 
Trägerin einerseits sowie des Senats und des Ab­
geordnetenhauses andererseits, für die diese die 
Verantwortung tragen.

In der amtlichen Mitteilung ist auf weitere Informationsmög­
lichkeiten hinzuweisen.

(5) 	 Zeitgleich mit der amtlichen Mitteilung nach Absatz 4 
veröffentlicht der Landesabstimmungsleiter oder die 
Landesabstimmungsleiterin im Internet und in gedruck­
ter Fassung eine Informationsschrift, die das Abstim­
mungsverfahren in leicht verständlicher Sprache er­
klärt. In dieser Informationsschrift ist der Trägerin, dem 
Senat und dem Abgeordnetenhaus Gelegenheit zu 
geben, ihre Argumente in leicht verständlicher Sprache 
in gleichem und angemessenem Umfang darzustellen. 
Absatz 4 Nummer 4 gilt entsprechend.

§ 33 
Stimmrecht

(1) 	 Stimmberechtigt beim Volksentscheid ist, wer am Ab­
stimmungstag zum Abgeordnetenhaus von Berlin wahl­
berechtigt ist.

(2) 	 Jeder stimmberechtigten Person steht für jeden Abstim­
mungsgegenstand eine Stimme zu.

§ 34 
Stimmzettel

(1) 	 Die Abstimmung erfolgt unter Wahrung des Abstim­
mungsgeheimnisses und unter Verwendung amtlich 
hergestellter Stimmzettel.

(2) 	 Abstimmungsfragen sind vom Landesabstimmungs­
leiter oder von der Landesabstimmungsleiterin so zu 
formulieren, dass sie mit „Ja“ oder „Nein“ beantwortet 
werden können. Zusätze sind unzulässig.

(3) 	 Stehen mehrere Gesetzentwürfe oder sonstige Be­
schlussentwürfe zu einem Thema zur Abstimmung, sind 
alle Abstimmungsfragen auf einem Stimmzettel anzu­
führen. Jede Abstimmungsfrage gilt dabei als eigener 
Abstimmungsgegenstand im Sinne von § 33 Absatz 2. 
Die Reihenfolge der Abstimmungsfragen richtet sich 
nach der vom Landesabstimmungsleiter oder von der 

Landesabstimmungsleiterin festgestellten Zahl der im 
Volksbegehren erzielten Unterstützungserklärungen. 
Stellt das Abgeordnetenhaus einen eigenen Gesetz­
entwurf oder sonstigen Beschlussentwurf zur Abstim­
mung, wird derjenige der Trägerin zuerst aufgeführt. 
Die Urheberschaft der jeweiligen Gesetzentwürfe oder 
sonstigen Beschlussentwürfe ist auf dem Stimmzettel 
anzugeben.

§ 35 
Ungültige Stimmen

Ungültig sind Stimmen, wenn der Stimmzettel

1.	 als nicht amtlich hergestellt erkennbar ist,

2.	 keine Eintragung enthält,

3.	 den Willen der abstimmenden Person nicht un­
zweifelhaft erkennen lässt,

4.	 mit Kennzeichen, Vermerken, Vorbehalten oder 
Anlagen versehen ist,

5.	 zerrissen oder stark beschädigt ist,

6.	 das Abstimmungsgeheimnis gefährdende 
Hinweise enthält.

§ 35a 
Verfahren bei gleichzeitigen Wahlen  

oder anderen Volksentscheiden
(1) 	 Wird der Volksentscheid gemeinsam mit Wahlen durch­

geführt, so gelten für die Vorbereitung und Durchfüh­
rung der Abstimmung die rechtlichen und organisato­
rischen Festlegungen, die für die Wahl bestehen. Ein 
besonderes Abstimmungsverzeichnis wird nicht geführt. 
Anträge zum Wahlverzeichnis oder auf Erteilung von 
Wahl- und Abstimmungsscheinen sowie die Wahl- und 
Abstimmungsbenachrichtigung gelten auch für den 
Volksentscheid. Das Ergebnis der Abstimmung ist nach 
der Ermittlung des Wahlergebnisses festzustellen.

(2) 	 Wird der Volksentscheid gemeinsam mit anderen 
Volksentscheiden durchgeführt, so wird nur ein Abstim­
mungsverzeichnis geführt. Die Stimmberechtigten er­
halten nur eine Benachrichtigung. Anträge auf Erteilung 
von Abstimmungsscheinen gelten für alle Volksent­
scheide.

§ 36 
Ergebnis des Volksentscheids

(1) 	 Ein Gesetzentwurf oder ein sonstiger Beschlussentwurf 
ist durch Volksentscheid angenommen, wenn die Mehr­
heit der Teilnehmer und Teilnehmerinnen und zugleich 
mindestens ein Viertel der Stimmberechtigten zustimmt.

(2) 	 Ein Gesetzentwurf zur Änderung der Verfassung von 
Berlin ist durch Volksentscheid angenommen, wenn 
eine Mehrheit von mindestens zwei Dritteln der Teilneh­
mer und Teilnehmerinnen und zugleich mindestens die 
Hälfte der Stimmberechtigten zustimmt.

(3) 	 Sind bei einer gleichzeitigen Abstimmung über mehrere 
Gesetzentwürfe oder mehrere sonstige Beschlussent­
würfe, die den gleichen Gegenstand betreffen, mehr­
fach die Voraussetzungen der Annahme nach Absatz 1 
oder nach Absatz 2 gegeben, so ist der Gesetzentwurf 
oder der sonstige Beschlussentwurf angenommen, der 
die meisten Ja-Stimmen erhalten hat. Ist die Zahl der 
Ja-Stimmen für mehrere Gesetzentwürfe oder sonstige 
Beschlussentwürfe gleich, so ist derjenige angenommen, 
der nach Abzug der auf ihn entfallenden Nein-Stimmen 
die größte Zahl der Ja-Stimmen auf sich vereinigt. Sind 
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die so gebildeten Differenzen gleich, so werden die 
betreffenden Gesetzentwürfe oder sonstigen Beschlus­
sentwürfe innerhalb von zwei Monaten in einem erneu­
ten Volksentscheid zur Abstimmung gestellt; die §§ 32 
bis 35a finden entsprechende Anwendung.

(4) 	 Ein Volksentscheid über die vorzeitige Beendigung 
der Wahlperiode des Abgeordnetenhauses ist ange­
nommen, wenn sich mindestens die Hälfte der Wahl­
berechtigten daran beteiligt und mit der Mehrheit der 
abgegebenen Stimmen für die vorzeitige Beendigung 
stimmt.

(5) 	 Wird der Volksentscheid gemeinsam mit Wahlen oder 
Volksentscheiden zu anderen Themen durchgeführt, 
geben die Stimmberechtigten ihre Stimme auf geson­
derten Stimmzetteln ab. Die Teilnahme am Volksent­
scheid wird anhand der für ihn abgegebenen Stimmen 
gesondert festgestellt.

§ 37 
Zusammenstellung des Abstimmungsergebnisses

Nach Abschluss der Abstimmung stellt jeder Bezirksabstim­
mungsleiter oder jede Bezirksabstimmungsleiterin das Ergeb­
nis seines oder ihres Bezirks fest und teilt es dem Landes­
abstimmungsleiter oder der Landesabstimmungsleiterin mit.

§ 38 
Prüfung und Feststellung des Gesamtergebnisses

Der Landesabstimmungsleiter oder die Landesabstimmungs­
leiterin stellt das Gesamtergebnis des Volksentscheids fest.  
Er oder sie prüft, ob die für den Volksentscheid geltenden 
Vorschriften beachtet sind, und stellt fest, ob der Volksentscheid 
wirksam zustande gekommen ist.

§ 39 
Veröffentlichung des Gesamtergebnisses

Der Landesabstimmungsleiter oder die Landesabstimmungs­
leiterin veröffentlicht das Gesamtergebnis des Volksent­
scheids innerhalb einer Frist von 20 Tagen nach dem Tag der 
Abstimmung im Amtsblatt für Berlin.

§ 40 
Verkündung

(1) 	 Ist ein Gesetz durch Volksentscheid angenommen 
worden, so fertigt es der Präsident oder die Präsidentin 
des Abgeordnetenhauses unverzüglich aus. Der Re­
gierende Bürgermeister oder die Regierende Bürger­
meisterin verkündet es sodann binnen zwei Wochen im 
Gesetz- und Verordnungsblatt für Berlin.

(2) 	 Wird die Wahlperiode des Abgeordnetenhauses durch 
Volksentscheid vorzeitig beendet, so gibt der Präsident 
oder die Präsidentin des Abgeordnetenhauses unver­
züglich nach der Veröffentlichung des Gesamtergeb­
nisses des Volksentscheids die vorzeitige Beendigung 
der Wahlperiode des Abgeordnetenhauses im Gesetz- 
und Verordnungsblatt für Berlin bekannt.

(3) 	 Ist ein sonstiger Beschlussentwurf durch Volksentscheid 
angenommen, so veröffentlicht der Präsident oder die 
Präsidentin des Abgeordnetenhauses den Beschluss 
unverzüglich in derselben Form wie Beschlüsse des 
Abgeordnetenhauses.

Abschnitt 4 
Gemeinsame Vorschriften

§ 40a 
Beratungsanspruch

(1) 	 Die Trägerin einer Volksinitiative oder eines Volksbe­
gehrens kann sich durch die für Inneres zuständige 
Senatsverwaltung hinsichtlich der formalen und mate­
riellrechtlichen Zulässigkeitsvoraussetzungen der An­
tragstellung und der rechtlichen Vorgaben zur Durch­
führung des Vorhabens beraten lassen.

(2) 	 Nach Abschluss der Prüfung von Unterstützungserklä­
rungen gemäß § 7 Absatz 3 Satz 7 oder § 17 Absatz 
1 Satz 4, § 25 Absatz 2 teilt die für Inneres zuständige 
Senatsverwaltung der Trägerin auf Antrag die wesentli­
chen Gründe für die Ungültigkeit von Unterstützungser­
klärungen mit.

§ 40b 
Mitteilung von Einzelspenden  
und Einsatz von Eigenmitteln

(1) 	 Geld- oder Sachspenden, die in ihrem Gesamtwert die 
Höhe von 5 000 Euro übersteigen, sind der für Inneres 
zuständigen Senatsverwaltung unter Angabe des Na­
mens und der Anschrift der Spenderin und des Spen­
ders und der Gesamthöhe der Spenden unverzüglich 
anzuzeigen. Spätestens vier Wochen vor Durchführung 
eines Volksentscheids ist der für Inneres zuständigen 
Senatsverwaltung eine Übersicht über die Gesamt­
ausgaben und Gesamteinnahmen vorzulegen. Für 
Sachspenden ist der marktübliche Preis maßgebend. 
Die Anzeige kann abweichend von § 16 Absatz 1 Satz 4 
auch durch nur eine Vertrauensperson erfolgen.

(2) 	 Die Vertrauenspersonen versichern mit dem Antrag auf 
Behandlung einer Volksinitiative nach § 4, dem Antrag 
auf Einleitung eines Volksbegehrens nach § 14, dem 
Verlangen der Durchführung eines Volksbegehrens 
nach § 18 sowie 16 Tage vor dem Abstimmungstermin 
eines Volksentscheids an Eides statt, dass der Anzeige­
pflicht vollständig und richtig nachgekommen worden 
ist.

(3) 	 Die Geld- und Sachspenden nach Absatz 1 sind von 
der Trägerin in einem gesonderten Verzeichnis unter 
Angabe der Spendenden zu dokumentieren. Im Ver­
zeichnis ist ergänzend bei Geldspenden die Höhe der 
Spende und bei Sachspenden der Gegenstand der 
Spende und ihr marktüblicher Wert anzugeben. Liegen 
tatsächliche Anhaltspunkte für eine unvollständige 
Anzeige nach Absatz 1 vor, ist die Trägerin verpflichtet, 
der für Inneres zuständigen Senatsverwaltung Einsicht 
in das Verzeichnis zu gewähren. Diese Verpflichtung 
kann im Wege der Verwaltungsvollstreckung durchge­
setzt werden.

(4) 	 Nach entsprechender Mitteilung der für Inneres zustän­
digen Senatsverwaltung veröffentlicht der Landesab­
stimmungsleiter oder die Landesabstimmungsleiterin 
die Anzeige nach Absatz 1 mit Ausnahme der Anschrift 
der Spenderinnen und Spender umgehend im Internet.

(5) 	 Die Absätze 1 bis 4 gelten für eigene Geld- und Sach­
mittel der Trägerin einer Volksinitiative oder eines 
Volksbegehrens entsprechend.
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§ 40c 
Spendenverbot

Eine Trägerin einer Volksinitiative oder eines Volksbegehrens 
darf keine Geld- oder Sachspenden annehmen von

1.	 Fraktionen und Gruppen der Parlamente, kommu­
nalen Vertretungen und Bezirksverordnetenver­
sammlungen,

2.	 Unternehmen, die ganz oder teilweise im Eigentum 
der öffentlichen Hand stehen oder die von ihr verwal­
tet oder betrieben werden, sofern die direkte Beteili­
gung der öffentlichen Hand 25 Prozent übersteigt.

Ist eine Partei Trägerin einer Volksinitiative oder eines Volks­
begehrens, gilt für die Trägerin § 25 Absatz 2 des Partei­
engesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 31. 
Januar 1994 (BGBl. I S. 149), das zuletzt durch Artikel 13 der 
Verordnung vom 19. Juni 2020 (BGBl. I S. 1328) geändert 
worden ist, entsprechend.

§ 40d 
Öffentlichkeitsarbeit

Unbeschadet des § 32 Absatz 4 dürfen der Senat und das 
Abgeordnetenhaus ihre Haltung zu einer Volksinitiative, 
einem Volksbegehren oder einem Volksentscheid unter Be­
achtung des Gebots der Sachlichkeit geltend machen. Dies 
schließt den Einsatz angemessener öffentlicher Mittel ein.

§ 40e 
Kostenerstattung

(1) 	 Nach Feststellung und Veröffentlichung des Gesam­
tergebnisses eines Volksbegehrens nach § 25 Absatz 
2 und nach Feststellung und Veröffentlichung des Ge­
samtergebnisses eines Volksentscheids nach § 38 er­
hält die Trägerin auf Antrag eine Kostenerstattung von 
jeweils bis zu 35 000 Euro für nachgewiesene Kosten.

(2) 	 Anträge nach Absatz 1 sind an die für Inneres zustän­
dige Senatsverwaltung zu richten. Es ist anzugeben, an 
wen die Auszahlung erfolgen soll. Erstattungsfähig sind 
nachgewiesene Kosten der Trägerin, die zum Betreiben 
des Vorhabens sowie für eine angemessene Informati­
on der Öffentlichkeit über die Ziele des Volksbegehrens 
oder des Volksentscheids notwendig gewesen sind. 
Nicht erstattungsfähig sind Kosten, die im Zusammen­
hang mit der Organisation der Trägerin stehen oder 
jede Art von Personaleinsatz betreffen. Dem Antrag 
sind geeignete Nachweise für eine Kostenerstattung 
beizufügen.

§ 41 
Rechtsbehelf

(1) 	 Die Vertrauenspersonen oder ein Viertel der Mitglieder 
des Abgeordnetenhauses können Einspruch beim Ver­
fassungsgerichtshof erheben gegen

1.	 die Entscheidung des Präsidenten oder der Präsi­
dentin des Abgeordnetenhauses über die Unzuläs­
sigkeit der Volksinitiative nach § 8,

2.	 die Entscheidung des Senats über die Unzulässig­
keit des Volksbegehrens nach § 17 Absatz 8,

3.	 die Feststellung des Abgeordnetenhauses über die 
Annahme des Begehrens in seinem wesentlichen 
Bestand nach § 17a Absatz 2 und nach § 29 Ab­
satz 2 sowie

4.	 die Feststellungen des Landesabstimmungsleiters 
oder der Landesabstimmungsleiterin nach § 25 
Absatz 2 und § 38.

(2) 	 Der Einspruch muss innerhalb eines Monats nach Zugang 
der Entscheidung an den Beschwerdeführer oder nach 
der öffentlichen Bekanntmachung erhoben werden.

(3) 	 Eine dem Einspruch stattgebende Entscheidung des 
Verfassungsgerichtshofs tritt hinsichtlich der auf Grund 
dieses Gesetzes zu wahrenden Fristen an die Stelle der 
angegriffenen Entscheidung. Stellt der Verfassungsge­
richtshof auf die Vorlage der für Inneres zuständigen 
Senatsverwaltung nach § 17 Absatz 9 die Zulässigkeit 
des Antrages auf Einleitung des Volksbegehrens fest, 
teilt der Senat dem Abgeordnetenhaus unverzüglich 
das Ergebnis der Entscheidung mit. § 18 Absatz 1 Satz 1 
und 2 gilt entsprechend.

§ 42 
Datenverarbeitung

(1) 	 Zum Zwecke des Nachweises einer notwendigen Un­
terstützung nach § 5 Absatz 1, § 15 Absatz 2 oder einer 
notwendigen Zustimmung nach § 26 in Verbindung mit 
§ 22 Absatz 1 dürfen die zu den Erklärungen in den Un­
terschriftslisten und -bögen enthaltenen personenbezo­
genen Daten der unterzeichnenden Personen erhoben 
werden. Die Erklärungen sind entsprechend der jeweils 
vorgesehenen Verfahrensabläufe der Trägerin oder der 
zuständigen Verwaltungsstelle zuzuleiten sowie den Be­
zirksämtern zur Gültigkeitsprüfung zu übermitteln. Zum 
Zwecke der Gültigkeitsprüfung dürfen die Bezirksämter 
die zu den Erklärungen erhobenen personenbezoge­
nen Daten, Angaben zur Trägerin und zur Gültigkeit 
sowie gegebenenfalls zu statistischen Zwecken ergän­
zend Ungültigkeitsgründe in informationstechnischen 
Verfahren verarbeiten.

(2) 	 Auf Grund von § 40a Absatz 2 darf das Landesamt für 
Bürger- und Ordnungsangelegenheiten als Verfahrens­
verantwortliche des informationstechnischen Verfah­
rens zu statistischen Zwecken anonymisierte Auswer­
tungen der personenbezogenen Daten nach Absatz 1 
Satz 3 vornehmen und die Ergebnisse der für Inneres 
zuständigen Senatsverwaltung zur Verfügung stellen.

(3) 	 Die Rücknahme einer Erklärung nach § 5 Absatz 1, § 15 
Absatz 2 und § 22 Absatz 1 ist nicht zulässig. Stimmbe­
rechtigte haben gegenüber dem für sie örtlich zuständigen 
Bezirksamt während des laufenden Verfahrens zur Gül­
tigkeitsprüfung einen Anspruch auf Auskunft, ob zu ihrer 
Person im informationstechnischen Verfahren ein perso­
nenbezogener Datensatz nach Absatz 1 Satz 3 gespei­
chert ist. Es besteht kein Anspruch auf Auskunft aus dem 
schriftlichen Bestand von Unterstützungserklärungen.

(4) 	 Die Erklärungen nach § 5 Absatz 1, § 15 Absatz 2 und § 22 
Absatz 1 sowie die in informationstechnischen Verfahren 
gespeicherten personenbezogenen Daten nach Ab­
satz 1 Satz 3 werden unverzüglich nach der Bekannt­
gabe des Ergebnisses der Gültigkeitsprüfung (§ 8 
Absatz 1 Satz 2, § 17 Absatz 7 Satz 1, § 27) gelöscht. 
Wurde keine ausreichende Unterstützung erreicht, un­
terbleibt die Löschung nach Satz 1 bis zum rechtskräfti­
gen Abschluss eines diesbezüglichen Anfechtungsver­
fahrens. Erklärungen nach Satz 1, die der Verwaltung 
anlässlich der Gültigkeitsprüfung nicht übermittelt wur­
den oder bei denen der Erklärungszeitpunkt länger als 
sechs Monate zurückliegt, sind von der Trägerin oder 
Dritten unverzüglich datenschutzgerecht zu vernichten.

(5) 	 Die Trägerin ist im Rahmen ihrer Tätigkeit der Verant­
wortliche im Sinnes des Artikels 4 der Verordnung (EU) 
2016/679 des Europäischen Parlaments und des Rates 
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vom 27. April 2016 zum Schutz natürlicher Personen 
bei der Verarbeitung personenbezogener Daten, zum 
freien Datenverkehr und zur Aufhebung der Richtlinie 
95/46/EG (Datenschutz-Grundverordnung) (ABl. L 119 
vom 4.5.2016, S. 1; L 314 vom 22.11.2016, S. 72; L 127 
vom 23.5.2018, S. 2).

(6)	 Spendenanzeigen im Internet (§ 40b Absatz 4) sind 
fünf Jahre nach Abschluss des letzten erfolgten Verfah­
rensabschnitts (§ 9 Absatz 1, § 27, § 39) zu löschen.

(7) 	 Im Übrigen ist die Verarbeitung personenbezogener 
Daten zulässig, soweit dies zur Durchführung der Ver­
fahren der Volksinitiative, des Volksbegehrens und des 
Volksentscheids erforderlich ist.

§ 43 
Anwendung des Landeswahlrechts

Die Bestimmungen des Landeswahlgesetzes und der Landes­
wahlordnung über

1.	 die Stimmbezirke und Wahllokale,

2.	 die Wahlunterlagen und Wahlscheine sowie deren 
Vernichtung,

3.	 die Aufgaben des Landeswahlleiters oder der 
Landeswahlleiterin und der Bezirkswahlleiter oder 
der Bezirkswahlleiterinnen, die Bildung der Wahl­
vorstände,

4.	 den Ablauf der Wahl, die Öffentlichkeit und Ord­
nung im Wahlraum, die Wahrung des Wahlgeheim­
nisses, die Stimmabgabe und die Briefwahl,

5.	 die Wahlstatistik, den Schutz vor unzulässiger 
Wahlbeeinflussung, die Veröffentlichung von Wahl­
befragungen, die Verpflichtung zur ehrenamtlichen 
Mitwirkung und die Verpflichtung der Behörden 
und sonstigen Stellen des Landes Berlin zur Be­
nennung von Dienstkräften für die ehrenamtlichen 
Tätigkeiten,

6.	 die Ermittlung der Wahlergebnisse in den Stimm­
bezirken und

7.	 die Nach- und Wiederholungswahl

finden in ihrer jeweils geltenden Fassung auf das Volksbe­
gehren und den Volksentscheid entsprechende Anwendung, 
soweit sich aus diesem Gesetz nichts anderes ergibt.

Abschnitt 5 
Übergangs- und Schlußvorschriften

§ 44 
Ermächtigung

(1) 	 Der Senat wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung 
die erforderlichen Regelungen zu erlassen, insbeson­
dere über

1.	 das Muster der Unterschriftslisten und -bögen 
für die Volksinitiative, der Unterschriftslisten und 
-bögen für den Antrag auf Einleitung des Volks­
begehrens und der bei der Zustimmung zum  
Volksbegehren zu verwendenden Unterschrifts­
listen und -bögen,

1a.	 den Aufbau der amtlichen Mitteilung nach § 32 
Absatz 4,

2.	 das Muster des Abstimmungsscheins beim Volks­
entscheid,

3.	 die bei der entsprechenden Anwendung des Lan­
deswahlrechts geltenden Vorschriften,

4.	 die Verringerung der Zahl der Stimmbezirke und 
die Zahl der Mitglieder der Abstimmungsvorstände 
sowie

5.	 die Anpassung des Musters des Abstimmungs­
scheins bei gleichzeitiger Durchführung des Volks­
entscheids mit Wahlen oder anderen Volksent­
scheiden.

(2) 	 Die zur Durchführung des Gesetzes erforderlichen Ver­
waltungsvorschriften erläßt die für Inneres zuständige 
Senatsverwaltung.

§ 45 
Änderung anderer Gesetze

(1) 	 Änderungsanweisungen zum Meldegesetz vom  
26. Februar 1985 (GVBl. S. 507)

(2) 	 Änderungsanweisungen zum Gesetz über den Ver­
fassungsgerichtshof vom 8. November 1990 (GVBl.  
S. 2246), zuletzt geändert durch Artikel IX des Gesetzes 
vom 19. Juli 1994 (GVBl. S. 241)

§ 46 
Übergangsvorschrift

Für Anträge auf Einleitung des Volksbegehrens, die bis zum 
25. Oktober 2020 bei der für Inneres zuständigen Senatsver­
waltung eingegangen sind, sind § 17 Absatz 2 und 3 sowie 
§ 18 Absatz 3 des Abstimmungsgesetzes vom 11. Juni 1997 
(GVBl. S. 304), das zuletzt durch Artikel 20 des Gesetzes 
vom 2. Februar 2018 (GVBl. S. 160) geändert wurde, in ihrer 
bis dahin geltenden Fassung weiter anzuwenden. Anträge 
auf Kostenerstattung nach § 40e können für Verfahren, die 
in dem in Satz 1 genannten Zeitpunkt bereits abgeschlossen 
sind, nicht mehr gestellt werden.

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet. 
Der Regierende Bürgermeister 

Eberhard Diepgen
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Auf Grund des § 44 Abs. 1 des Gesetzes über Volksinitiative, 
Volksbegehren und Volksentscheid vom 11. Juni 1997 (GVBl. 
S. 304) wird verordnet:

Abschnitt I 
Volksinitiative

§ 1 
Unterschriftslisten und -bögen

Die dem Antrag auf Behandlung einer Volksinitiative nach § 5 
Abs. 1 des Gesetzes beizufügenden Unterschriften sind auf 
Unterschriftslisten und -bögen nach dem Muster der Anlagen 
1a und 1b einzuholen.

Abschnitt II  
Volksbegehren

§ 2 
Unterschriftslisten und -bögen für den Antrag

Die für den Antrag auf Einleitung eines Volksbegehrens nach  
§ 15 Abs. 2 des Gesetzes erforderlichen Unterschriften sind auf 
Unterschriftslisten und -bögen nach dem Muster der Anlagen 
2a und 2b einzuholen.

§ 3 
Zustimmung zum Volksbegehren

Die Zustimmung zum Volksbegehren nach § 22 Abs. 1 des 
Gesetzes erfolgt durch Eintragung auf Unterschrifts­
listen und -bögen nach dem Muster der Anlagen 3a 
und 3b.

§ 4 
Abstimmungsverantwortliche

Für die Durchführung des Volksbegehrens in amtlichen Aus­
legungsstellen finden § 4 Abs. 4, 8 und 9 und §§ 6 und 7 der 
Landeswahlordnung entsprechende Anwendung.

Abschnitt III 
Volksentscheid

§ 5 
Stimmbezirke und Abstimmungsvorstände

Für die Durchführung des Volksentscheides werden Stimm­
bezirke in den Bezirken gebildet. Die Zahl und die örtliche 
Abgrenzung der Stimmbezirke bestimmt der Bezirksabstim­
mungsleiter oder die Bezirksabstimmungsleiterin; diese sollen 
den Stimmbezirken der letzten Wahl entsprechen, können 
aber zusammengefasst werden, sofern eine hinreichend 
gute Erreichbarkeit des Abstimmungslokals für die Stimmbe­
rechtigten gewährleistet bleibt. Für jeden Stimmbezirk wird 
ein Abstimmungsvorstand vom Bezirkswahlamt berufen. Die 
Vorschriften des § 4 Abs. 3, 4, 6 bis 9, der §§ 5 bis 7 und der 
§§ 10 bis 12 der Landeswahlordnung finden entsprechende 
Anwendung.

§ 6 
Abstimmungsverzeichnisse und Benachrichtigung  

der Abstimmungsberechtigten

Die Vorschriften der §§ 13 bis 20 der Landeswahlordnung 
finden mit der Maßgabe Anwendung, daß anstelle der Wahl­
verzeichnisse Abstimmungsverzeichnisse treten.

§ 6a 
Aufbau der amtlichen Mitteilung

(1) 	 Die Argumente der Trägerin einerseits und die Argumente 
des Abgeordnetenhauses und des Senats andererseits 
sind in der amtlichen Mitteilung nach § 32 Absatz 4 
des Abstimmungsgesetzes nebeneinander in gleicher 
Schrifttype und Schriftgröße wiederzugeben. Dabei 
sind die Argumente der Trägerin auf den jeweils linken 
Seiten, die Argumente des Abgeordnetenhauses und 
des Senats nacheinander auf den jeweils rechten Seiten 
der amtlichen Mitteilung abzudrucken.

(2) 	 Werden mehrere Volksentscheide nach § 29 des 
Abstimmungsgesetzes zusammen zur Abstimmung 
gestellt, sind in der amtlichen Mitteilung die Wortlaute 
und Argumente der jeweiligen Volksentscheide in der 
Reihenfolge des Zustandekommens der zugrunde 
liegenden Volksbegehren wiederzugeben. Stellt das 
Abgeordnetenhaus einen eigenen Gesetzentwurf oder 
einen sonstigen Beschlussentwurf nach § 30 des Ab­
stimmungsgesetzes zur gleichzeitigen Abstimmung, 
sind die Gesetzentwürfe oder sonstigen Beschlussent­
würfe von Trägerin und Abgeordnetenhaus in der amtli­
chen Mitteilung entsprechend Absatz 1 nebeneinander 
wiederzugeben.

§ 7 
Abstimmungsscheine

(1) 	 Unter den Voraussetzungen des § 22 der Landeswahl­
ordnung können Abstimmungsberechtigte Abstimmungs­
scheine nach dem Muster der Anlage 4 beantragen. 
Die Abstimmungsscheine berechtigen zur Teilnahme an 
der Abstimmung in einem Abstimmungslokal in Berlin 
oder zur Briefabstimmung. Die Vorschriften des § 23 
Abs. 1 und 3 und des § 24 der Landeswahlordnung 
finden entsprechende Anwendung.

(2) 	 Dem Abstimmungsschein sind bei der Übermittlung an 
die Abstimmungsberechtigten beizufügen:

a)	 der amtliche Stimmzettel,

b)	 der amtliche Abstimmungsumschlag,

c)	 der amtliche Abstimmungsbriefumschlag,

d)	 das amtliche Merkblatt über die Briefabstimmung.

Verordnung zur Durchführung des Gesetzes über Volksinitiative, Volksbegehren und Volksentscheid 
(Abstimmungsordnung)

vom 3. November 1997 (GVBl. S. 583), 
zuletzt geändert durch Verordnung vom 3. August 2021 (GVBl. S. 931)



24

§ 8 
Ablauf der Abstimmung

(1) 	 Für den Ablauf der Abstimmung finden die Vorschriften 
der §§ 41 bis 56 der Landeswahlordnung entsprechende 
Anwendung. Wird der Volksentscheid gemeinsam mit 
Wahlen oder anderen Volksentscheiden durchgeführt, 
so können die Stimmberechtigten im Abstimmungslokal 
verlangen, dass ihnen der Stimmzettel zu dem Volks­
entscheid unabhängig von den Stimmzetteln zu den 
Wahlen oder den anderen Volksentscheiden ausgehän­
digt oder nicht ausgehändigt wird.

(2) 	 An die Stelle des Landeswahlleiters oder der Landes­
wahlleiterin tritt der Landesabstimmungsleiter oder 
die Landesabstimmungsleiterin und an die Stelle des 
Wahlvorstandes und des Wahlvorstehers oder der 
Wahlvorsteherin der Abstimmungsvorstand und der Ab­
stimmungsvorsteher oder die Abstimmungsvorsteherin.

§ 9 
Ermittlung des Abstimmungsergebnisses

(1) 	 Für die Ermittlung des Abstimmungsergebnisses finden 
die Vorschriften der § § 57 bis 65 und des § 68 der 
Landeswahlordnung entsprechende Anwendung mit 
der Maßgabe, daß die Stimmzettel nach „Ja-Stimmen“ 
und „Nein-Stimmen“ zu ordnen, auszuzählen und zu 
melden sind.

(2) 	 Der Abstimmungsvorsteher oder die Abstimmungsvor­
steherin hat das Abstimmungsergebnis unverzüglich 
nach Ermittlung dem Bezirkswahlamt zu melden. Die 
Einzelheiten des Meldeverkehrs werden vom Landes­
abstimmungsleiter oder von der Landesabstimmungs­
leiterin festgelegt.

(3) 	 In der Meldung sind die Gesamtzahlen anzugeben,
a)	 der im Abstimmungsverzeichnis eingetragenen 

Abstimmungsberechtigten,
b)	 der im Abstimmungsverzeichnis festgestellten 

Stimmabgabevermerke,
c)	 der zur Stimmabgabe übergebenen Abstimmungs­

scheine,
d)	 der abgegebenen gültigen Ja-Stimmen, 

e)	 der abgegebenen gültigen Nein-Stimmen,
f)	 der abgegebenen gültigen Stimmen nach den 

Buchstaben d und e zusammen,, 

g)	 der ungültigen Stimmen.
Wird der Volksentscheid gemeinsam mit Wahlen oder an­
deren Volksentscheiden durchgeführt, so ist die für das wirk­
same Zustandekommen des Volksentscheids erforderliche 
Teilnahme der Stimmberechtigten (§ 36 des Abstimmungs­
gesetzes ) nach den für den Volksentscheid abgegebenen 
gültigen und ungültigen Stimmen (Satz 1 Buchstaben f und g) 
festzustellen.

(4) 	 Der Bezirksabstimmungsleiter oder die Bezirksabstim­
mungsleiterin hat die Niederschrift der Abstimmungs­
vorstände auf ihre Richtigkeit und Vollständigkeit zu 
prüfen, fehlende Unterlagen ergänzen zu lassen und 
Unstimmigkeiten aufzuklären und die Abstimmungser­
gebnisse für jeden Stimmbezirk und für den gesamten 
Bezirk nach den Angaben des Absatzes 3, ergänzt 
um die Zahl der nach Abschluß der Abstimmungsver­
zeichnisse ausgegebenen Abstimmungsscheine ( § 22 
Nr. 1 der Landeswahlordnung ), zusammenzustellen, 
aufzurechnen und nach Abschluß dieser Arbeiten dem 
Landesabstimmungsleiter oder der Landesabstim­
mungsleiterin zuzuleiten.

Abschnitt IV 
Allgemeine Vorschriften

§ 10 
Vernichtung von Unterlagen

<aufgehoben> 

§ 11 
Anwendung weiterer Wahlvorschriften

Für Volksbegehren und Volksentscheide finden ergänzend  
die § § 78 bis 80 und § 80b der Landeswahlordnung ent­
sprechende Anwendung.

§ 12 
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung  
im Gesetz- und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft.

(…) 

Anlage 4
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Anlage 4

Musterfrau, Marlis
Massowerstr. 7
10315 Berlin
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Erster Abschnitt 
Wahlrecht, Wählbarkeit, Erwerb und Verlust des Sitzes

§ 1 
Wahlrecht

(1)	 Wahlberechtigt sind alle Deutschen im Sinne des Ar­
tikels 116 Abs. 1 des Grundgesetzes, die am Tage der 
Wahl

1.	 zum Abgeordnetenhaus das 18. Lebensjahr voll­
endet haben und zu den Bezirksverordnetenver­
sammlungen das 16. Lebensjahr vollendet haben,

2.	 seit mindestens drei Monaten ununterbrochen in 
Berlin ihren Wohnsitz haben,

3.	 nicht nach § 2 vom Wahlrecht ausgeschlossen 
sind.

(2)	 Als Wohnsitz im Sinne des Absatzes 1 Nr. 2 gilt die 
nach den Vorschriften des Bundesmeldegesetzes vom 
3. Mai 2013 (BGBl I S. 1084), das zuletzt durch Artikel 
9 des Gesetzes vom 2. Februar 2016 (BGBl. I S. 130) 
geändert worden ist angemeldete Wohnung, bei meh­
reren Wohnungen die im Melderegister verzeichnete 
Hauptwohnung. Für Personen, die unter keiner Anschrift 
im Melderegister verzeichnet sind, gilt als Wohnsitz der 
tatsächliche Aufenthaltsort.

(3)	 Für Gefangene und für Personen, die auf Grund 
Gerichtsentscheids zum Vollzug einer mit Freiheits­
entziehung verbundenen Maßregel der Besserung  
und Sicherung untergebracht sind, gilt als Wohnsitz 
im Sinne des Absatzes 1 Nr. 2 die Anstalt auch in den 
Fällen, in denen die Gefangenen weder in der Anstalt 
noch unter einer anderen Anschrift gemeldet sind.

§ 2 
Ausschluss vom Wahlrecht

Ausgeschlossen vom Wahlrecht ist, wer infolge eines Gerichts­
entscheids das Wahlrecht nicht besitzt.

§ 3 
Ausübung des Wahlrechts

(1)	 Die Wahlberechtigten müssen im Wahlverzeichnis 
ihres Bezirks eingetragen sein oder einen Wahlschein 
besitzen. Grundlage für das Wahlverzeichnis ist das 
Melderegister. Für Wahlberechtigte nach § 1 Abs. 3, die 
weder in der Anstalt noch unter einer anderen Anschrift 
gemeldet sind, wird ein besonderes Wahlverzeichnis 
angelegt.

(2)	 Personen, die unter keiner Anschrift im Melderegister 
verzeichnet sind, werden auf Antrag in das Wahlver­
zeichnis des Bezirks eingetragen, in dem sie am 35. Tag 
vor der Wahl übernachtet haben, wenn sie sich in den 
letzten drei Monaten vor der Wahl überwiegend in Ber­
lin aufgehalten haben und die übrigen Erfordernisse des 
Wahlrechts erfüllt sind. Der überwiegende Aufenthalt 
im Wahlgebiet ist glaubhaft zu machen. Dazu können 

die Bezirkswahlämter eine Versicherung an Eides Statt 
entgegennehmen.

(3)	 Die Wahlberechtigten können ihr Wahlrecht nur persön­
lich ausüben.

(4)	 Wer im Wahlverzeichnis eingetragen ist, erhält auf 
Antrag einen Wahlschein.

(5)	 Wer nicht im Wahlverzeichnis eingetragen ist, erhält auf 
Antrag einen Wahlschein, wenn dies zur nachträglichen 
Vervollständigung des Wahlverzeichnisses erforderlich 
ist.

(6)	 Der Wahlschein berechtigt zur Teilnahme an der Wahl 
durch

1.	 Briefwahl oder

2.	 Stimmabgabe in dem Wahlkreis des Wohnsitzes.

(7)	 Alles Nähere über das Wahlverzeichnis, den Eintragungs­
antrag sowie die Frist und den Nachweis der Wahlvor­
aussetzungen, die Ausgabe von Wahlscheinen und die 
Durchführung der Briefwahl wird in der Landeswahlord­
nung geregelt. In der Landeswahlordnung kann auch 
bestimmt werden, daß bei einem Umzug innerhalb des 
Wahlgebietes während einer bestimmten Frist vor der 
Wahl die Eintragung in das Wahlverzeichnis des bishe­
rigen Wohnsitzes erfolgen muß.

(8)	 Die Stimmen der Wahlberechtigten, die an der Brief­
wahl teilgenommen haben, werden nicht dadurch 
ungültig, daß sie vor dem oder am Wahltag sterben 
oder die Voraussetzungen ihres Wahlrechts verloren 
haben.

§ 4 
Wählbarkeit

(1)	 Zum Abgeordnetenhaus und zu den Bezirksverordneten­
versammlungen sind alle Wahlberechtigten wählbar, die 
am Tage der Wahl das 18. Lebensjahr vollendet haben.

(2)	 Nicht wählbar ist,

1.	 wer nach § 2 vom Wahlrecht ausgeschlossen ist,

2.	 wer infolge Gerichtsentscheids die Wählbarkeit 
oder die Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher 
Ämter nicht besitzt.

§ 5 
Erwerb des Sitzes

(1)	 Der Landeswahlleiter benachrichtigt die in das Abge­
ordnetenhaus gewählten Personen, der zuständige 
Bezirkswahlleiter benachrichtigt die in die Bezirksver­
ordnetenversammlung gewählten Personen. Nach dem 
ersten Zusammentritt des Abgeordnetenhauses erfolgt 
die Benachrichtigung durch die Senatsverwaltung für 
Inneres, nach dem ersten Zusammentritt der Bezirks­
verordnetenversammlung durch das für Wahlen zustän­
dige Amt des Bezirksamtes.

Gesetz über die Wahlen zum Abgeordnetenhaus und zu den Bezirksverordnetenversammlungen  
(Landeswahlgesetz)

Vom 25. September 1987 (GVBl. S. 2370),  
zuletzt geändert durch Gesetz vom 4. Mai 2021 (GVBl. S. 414)

Inhaltsübersicht
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(2)	 Die Gewählten erwerben die Mitgliedschaft vorbehalt­
lich der Regelungen des Absatzes 3 mit dem Eingang 
der auf die Benachrichtigung hin form- und fristge­
rechten Annahmeerklärung, jedoch nicht vor Ablauf 
der Wahlperiode des letzten Abgeordnetenhauses (§ 7 
Abs. 3).

(3)	 Gibt eine gewählte Person bis zum Ablauf der Frist 
keine oder keine formgerechte Erklärung ab, so gilt 
die Wahl zu diesem Zeitpunkt als angenommen. Satz 1 
gilt nicht für Gewählte, die den nach § 26 Abs. 2 und 
5 erforderlichen Nachweis erbringen müssen; wird von 
ihnen dieser Nachweis nicht oder nicht fristgerecht 
erbracht, so gilt die Wahl als nicht angenommen.

§ 6 
Verlust des Sitzes

(1)	 Abgeordnete und Bezirksverordnete verlieren ihren Sitz

1.	 durch Verzicht,

2.	 durch Verlegung des Wohnsitzes (§ 1 Abs. 2) in ein 
Gebiet außerhalb von Berlin,

3.	 durch Wegfall einer Voraussetzung ihrer jederzeiti­
gen Wählbarkeit,

4.	 durch Ungültigkeitserklärung der Wahl oder sonsti­
ges Ausscheiden im Wahlprüfungsverfahren,

5.	 durch Neufeststellung des Wahlergebnisses,

5a.	 durch Feststellung der Verfassungswidrigkeit der 
Partei oder der Teilorganisation einer Partei, der 
sie angehören, durch das Bundesverfassungsge­
richt nach Artikel 21 Absatz 2 des Grundgesetzes 
(§ 6a),

6.	 durch Unanfechtbarkeit des Verbots der Wahl­
berechtigtengemeinschaft, sofern ein Mitglied  
der Bezirksverordnetenversammlung dieser Wahl­
berechtigtengemeinschaft zwischen dem Erlaß der 
Verbotsverfügung (§ 3 des Vereinsgesetzes) und 
der Unanfechtbarkeit des Verbots (§ 7 des Vereins­
gesetzes) angehört hat,

7.	 als Bezirksverordnete durch Annahme der Wahl 
zum Abgeordnetenhaus,

8.	 als Mitglied der Bezirksverordnetenversammlung, 
wenn nachträglich eine der Voraussetzungen des  
§ 26 Abs. 4 eintritt,

9.	 als Mitglied des Abgeordnetenhauses, wenn nach­
träglich eine der Voraussetzungen des § 26 Abs. 2 
bekannt wird oder eintritt.

(2)	 Der Verzicht ist schriftlich dem zuständigen Wahlleiter 
nach dem ersten Zusammentreten des Abgeordneten­
hauses oder der Bezirksverordnetenversammlung, dem 
Präsidenten des Abgeordnetenhauses oder dem Be­
zirksverordnetenvorsteher zu erklären; er darf keine Be­
dingungen enthalten und kann nicht widerrufen werden.

(3)	 Über den Verlust des Sitzes nach Absatz 1 wird ent­
schieden

1.	 im Falle der Nummer 1 durch den Präsidenten des 
Abgeordnetenhauses oder den Vorsteher der Be­
zirksverordnetenversammlung,

2.	 in den Fällen der Nummern 2, 3, 5a und 9 durch 
Beschluß des Präsidiums des Abgeordnetenhau­
ses oder des Vorstandes der Bezirksverordneten­
versammlung,

3.	 im Falle der Nummer 4 im Wahlprüfungsverfahren,

4.	 im Falle der Nummer 5 durch den Landes­
wahlausschuß für das Ergebnis der Wahl 
zum Abgeordnetenhaus, durch den Bezirks­
wahlausschuß für das Ergebnis der Wahl zur 
Bezirksverordnetenversammlung,

5.	 in den Fällen der Nummern 6 bis 8 durch Beschluß 
des Vorstandes der Bezirksverordnetenversamm­
lung.

§ 6a 
Folgen eines Parteiverbots

(1)	 Abgeordnete und Bezirksverordnete verlieren ihren  
Sitz im Abgeordnetenhaus oder in der Bezirksverord­
netenversammlung nach § 6 Absatz 1 Nummer 5a, 
sofern sie der für verfassungswidrig erklärten Partei 
oder Teilorganisation zu einem Zeitpunkt zwischen der 
Antragstellung (§ 43 des Bundesverfassungsgerichts­
gesetzes) und der Verkündung der Entscheidung (§ 46 
des Bundesverfassungsgerichtsgesetzes) angehört 
haben.

(2)	 Soweit Abgeordnete, die nach § 6 Absatz 1 Nummer 5a 
ihren Sitz verloren haben, aus einem Wahlkreisvorschlag 
gewählt wurden, wird die Wahl in diesen Wahlkreisen 
in entsprechender Anwendung des § 20 Absatz 2 
und 3 wiederholt. Hierbei dürfen die Abgeordneten, 
die ihren Sitz verloren haben, nicht als Bewerber an­
treten. Soweit Abgeordnete, die nach § 6 Absatz 1 
Nummer 5a ihren Sitz verloren haben, aus einer Be­
zirks- oder Landesliste gewählt wurden, bleiben die 
Sitze unbesetzt. Die Sätze 1 und 3 gelten nicht, wenn 
die ausgeschiedenen Abgeordneten auf einem Wahl­
vorschlag einer nicht für verfassungswidrig erklärten 
Partei gewählt wurden; in diesem Fall werden die Sitze 
in entsprechender Anwendung des § 14 Absatz 4 nach­
besetzt.

(3)	 Soweit Bezirksverordnete nach § 6 Absatz 1 Num­
mer 5a ihren Sitz verloren haben, bleiben die Sitze 
unbesetzt; die gesetzliche Mitgliederzahl der Be­
zirksverordnetenversammlung verringert sich für die 
Wahlperiode entsprechend. Dies gilt nicht, wenn die 
ausgeschiedenen Bezirksverordneten aus einem Be­
zirkswahlvorschlag einer nicht für verfassungswidrig 
erklärten Partei gewählt wurden; in diesem Fall werden 
die Sitze in entsprechender Anwendung des § 24 nach­
besetzt.

Zweiter Abschnitt 
Wahl zum Abgeordnetenhaus

§ 7 
Grundsätze der Wahl

(1)	 Das Abgeordnetenhaus wird auf Grund allgemeiner, 
freier, gleicher, geheimer und direkter Wahl auf die 
Dauer von fünf Jahren gewählt.

(2)	 Das Abgeordnetenhaus besteht aus mindestens 130 
Abgeordneten, von denen 78 nach den Grundsätzen 
der relativen Mehrheitswahl und die übrigen aus Listen 
gewählt werden.

(3)	 Die Wahlperiode endet mit dem Zusammentritt des 
neugewählten Abgeordnetenhauses.

§ 8 
(aufgehoben)
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§ 9 
Wahlkreise und Wahlkreisverbände

(1)	 Das Wahlgebiet wird für die Wahl zum Abgeordneten­
haus in 78 Wahlkreise eingeteilt. Die Wahlkreise eines 
Bezirks bilden einen Wahlkreisverband.

(2)	 Die Zahl der Wahlkreise, die in jedem Wahlkreisverband 
zu bilden sind, legt der Senat fest; sie ist so zu bestim­
men, daß auf alle Wahlkreise im Wahlgebiet eine mög­
lichst gleich große Anzahl von Deutschen entfällt.

(3)	 Der Senat stellt vor jeder Wahl die jedem Wahlkreisver­
band zustehende Zahl der Wahlkreise fest und macht 
diese Feststellung spätestens 44 Monate nach Beginn 
der Wahlperiode im Amtsblatt für Berlin bekannt.

(4)	 Die örtliche Abgrenzung der Wahlkreise wird von den 
Bezirken spätestens 47 Monate nach Beginn der Wahl­
periode vorgenommen und im Amtsblatt für Berlin be­
kanntgegeben. Die Wahlkreise innerhalb eines Wahl­
kreisverbandes sollen eine etwa gleich große Zahl von 
Deutschen haben.

(5)	 Bei einer vorzeitigen Beendigung der Wahlperiode gilt 
die Wahlkreiseinteilung der letzten Wahl.

§ 10 
Wahlvorschläge

(1)	 Wahlkreisvorschläge können von Parteien und von 
einzelnen Wahlberechtigten eingereicht werden. 
Bezirkslisten in den Wahlkreisverbänden oder eine  
Landesliste im Wahlgebiet können nur Parteien im 
Sinne des Parteiengesetzes in der Fassung vom  
31. Januar 1994 (BGBl. I S. 149) einreichen. Parteien, 
die vom Bundesverfassungsgericht für verfassungs­
widrig erklärt worden sind, können keine Wahlvor­
schläge einreichen.

(2)	 Parteien, die sich an der letzten Wahl zum Abgeord­
netenhaus oder an der letzten Wahl zum Deutschen 
Bundestag in Berlin nicht mit einem eigenen Wahl­
vorschlag beteiligt haben, müssen dem Landeswahl­
leiter spätestens vier Monate vor dem Wahltag zur 
Feststellung der Eigenschaft als politische Partei eine 
schriftliche Satzung, das schriftliche Parteiprogramm 
und die Niederschrift über die satzungsgemäße Be­
stellung des Landesvorstandes einreichen. Stellt der 
Landeswahlausschuss fest, dass sich eine Partei weder 
an der letzten Wahl zum Abgeordnetenhaus noch an 
der letzten Wahl zum Deutschen Bundestag in Berlin 
mit einem eigenen Wahlvorschlag beteiligt hat, ent­
scheidet er über die Feststellung der Parteieigenschaft. 
Die Entscheidung ist von dem Landeswahlleiter in der 
Sitzung des Landeswahlausschusses bekannt zu geben. 
Hat eine Partei gegen diese Entscheidung Einspruch 
nach § 40 Absatz 2 Nummer 1a des Gesetzes über den 
Verfassungsgerichtshof eingelegt, ist diese Partei bis zu 
einer Entscheidung des Verfassungsgerichtshofes wie 
eine wahlvorschlagsberechtigte Partei zu behandeln.

(3)	 Jede Partei kann nach dem Beschluß ihres nach der 
Satzung zuständigen Organs entweder eine Landes­
liste oder in den Wahlkreisverbänden jeweils eine Be­
zirksliste einreichen. Der Landesvorstand jeder Partei, 
die sich an der Wahl zum Abgeordnetenhaus beteiligen 
will, hat dies vier Monate vor dem Wahltag dem Lan­
deswahlleiter schriftlich anzuzeigen und mitzuteilen, 
ob sie eine Landesliste oder Bezirkslisten einreichen 
will. Mit der Anzeige sind die Satzung und das vom 
Vorstand der Sitzung des zuständigen Organs unter­

zeichnete Protokoll mit dem nach Satz 1 zu fassenden 
Beschluß einzureichen; das Protokoll ist nicht erforder­
lich, wenn sich aus der Satzung unmittelbar ergibt,  
daß die Partei eine Landesliste oder Bezirkslisten ein­
reichen will. Nach Ablauf der Frist kann die Entschei­
dung einer Partei nicht mehr geändert werden; werden 
mehrere widersprüchliche Mitteilungen fristgemäß 
abgegeben, so ist die letzte Mitteilung verbindlich; läßt 
sich die Reihenfolge der Mitteilungen nicht feststellen, 
so gilt die Erklärung als nicht abgegeben. Unterläßt 
eine Partei die Erklärung oder gibt sie sie nicht frist­
gemäß oder nicht in der richtigen Form ab, so darf 
sie neben den Wahlkreisvorschlägen nur Bezirkslisten 
einreichen.

(4)	 Jeder Wahlkreisvorschlag darf nur eine Person benen­
nen und muß ihren Familiennamen, Vornamen, Ge­
burtstag, Geburtsort, erlernten und zur Zeit der Einrei­
chung oder zuletzt ausgeübten Beruf und die Anschrift 
angeben. Wahlkreisvorschläge einer Partei müssen 
außerdem den Namen der einreichenden Partei und, 
sofern sie eine Kurzbezeichnung verwendet, auch diese 
angeben. Andere Wahlkreisvorschläge müssen das 
Kennwort „Einzelbewerber“ oder „Einzelbewerberin“ 
ohne weiteren Zusatz führen.

(5)	 Jede Liste muß mindestens zwei Personen enthalten; 
die Reihenfolge muß erkennbar sein. Über jede Person 
sind dieselben Angaben zu machen wie auf dem Wahl­
kreisvorschlag, Absatz 4 Satz 2 findet entsprechende 
Anwendung.

(6)	 Niemand darf im Wahlgebiet in mehr als einem Wahl­
kreis und auf mehr als einer Liste aufgestellt werden. 
Wer von einer Partei in einem Wahlkreis aufgestellt 
wird, kann auf einer Liste nur für dieselbe Partei aufge­
stellt werden. Ist eine Person auf einem Wahlkreisvor­
schlag und zugleich auf einer Liste gewählt worden, so 
kann sie das Mandat nur über den Wahlkreisvorschlag 
annehmen.

(7)	 Jede in einen Wahlvorschlag aufgenommene Person 
hat schriftlich ihre Zustimmung zu erklären. Besteht 
Zweifel darüber, ob sie wählbar ist, so kann ein ent­
sprechender Nachweis verlangt werden.

(8)	 Jeder Wahlkreisvorschlag muß von mindestens 45 Wahl­
berechtigten des Wahlkreises persönlich und hand­
schriftlich unterzeichnet sein, die am Tage der Un­
terschrift wahlberechtigt (§ 1) und in dem Wahlkreis 
mit Hauptwohnung gemeldet sind; dies muß auf dem 
Unterschriftenblatt amtlich bestätigt werden.

(9)	 Jede Bezirksliste muß von mindestens 185 Wahlbe­
rechtigten des Wahlkreisverbandes persönlich und 
handschriftlich unterzeichnet sein. Landeslisten müssen 
von mindestens 2 200 Wahlberechtigten persönlich 
und handschriftlich unterzeichnet sein. Absatz 8 findet 
entsprechende Anwendung.

(10)	 Es darf nur ein Wahlkreisvorschlag und eine Liste 
unterzeichnet werden; hat jemand mehrere Wahlkreis­
vorschläge oder mehrere Listen unterzeichnet, so sind 
die Unterschriften auf allen weiteren Wahlvorschlägen 
derselben Art ungültig.

(11)	 War die einreichende Partei bereits in der letzten Wahl­
periode ununterbrochen als Partei im Abgeordneten­
haus oder im Deutschen Bundestag vertreten, so genügt 
für jeden Wahlkreisvorschlag und für jede Bezirksliste 
die Unterschrift des für den Wahlkreisverband zustän­
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digen Vorstandes der Partei; hat die Partei keine 
Vorstände auf Bezirksebene, so ist die Unterschrift von 
dem Vorstand der nächsthöheren örtlichen Gliederung 
zu leisten. Für Landeslisten ist die Unterschrift unter den 
Voraussetzungen des Satzes 1 vom Landesvorstand zu 
leisten.

(12)	 Durch die Landeswahlordnung werden für die Wahlvor­
schläge, die Unterschriftenblätter und die Erklärungen 
nach Absatz 7 amtliche Vordrucke vorgeschrieben.

§ 11 
Verbindung von Wahlvorschlägen

Wahlvorschläge können vorbehaltlich des § 17 Abs. 1 Satz 1 
nicht miteinander verbunden werden. Gemeinsame Wahlvor­
schläge dürfen nicht aufgestellt werden.

§ 12 
Aufstellung der Wahlvorschläge

(1)	 Über die Wahlkreisvorschläge und Bezirkslisten einer 
Partei hat eine Versammlung der Parteimitglieder ge­
heim abzustimmen, die im Wahlkreisverband (Bezirk) 
wahlberechtigt sind oder der bezirklichen Gliederung 
der Partei angehören, die dem Wahlkreisverband ent­
spricht. An die Stelle der Mitgliederversammlung kann 
eine Delegiertenversammlung treten, die von den in 
Satz 1 genannten Mitgliedern für die Aufstellung von 
Wahlvorschlägen satzungsgemäß gewählt worden ist. 
Landeslisten sind entweder von einer Versammlung der 
Parteimitglieder im Wahlgebiet oder einer für das ge­
samte Wahlgebiet zuständigen Delegiertenversamm­
lung in geheimer Wahl aufzustellen; die Delegierten­
versammlung muß entweder von den Angehörigen der 
Partei im Wahlgebiet oder in Delegiertenversammlun­
gen der nächstniedrigeren Gebietsverbände gewählt 
sein, die ihrerseits von den Mitgliedern der Gebiets­
verbände gewählt sein müssen. Die Mitglieder oder 
Delegierten, die sich unmittelbar an der Aufstellung  
der Wahlvorschläge beteiligen, müssen zu diesem Zeit­
punkt zum Abgeordnetenhaus von Berlin wahlberech­
tigt sein. In der Versammlung müssen sich mindestens 
drei Mitglieder oder Delegierte an der Abstimmung 
beteiligen.

(2)	 Über den Verlauf der Versammlung ist eine Nieder­
schrift anzufertigen, die von dem oder der Vorsitzenden 
der Versammlung zu unterzeichnen und mit den Wahl­
vorschlägen einzureichen ist.

(3)	 Die Wahlkreisvorschläge dürfen erst aufgestellt werden, 
wenn die Abgrenzung der Wahlkreise des betreffenden 
Wahlkreisverbandes im Amtsblatt für Berlin bekanntge­
geben worden ist.

(4)	 Durch die Landeswahlordnung werden die erforder­
lichen Angaben in dem amtlichen Vordruck vorgeschrie­
ben.

§ 13 
Prüfung und Zulassung der Wahlvorschläge  

und der Bewerber und Bewerberinnen
(1)	 Über die Zulassung der Wahlkreisvorschläge und Be­

zirkslisten sowie die in den Wahlkreisvorschlägen und 
Bezirkslisten aufgestellten Personen entscheidet der in 
jedem Wahlkreisverband zu bildende Bezirkswahlaus­
schuß. Über die Zulassung der Landeslisten und der 
darin aufgestellten Personen entscheidet der Landes­
wahlausschuß. Der Landeswahlausschuß stellt fest, ob 
eine Partei nach § 10 Abs. 3 Bezirkslisten oder eine 
Landesliste einreichen kann; diese Entscheidung ist für 
die Bezirkswahlausschüsse verbindlich.

(2)	 Gegen die Entscheidung der Bezirkswahlausschüs­
se ist die Beschwerde an den Landeswahlausschuß 
zulässig. Die Prüfung partei- und organisationsin­
terner Vorgänge ist ausgeschlossen. Das Nähere, 
insbesondere über die einzuhaltenden Fristen, die 
Möglichkeiten der Mängelbeseitigung, die Nichtzulas­
sungsgründe und die Nummernfolge regelt die Lan­
deswahlordnung.

§ 13 a 
Verarbeitung personenbezogener Daten

(1)	 Die Bezirksämter und Bezirkswahlausschüsse sowie der 
Landeswahlausschuss dürfen die personenbezogenen 
Daten, die in den Wahlvorschlägen und auf den Un­
terschriftsblättern anzugeben sind (§ 10 Abs. 4, 5, 8, 9 
und 12), verarbeiten, soweit dies zur Entscheidung über 
die Zulassung der Wahlvorschläge und der Bewer­
berinnen und Bewerber erforderlich ist. Dabei dürfen 
die Bezirksämter und Bezirkswahlausschüsse auch die 
Daten nach Satz 1 von betroffenen Personen verarbei­
ten, die ihren Wohnsitz nicht in dem jeweiligen Bezirk 
haben.

(2)	 Die gespeicherten Daten sind spätestens sechs Monate 
nach der Wahl zu löschen, soweit sie nicht für ein ver­
fassungsgerichtliches Wahlprüfungsverfahren von Be­
deutung sein können.

§ 14 
Ausscheiden von Bewerbern, Bewerberinnen  

und Abgeordneten
(1)	 Fällt eine auf einem Wahlkreisvorschlag benannte Per­

son zwischen der Einreichung des Wahlvorschlages und 
der Annahme der Wahl aus oder erklärt sie, daß sie 
von der Kandidatur zurücktritt, so tritt an ihre Stelle die 
erste Person aus der Bezirksliste oder der Landesliste 
derselben Partei; eine aus einer Liste ausgeschiedene 
Person wird durch die nächste Person auf der Liste 
ersetzt. Ist für einen Wahlkreisvorschlag keine Ersatz­
person vorhanden, so fällt er aus; die auf diesen Wahl­
kreisvorschlag abgegebenen Stimmen sind ungültig. 
Das Recht der Parteien, vor Ablauf der Einreichungsfrist 
nach den Vorschriften der Landeswahlordnung neue 
Wahlvorschläge einzureichen oder die Wahlvorschläge 
zu ändern, bleibt unberührt; für die neuen oder geän­
derten Wahlvorschläge muß die gleiche Anzahl von 
Unterstützungsunterschriften (§ 10 Abs. 8) eingereicht 
werden wie für den ursprünglichen Wahlvorschlag.

(2)	 Der Rücktritt von der Kandidatur ist gegenüber dem 
Landeswahlleiter oder dem zuständigen Bezirkswahl­
leiter schriftlich zu erklären. Die Rücktrittserklärung 
kann nicht widerrufen werden.

(3)	 In den Fällen des Absatzes 1 ist ein Neudruck der Stimm­
zettel nicht erforderlich. Auf den Ausfall des Wahlkreis­
vorschlages soll durch Anschläge in den Wahllokalen 
des betroffenen Wahlkreises hingewiesen werden.

(4)	 Erklärt eine auf einem Wahlvorschlag einer Partei ge­
wählte Person, daß sie die Wahl nicht annimmt, so tritt 
an ihre Stelle die nächste zu berufende Person aus der 
Bezirksliste oder der Landesliste. Das gleiche gilt, wenn 
ein Mitglied des Abgeordnetenhauses stirbt oder aus 
sonstigen Gründen seinen Sitz verliert, es sei denn, daß 
sich aus der Entscheidung im Wahlprüfungsverfahren (§ 6 
Abs. 1 Nr. 4) oder aus der Neufeststellung des Wahler­
gebnisses (§ 6 Abs. 1 Nr. 5) etwas anderes ergibt. Ist 
die Liste, auf der die ausgeschiedene Person aufge­
stellt worden ist, erschöpft, so bleibt der Sitz unbesetzt.
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(5)	 Ist die ausgeschiedene Person aus einem Wahlkreis­
vorschlag gewählt worden und keine Ersatzperson aus 
einer Liste vorhanden, so findet unverzüglich, spätestens 
innerhalb von drei Monaten nach dem Ausfall, in diesem 
Wahlkreis eine Ersatzwahl (§ 20 Abs. 2 und 3) statt. Die 
Ersatzwahl unterbleibt, wenn feststeht, daß innerhalb von 
sechs Monaten das Abgeordnetenhaus neu gewählt wird.

(6)	 In den Fällen der Absätze 1 und 4 bleiben bei der Nach­
folge aus der Liste einer Partei diejenigen Personen un­
berücksichtigt, die in einem Wahlkreis kandidieren oder 
gewählt worden sind; das gleiche gilt für diejenigen, 
die die Wählbarkeitsvoraussetzungen (§§ 1 und 4) nicht 
mehr erfüllen oder nicht mehr Mitglied der Partei sind, 
die die Liste eingereicht hat, es sei denn, sie haben 
schon bei ihrer Aufstellung dieser Partei nicht angehört.

§ 15 
Stimmen

(1)	 Die Wahlberechtigten haben zwei Stimmen, eine Stim­
me für die Wahl einer Person im Wahlkreis (Erststimme) 
und eine Stimme für die Wahl einer Bezirksliste im 
Wahlkreisverband oder für die Wahl einer Landesliste 
im Wahlgebiet (Zweitstimme). Die Wahlberechtigten 
können mit der Zweitstimme eine andere Partei wählen 
als die, der sie ihre Erststimme gegeben haben.

(2)	 Ungültig sind Stimmen, wenn der Stimmzettel

1.	 nicht amtlich hergestellt oder für einen anderen 
Wahlkreis zu verwenden ist,

2.	 keine Kennzeichnung enthält,

3.	 die Wahlabsicht nicht zweifelsfrei erkennen läßt 
oder

4.	 einen Zusatz oder Vorbehalt enthält.

(3)	 Bei der Briefwahl sind Wahlbriefe zurückzuweisen, wenn

1.	 der Wahlbrief nicht rechtzeitig eingegangen ist,

2.	 der Wahlbriefumschlag keinen oder keinen gülti­
gen Wahlschein enthält,

3.	 dem Wahlbriefumschlag kein Stimmzettelumschlag 
beigefügt ist,

4.	 weder der Wahlbriefumschlag noch der Stimmzet­
telumschlag verschlossen ist,

5.	 der Wahlbriefumschlag mehrere Stimmzettelum­
schläge, aber nicht die gleiche Anzahl gültiger 
und mit der vorgeschriebenen Versicherung an 
Eides Statt versehener Wahlscheine enthält,

6.	 die vorgeschriebene Versicherung an Eides Statt 
zur Briefwahl auf dem Wahlschein nicht unter­
schrieben ist,

7.	 kein amtlicher Stimmzettelumschlag benutzt worden 
ist oder

8.	 ein Stimmzettelumschlag benutzt worden ist, der 
offensichtlich in einer das Wahlgeheimnis gefähr­
denden Weise von den übrigen abweicht.

Die Stimmen der zurückgewiesenen Wahlbriefe gelten als 
nicht abgegeben.

§ 16 
Mehrheitswahl in den Wahlkreisen

In jedem Wahlkreis ist die Person gewählt, die die meisten 
Stimmen erhalten hat (relative Mehrheit). Bei Stimmengleich­
heit entscheidet das vom Bezirkswahlleiter zu ziehende Los.

§ 17 
Wahl nach Bezirks- oder Landeslisten

(1)	 Für die im Wahlgebiet zu vergebenden Sitze (§ 7 Abs. 2) 
werden die auf die Bezirks- oder Landeslisten der Par­
teien abgegebenen gültigen Stimmen (§ 15) zusammen­
gezählt; dafür gelten die Bezirkslisten derselben Partei 
als verbunden. Von der Gesamtzahl der zu vergebenden 
Sitze wird die Zahl der erfolgreichen Bewerber und Be­
werberinnen im Wahlkreis abgezogen, die von einzelnen 
Wahlberechtigten oder von einer Partei vorgeschlagen 
wurden, für die in dem betreffenden Wahlkreisverband 
keine Bezirksliste oder für das Wahlgebiet keine Landes­
liste eingereicht oder zugelassen worden ist.

(2)	 Die nach Absatz 1 verbleibenden Sitze werden auf die 
Bezirkslisten und auf die Landeslisten auf Grund des 
Verfahrens der mathematischen Proportion (Hare-Nie­
meyer) nach den Vorschriften der Sätze 2 bis 5 verteilt. 
Die Gesamtzahl der verbleibenden Sitze wird für jede 
Partei gesondert mit der Anzahl ihrer Zweitstimmen im 
Wahlgebiet multipliziert und dann durch die Gesamt­
zahl der Zweitstimmen aller zu berücksichtigenden 
Bezirks- und Landeslisten geteilt. Jede Partei erhält 
zunächst so viele Sitze, wie ganze Zahlen auf sie ent­
fallen. Danach noch zu vergebende Sitze sind den Par­
teien in der Reihenfolge der höchsten Zahlenbruchteile, 
die sich bei der Berechnung nach Satz 2 ergeben, 
zuzuteilen. Bei gleichen Zahlenbruchteilen entscheidet 
das vom Landeswahlleiter zu ziehende Los.

(3)	 Hat eine Partei eine Landesliste eingereicht, so werden 
die ihr zustehenden Sitze vorbehaltlich des Absatzes 4 
Satz 4 unmittelbar aus der Landesliste besetzt. Für Par­
teien, die Bezirkslisten eingereicht haben, werden die 
ihnen zustehenden Sitze für jede Partei gesondert auf 
die einzelnen Wahlkreisverbände, und zwar entspre­
chend dem Anteil der gültigen Zweitstimmen der Partei 
in jedem Wahlkreisverband an der gesamten Zweit­
stimmenzahl der Partei im ganzen Wahlgebiet, auf 
Grund des Verfahrens der mathematischen Proportion 
nach den Vorschriften der Sätze 3 bis 6 verteilt. Die 
Gesamtzahl der nach Absatz 2 für jede Partei ermit­
telten Sitze wird für jeden Wahlkreisverband gesondert 
mit der Anzahl der Zweitstimmen in diesem Wahlkreis­
verband multipliziert und dann durch die Gesamtzahl 
ihrer Zweitstimmen aus allen Wahlkreisverbänden 
geteilt. Jede Bezirksliste der Partei erhält zunächst so 
viele Sitze, wie ganze Zahlen auf sie entfallen. Danach 
noch zu vergebende Sitze sind den Bezirkslisten der 
Partei in der Reihenfolge der höchsten Zahlenbruchtei­
le, die sich bei der Berechnung nach Satz 3 ergeben, 
zuzuteilen. Bei gleichen Zahlenbruchteilen entscheidet 
das vom Landeswahlleiter zu ziehende Los.

(4)	 Von der für jede Landesliste ermittelten Abgeordnetenzahl 
wird die Zahl der von der Partei im Wahlgebiet nach § 16 
errungenen Sitze abgezogen. Von der für jede Bezirksliste 
ermittelten Abgeordnetenzahl wird die Zahl der von der 
Partei in den Wahlkreisen dieses Wahlkreisverbandes 
nach § 16 errungenen Sitze abgezogen. Stehen einer 
Partei noch Sitze zu, so werden sie ihr aus der Landesliste 
oder aus der Bezirksliste in der dort festgelegten Reihen­
folge zugeteilt. In einem Wahlkreis gewählte Personen 
bleiben auf der Liste unberücksichtigt; das gleiche gilt 
für diejenigen, die zur Zeit der Annahme der Wahl nicht 
mehr Mitglied der Partei sind, die die Liste eingereicht hat, 
es sei denn, sie haben schon bei ihrer Aufstellung dieser 
Partei nicht angehört. Ist die Landes- oder die Bezirksliste 
erschöpft, so bleibt der Sitz unbesetzt.
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§ 18 
Sperrklausel

Parteien, die im Wahlgebiet weniger als fünf vom Hundert 
der abgegebenen Zweitstimmen erhalten haben, werden bei 
Berechnung und Zuteilung der Sitze nach § 17 nicht berück­
sichtigt; dies gilt nicht, sofern mindestens ein Bewerber oder 
eine Bewerberin der Partei nach § 16 einen Sitz im Wahlkreis 
errungen hat.

§ 19 
Überhangmandate und ihr Ausgleich

(1)	 Den Parteien verbleiben die in den Wahlkreisen errungenen 
 Sitze (§ 16) auch dann, wenn sie die nach § 17 ermittelte 
Anzahl von Sitzen übersteigen (Überhangmandate).

(2)	 Im Fall des Absatzes 1 erhöht sich die Anzahl der 
Sitze um so viele, wie erforderlich sind, um unter Ein­
beziehung der Überhangmandate die Sitzverteilung 
im Wahlgebiet nach dem Verhältnis der gesamten 
Zweitstimmenzahl der Parteien im Wahlgebiet zu ge­
währleisten (Ausgleichsmandate). Das Nähere über die 
Berechnung bestimmt die Landeswahlordnung.

§ 20 
Nachwahl und Ersatzwahl

(1)	 Konnte die Wahl in einzelnen Stimmbezirken nicht 
durchgeführt werden, so bestimmt der Landeswahlleiter 
einen Wahltag für eine Nachwahl innerhalb von drei 
Wochen. Die Nachwahl findet mit demselben Wahl­
verzeichnis und denselben Wahlvorschlägen wie zur 
Hauptwahl statt.

(2)	 Findet nach § 14 Absatz 5 eine Ersatzwahl im Wahlkreis 
statt, so bestimmt der Landeswahlleiter den Wahltag. 
Für die Ersatzwahl werden neue Wahlverzeichnisse 
zugrunde gelegt. Das Wahlrecht (§ 1) und die Wähl­
barkeit (§ 4) richten sich nach dem Tag der Ersatzwahl. 
Für die Ersatzwahl werden neue Wahlkreisvorschläge 
eingereicht. Personen, die bereits Mitglied des Abge­
ordnetenhauses sind, können nicht aufgestellt werden.

(3)	 Bei der Ersatzwahl wird nur mit der Erststimme nach 
§ 16 gewählt. Das Ergebnis der Ersatzwahl hat nur Be­
deutung für die Mehrheitswahl im Wahlkreis. § 19 Abs. 1 
findet entsprechende Anwendung; § 19 Abs. 2 findet 
keine Anwendung.

§ 21

Wiederholungswahl
(1)	 Wird im Wahlprüfungsverfahren die Wahl ganz oder teil­

weise für ungültig erklärt, so ist sie nach Maßgabe der 
Entscheidung im Wahlprüfungsverfahren zu wiederholen.

(2)	 Die Wiederholungswahl findet nach denselben Vor­
schriften, denselben Wahlvorschlägen und, wenn seit 
der Hauptwahl noch nicht sechs Monate verflossen 
sind, aufgrund desselben Wahlverzeichnisses wie für 
die Hauptwahl statt, soweit nicht die Entscheidung im 
Wahlprüfungsverfahren hinsichtlich der Wahlvorschläge 
und des Wahlverzeichnisses Abweichungen vorschreibt. 
Personen, die zwischenzeitlich das Wahlrecht verloren 
haben, sind aus dem Wahlverzeichnis, Personen, die 
zwischenzeitlich die Wählbarkeit verloren haben, sind 
aus den Wahlvorschlägen zu streichen.

(3)	 Die Wiederholungswahl muß spätestens 90 Tage nach 
der Entscheidung im Wahlprüfungsverfahren stattfin­
den. Die Wiederholungswahl unterbleibt, wenn fest­
steht, daß innerhalb von sechs Monaten eine Neuwahl 
zum Abgeordnetenhaus stattfinden muß. Den Tag der 
Wiederholungswahl bestimmt der Landeswahlleiter.

(4)	 Aufgrund der Wiederholungswahl wird das Wahlergeb­
nis nach den §§ 15 bis 19 neu festgestellt.

Dritter Abschnitt 
Wahlen zu den Bezirksverordnetenversammlungen

§ 22 
Bezirksverordnetenversammlungen

(1)	 Die Bezirksverordnetenversammlung jedes Bezirks 
besteht aus 55 Mitgliedern, die nach den Grundsätzen 
der Verhältniswahl im Höchstzahlverfahren (d‘Hondt) 
von den Wahlberechtigten des Bezirks gewählt werden. 
Ist ein Bezirkswahlvorschlag erschöpft, so verringert 
sich die gesetzliche Mitgliederzahl der Bezirksverord­
netenversammlung für die Wahlperiode entsprechend; 
eine Neuverteilung unbesetzter Sitze findet nicht statt. 
Dies gilt auch im Fall des § 6 Abs. 1 Nr. 6.

(2)	 Auf Bezirkswahlvorschläge, für die weniger als drei 
vom Hundert der Stimmen abgegeben werden, entfal­
len keine Sitze.

(3)	 Wird ein Mitglied des Abgeordnetenhauses in eine Be­
zirksverordnetenversammlung gewählt, so kann es die 
Annahme seiner Wahl zur Bezirksverordnetenversamm­
lung erst erklären, wenn es nachweist, daß es seinen 
Sitz im Abgeordnetenhaus niedergelegt hat.

§ 22a 
Wahlrecht und Wählbarkeit der Unionsbürger

Wahlberechtigt und wählbar zu den Bezirksverordnetenver­
sammlungen sind unter den gleichen Voraussetzungen wie 
Deutsche auch Personen, die die Staatsangehörigkeit eines 
Mitgliedstaates der Europäischen Union besitzen (Unionsbür­
ger). Die Wählbarkeit entfällt für Unionsbürger auch, wenn sie 
nach dem Recht ihres Herkunftsstaates infolge einer zivilrecht­
lichen Einzelfallentscheidung oder einer strafrechtlichen 
Entscheidung das passive Wahlrecht verloren haben. Für die 
Bewerbung ist dazu eine Erklärung an Eides Statt abzugeben. 
Die Bezirkswahlleiter sind als zuständige Behörde im Sinne 
des § 156 des Strafgesetzbuchs befugt, die Erklärung an Eides 
Statt abzunehmen. Sie können verlangen, daß eine Auskunft 
der zuständigen Behörde des Herkunftsstaates vorgelegt wird.

§ 23 
Wahlvorschläge

(1)	 Bezirkswahlvorschläge können von politischen Parteien 
und von Wahlberechtigtengemeinschaften (Wähler­
gemeinschaften) eingereicht werden. Wahlvorschläge 
von Wählergemeinschaften müssen neben ihrem vollen 
Namen die Bezeichnung „Wählergemeinschaft“ tragen. 
Parteien, die sich an der letzten Wahl zum Abgeord­
netenhaus oder an der letzten Wahl zum Deutschen 
Bundestag in Berlin nicht mit einem eigenen Wahlvor­
schlag beteiligt haben, müssen spätestens vier Monate 
vor dem Wahltag zum Nachweis der Parteieigenschaft 
die in § 10 Abs. 2 vorgesehenen Unterlagen beim Lan­
deswahlleiter einreichen. Wird der Nachweis der Partei­
eigenschaft nicht geführt, so ist der Wahlvorschlag, 
wenn alle Voraussetzungen dafür vorliegen und die 
Vertrauensperson zustimmt, als Wahlvorschlag einer 
Wählergemeinschaft zuzulassen.

(2)	 Über die Bezirkswahlvorschläge einer Partei oder  
einer Wählergemeinschaft hat eine Versammlung der 
Mitglieder geheim abzustimmen, die in dem Bezirk 
wahlberechtigt sind oder der bezirklichen Gliederung 
der Partei oder Wählergemeinschaft angehören.  
An die Stelle der Mitgliederversammlung kann eine 
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Delegiertenversammlung treten, die von den in Satz 1 
genannten Mitgliedern gewählt ist. Die Mitglieder oder 
Delegierten, die sich unmittelbar an der Aufstellung der 
Bezirkswahlvorschläge beteiligen, müssen zu diesem 
Zeitpunkt wahlberechtigt (§ 1) sein. In der Versammlung 
müssen sich mindestens drei Mitglieder oder Delegier­
te an der Abstimmung beteiligen.

(3)	 In jedem Bezirkswahlvorschlag können sich eine unbe­
schränkte Anzahl von Personen, mindestens jedoch zwei, 
in einer erkennbaren Reihenfolge bewerben. Jede Person 
kann nur in einem Bezirkswahlvorschlag benannt sein.

(4)	 Jeder Wahlvorschlag muß persönlich und handschrift­
lich von mindestens 185 Wahlberechtigten unterzeichnet 
werden, die am Tage der Unterschrift wahlberechtigt 
(§ 1) und im Bezirk mit Hauptwohnung gemeldet sind. 
Dieses Erfordernis entfällt bei Parteien und Wähler­
gemeinschaften, die aufgrund eigener Wahlvorschläge 
entweder in der Bezirksverordnetenversammlung oder 
dem Abgeordnetenhaus von Berlin seit deren letzter 
Wahl vertreten sind.

§ 24 
Ausscheiden von Bewerbern, Bewerberinnen  

und Bezirksverordneten
(1)	 Erklärt eine gewählte Person nach der Wahl, daß sie die 

Wahl nicht annimmt, gibt sie den nach § 26 Abs. 5 erfor­
derlichen Nachweis nicht oder nicht fristgemäß ab, stirbt 
sie, verliert sie die Wählbarkeit oder liegt ein Fall des § 26 
Abs. 4 vor, so rückt die nächste Person desjenigen Wahl­
vorschlages nach, auf dem die ausgeschiedene Person 
aufgestellt war. Das gleiche gilt, wenn ein Mitglied der 
Bezirksverordnetenversammlung stirbt oder aus sonstigen 
Gründen seinen Sitz verliert (§ 6).

(2)	 Bei der Nachfolge bleibt diejenige Person unberück­
sichtigt, die zur Zeit der Annahme der Wahl nicht mehr 
Mitglied der Partei oder Wählergemeinschaft ist, die 
den Wahlvorschlag eingereicht hat, es sei denn, sie hat 
bei der Aufstellung dieser Partei oder Wählergemein­
schaft nicht angehört.

§ 25 
Verweisungen

§ 10 Abs. 4 Satz 2, Abs. 7, 10 und 12, §§ 11, 12 Abs. 2 und 4, 
§§ 13, 13 a, 14 Abs. 1 und 3, § 15 Abs. 2 und 3, § 17 Abs. 2 
Sätze 2 bis 5 und Abs. 4 Satz 5, § 20 Abs. 1 und § 21 finden 
entsprechende Anwendung.

Vierter Abschnitt 
Bestimmungen über die Angehörigen des öffentlichen 

Dienstes

§ 26 
Unvereinbare berufliche Funktionen  
und Beschränkung der Wählbarkeit

(1)	 Mit dem Erwerb der Mitgliedschaft im Abgeordneten­
haus scheiden folgende Personen aus ihrer beruflichen 
Funktion aus:

1.	 Unmittelbare Landesbeamte und -beamtinnen 
mit Dienstbezügen in der Hauptverwaltung und 
vergleichbare Angestellte des Landes Berlin in der 
Hauptverwaltung,

2.	 Beamte, Beamtinnen und Angestellte beim Abge­
ordnetenhaus und bei der Stadtverordnetenver­
sammlung, des Rechnungshofs und der Gerichts­
verwaltungen,

3.	 Berufsrichter und Berufsrichterinnen, die im Dienst 
des Landes Berlin stehen,

4.	 der Berliner Datenschutzbeauftragte, Beamte, 
Beamtinnen und Angestellte des Berliner Daten­
schutzbeauftragten,

4a.	 der oder die Bürger- und Polizeibeauftragte, Be­
amte, Beamtinnen und Angestellte des oder der 
Bürger- und Polizeibeauftragten,

5.	 Mitglieder eines Bezirksamtes.

(2)	 Mitglieder und deren ständige Stellvertreter eines zur 
Geschäftsführung berufenen Organs einer der Aufsicht 
des Landes Berlin unterstehenden Körperschaft, An­
stalt oder Stiftung des öffentlichen Rechts oder eines 
privatrechtlichen Unternehmens, an dem das Land 
Berlin oder eine seiner Aufsicht unterstehende Körper­
schaft, Anstalt oder Stiftung des öffentlichen Rechts mit 
maßgeblich beteiligt ist, können nicht zugleich dem 
Abgeordnetenhaus angehören. Eine maßgebliche 
Beteiligung ist gegeben bei einer Beteiligung von mehr 
als einem Viertel der Vermögensanteile oder einer 
sonstigen Absicherung eines bestimmenden Einflusses 
durch Vertrag, Satzung oder andere verbindliche Re­
gelung. Natürliche Personen nach Satz 1 haben mit der 
Abgabe der Erklärung über die Annahme ihrer Wahl 
in das Abgeordnetenhaus den Nachweis zu erbringen, 
daß sie spätestens mit Erwerb der Mitgliedschaft einer 
der Ausübung des Mandats entgegenstehenen berufli­
chen Tätigkeit nicht weiter nachgehen.

(3)	 Absatz 1 findet auf hauptberufliche Professoren und 
Professorinnen keine Anwendung.

(4)	 Beamte und Beamtinnen mit Dienstbezügen und ver­
gleichbare Angestellte der Bezirksverwaltung können 
nicht Mitglieder der Bezirksverordnetenversammlung 
desselben Bezirks sein. Satz 1 gilt nicht für die Mitglieder 
des Bezirksamtes für die Übergangszeit von dem Be­
ginn der Wahlperiode bis zum Ablauf ihrer bisherigen 
Amtszeit, längstens bis zur Ernennung nach ihrer Wie­
derwahl in das Bezirksamt desselben Bezirks. Berufs­
richter und Berufsrichterinnen im Dienste des Landes 
Berlin, der Berliner Datenschutzbeauftragte, Beamte, 
Beamtinnen und Angestellte des Berliner Datenschutz­
beauftragten sowie als Mitglieder und Prüfer des 
Rechnungshofs tätige Personen können nicht Mitglieder 
einer Bezirksverordnetenversammlung sein.

(5)	 Die in Absatz 4 aufgeführten Personen haben mit der 
Abgabe der Erklärung über die Annahme ihrer Wahl in 
die Bezirksverordnetenversammlung den Nachweis zu 
erbringen, daß sie spätestens mit Erwerb der Mitglied­
schaft aus der beruflichen Funktion ausscheiden, die 
einer Ausübung des Mandats entgegensteht.

Fünfter Abschnitt 
Wahlstatistik, unzulässige Wahlbeeinflussung,  

Veröffentlichung von Wahlbefragungen und Tätigkeit 
in den Wahlorganen

§ 27 
Wahlstatistik

Der Landeswahlleiter kann zum Zweck der Wahlstatistik 
anordnen, daß in einzelnen Stimmbezirken die Stimmzettel 
nach Geschlechts- und Altersgliederung gekennzeichnet 
werden. Die Stimmabgabe einzelner Personen darf nicht 
erkennbar werden.
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§ 28 
Unzulässige Wahlbeeinflussung

In den Wahlräumen, in den öffentlich zugänglichen Räumen 
des Gebäudes, in dem sich die Wahlräume befinden, auf 
dem Grundstück, zu dem dieses Gebäude gehört und in 
einem Umkreis von 30 Metern des Zugangs zu dem Grund­
stück von der Straße ist jede Beeinflussung der Wahlberech­
tigten durch Wort, Ton, Schrift und Bild sowie jede Unterschrif­
tensammlung verboten.

§ 29 
Unzulässige Veröffentlichung von Wahlbefragungen

Die Ergebnisse von Wahlbefragungen, die am Wahltag vor­
genommen werden, dürfen frühestens nach Schließung aller 
Wahllokale bekanntgegeben werden.

§ 30 
Ehrenämter

(1)	 Die Tätigkeit in den Wahlausschüssen und Wahlvor­
ständen und die Protokollführung sind neben- oder 
ehrenamtlich. Zur Übernahme dieser Ehrenämter sind 
alle Wahlberechtigten verpflichtet. Hiervon sind aus­
genommen:

1.	 die Mitglieder des Abgeordnetenhauses und des 
Senats,

2.	 die Mitglieder der Bezirksverordnetenversammlun­
gen und der Bezirksämter,

3.	 Geistliche, Ärzte und Ärztinnen, Tierärzte und Tier­
ärztinnen, Apotheker und Apothekerinnen, Entbin­
dungspfleger und Hebammen,

4.	 Personen, die das 65. Lebensjahr vollendet haben,

5.	 Personen, die glaubhaft machen, daß ihnen die 
Fürsorge für ihre Familie die Ausübung des Amtes 
unmöglich macht,

6.	 Personen, die glaubhaft machen, daß sie aus drin­
genden beruflichen Gründen, durch Krankheit oder 
Gebrechen verhindert sind, das Amt ordnungsge­
mäß auszuüben,

7.	 Personen, die glaubhaft machen, daß sie sich am 
Sitzungstage des betreffenden Wahlausschusses 
oder am Tage der Wahl aus zwingenden Gründen 
außerhalb des Landes Berlin aufhalten.

Tritt in den Fällen der Nummern 5 und 6 der Hinderungs­
grund nachträglich ein, so ist dies der zuständigen Behörde 
unverzüglich mitzuteilen und ihr gegenüber glaubhaft zu 
machen; im Falle der Nummer 7 muß der Hinderungsgrund 
spätestens vier Tage vor dem Sitzungstag oder dem Tag der 
Wahl der zuständigen Behörde mitgeteilt und glaubhaft ge­
macht werden.

(2)	 Die Behörden und sonstigen Stellen des Landes Berlin 
sind berechtigt und auf Anforderung verpflichtet, den 
für die Durchführung der Wahlen zuständigen Stellen 
Angehörige ihrer Verwaltung zu benennen, die zur 
Tätigkeit in den Wahlvorständen geeignet sind. Die 
Bezirksämter können auch Wahlberechtigte, die ihren 
Wohnsitz außerhalb des Bezirks haben, zur Tätigkeit in 
den Wahlvorständen heranziehen.

(3)	 Das Bezirksamt ist zur Vorbereitung allgemeiner Wah­
len in Berlin befugt, eine Datei von Wahlberechtigten 
anzulegen, die zur Tätigkeit in den Wahlvorständen 
verpflichtet und geeignet sind. Zu diesem Zweck dürfen 
folgende Merkmale verarbeitet werden:

1.	 Name

2.	 Anschrift

3.	 Geburtsdatum

4.	 Telefon- oder Mobilfunknummer

5.	 bisherige Mitwirkung in Wahlvorständen und in 
welcher Funktion (Vorsitzender, stellvertretender 
Vorsitzender, Schriftführer oder stellvertretender 
Schriftführer, Beisitzer).

§ 31 
Ordnungswidrigkeiten

(1)	 Ordnungswidrig handelt, wer

1.	 entgegen § 28 in den dort genannten Gebäuden, 
Gebäudeteilen oder Bereichen Wahlbeeinflussung 
durch Wort, Ton, Schrift oder Bild betreibt oder 
Unterschriften sammelt,

2.	 entgegen § 29 vorsätzlich oder fahrlässig die 
Ergebnisse von Wahlbefragungen vorzeitig be­
kanntgibt,

3.	 entgegen § 30 ein Ehrenamt ablehnt oder sich 
den Pflichten eines solchen Amtes entzieht.

(2)	 Die Ordnungswidrigkeiten nach Absatz 1 Nr. 1 und Nr. 3 
können mit einer Geldbuße bis zu 1000 Euro, die Ord­
nungswidrigkeit nach Absatz 1 Nr. 2 mit einer Geldbuße 
bis zu 50000 Euro geahndet werden.

(3)	 Zuständig für die Verfolgung und Ahndung der Ord­
nungswidrigkeiten ist

1.	 bei Ordnungswidrigkeiten nach Absatz 1 Nr. 1  
das Bezirksamt,

2.	 bei Ordnungswidrigkeiten nach Absatz 1 Nr. 2  
der Landeswahlleiter,

3.	 bei Ordnungswidrigkeiten nach Absatz 1 Nr. 3,

a)	 wenn es sich um die Berufung in den Landes­
wahlausschuß handelt, die Senatsverwaltung 
für Inneres,

b)	 wenn es sich um die Berufung in den Be­
zirkswahlausschuß oder einen Wahlvorstand 
handelt, das Bezirksamt, in dessen Bezirk der 
Wahlausschuß oder der Wahlvorstand gebil­
det ist.

Sechster Abschnitt 
Staatliche Mittel für Träger von Wahlvorschlägen

§ 32 
Auszahlung staatlicher Mittel an Parteien

(1)	 Die staatlichen Mittel nach dem Parteiengesetz, die 
vom Land Berlin für die bei den Wahlen zum Abgeord­
netenhaus erzielten gültigen Stimmen zu gewähren 
sind, werden vom Präsidenten des Abgeordnetenhauses 
ausgezahlt.

(2)	 Die erforderlichen Mittel sind im Haushalt des Abge­
ordnetenhauses zu veranschlagen.

(3)	 Der Rechnungshof von Berlin prüft, ob der Präsident 
des Abgeordnetenhauses die staatlichen Mittel nach 
den Vorschriften des Parteiengesetzes ausgezahlt hat.



34

§ 32 a 
Festsetzung und Auszahlung staatlicher Mittel für 

Einzelbewerberinnen und Einzelbewerber

(1)	 Einzelbewerberinnen und Einzelbewerber, die mindes­
tens zehn vom Hundert der im Wahlkreis abgegebenen 
gültigen Erststimmen erreicht haben, erhalten je gültige 
Stimme 2,56 Euro. Dies gilt auch für eine Nachwahl, 
Ersatzwahl oder Wiederholungswahl.

(2)	 Die Festsetzung und die Auszahlung der staatlichen 
Mittel sind von der Einzelbewerberin oder dem Ein­
zelbewerber innerhalb von zwei Monaten nach dem 
ersten Zusammentritt des Abgeordnetenhauses bei 
dem Präsidenten des Abgeordnetenhauses schriftlich 
zu beantragen; danach eingehende Anträge bleiben 
unberücksichtigt. Der Antrag kann auf einen Teilbetrag 
begrenzt werden. Der Betrag wird vom Präsidenten des 
Abgeordnetenhauses festgesetzt und ausgezahlt.

(3)	 Die erforderlichen Mittel sind im Haushalt des Abge­
ordnetenhauses zu veranschlagen.

(4)	 Der Rechnungshof von Berlin prüft, ob der Präsident 
des Abgeordnetenhauses die staatlichen Mittel nach 
den Vorschriften der Absätze 1 und 2 festgesetzt und 
ausgezahlt hat.

Siebenter Abschnitt 
Schlußbestimmungen

§ 33 
Wahltag

(1)	 Die Wahlen finden an einem Sonntag oder an einem 
gesetzlichen Feiertag statt.

(2)	 Der Wahltag wird vom Senat festgesetzt.

§ 34 
Durchführungs- und Ausführungsbestimmungen

(1)	 Der Senat erläßt die zur Durchführung dieses Gesetzes 
erforderliche Rechtsverordnung (Landeswahlordnung); 
in ihr können auch die in diesem Gesetz und in der 
Wahlordnung bestimmten Fristen und Termine für den 
Fall einer vorzeitigen Beendigung der Wahlperiode des 
Abgeordnetenhauses abgekürzt werden.

(2)	 Die zur Ausführung des Gesetzes erforderlichen Ver­
waltungsvorschriften erläßt die Senatsverwaltung für 
Inneres.

§ 36 
Inkrafttreten

(1)	 Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung im 
Gesetz- und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft.

(2)	 Gleichzeitig tritt das Landeswahlgesetz in der Fassung 
vom 3. Mai 1984 (GVBl. S. 780), zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 29. Oktober 1985 (GVBl. S. 2254) außer 
Kraft.

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet. 
Der Regierende Bürgermeister 

Eberhard Diepgen
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ABSCHNITT I  
Aufsicht und Wahlbehörden

§ 1	 Aufsicht
§ 2	 Geschäftsstelle des Landeswahlleiters oder der 

Landeswahlleiterin und Bezirkswahlämter
§ 3	 Wahlorgane
§ 4	 Bildung der Wahlausschüsse und der Wahlvorstände
§ 5	 Neben- und ehrenamtliche Tätigkeit
§ 5a	 Erfrischungsgeld und Aufwandsentschädigung im 

Rahmen einer Wiederholungswahl 2023
§ 6	 Aufgaben des Landeswahlleiters oder der Landes­

wahlleiterin
§ 7	 Aufgaben der Bezirkswahlleiter oder der Bezirks­
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Auf Grund des § 34 Absatz 1 des Landeswahlgesetzes vom 
25. September 1987 (GVBl. S. 2370), das zuletzt durch 
Gesetz vom 4. Mai 2021 (GVBl. S. 414) geändert worden ist, 
verordnet der Senat:

ABSCHNITT I

Aufsicht und Wahlbehörden
§ 1 

Aufsicht
Die Wahlen in Berlin stehen unter Aufsicht der für Inneres 
zuständigen Senatsverwaltung, in den Wahlkreisverbänden 
auch unter Aufsicht der Bezirksämter.

§ 2 
Geschäftsstelle des Landeswahlleiters oder der Landes-

wahlleiterin und Bezirkswahlämter
Zur Vorbereitung und Durchführung der Wahlen wird bei der 
für Inneres zuständigen Senatsverwaltung eine Geschäfts­
stelle des Landeswahlleiters oder der Landeswahlleiterin 
eingerichtet. In den Bezirksämtern führt das zuständige Amt 
die Bezeichnung „Bezirkswahlamt“.

§ 3 
Wahlorgane

(1)	 Wahlorgane sind

a)	 der Landeswahlleiter oder die Landeswahlleiterin 
und der Landeswahlausschuss für das Wahlgebiet,

b)	 der Bezirkswahlleiter oder die Bezirkswahlleiterin 
und der Bezirkswahlausschuss für jeden Bezirk 
(Wahlkreisverband),

c)	 der Wahlvorsteher oder die Wahlvorsteherin und 
der Wahlvorstand für jeden Wahlbezirk,

d)	 die Wahlvorsteher oder Wahlvorsteherinnen und 
die Wahlvorstände für die Briefwahl in dem Wahl­
kreis mit Sitz beim Bezirkswahlamt.

Die Mitglieder der Wahlorgane müssen zum Deutschen Bun­
destag wahlberechtigt sein.

(2)	 Spätestens sechs Monate vor dem Wahltag werden der 
Landeswahlleiter oder die Landeswahlleiterin und der 
Stellvertreter oder die Stellvertreterin vom Senat, der 
Bezirkswahlleiter oder die Bezirkswahlleiterin und der 
Stellvertreter oder die Stellvertreterin vom zuständigen 
Bezirksamt bestellt.

(3)	 Die Namen und dienstlichen Anschriften der Wahlleiter 
und Wahlleiterinnen sowie der Stellvertreter und Stell­
vertreterinnen macht die für Inneres zuständige Senats­
verwaltung im Amtsblatt für Berlin bekannt.

§ 4 
Bildung der Wahlausschüsse und der Wahlvorstände

(1)	 Der Landeswahlausschuss besteht aus dem Landes­
wahlleiter oder der Landeswahlleiterin als dem oder 
der Vorsitzenden, sechs Wahlberechtigten und zwei 
Richterinnen oder Richtern am Oberverwaltungsge­
richt Berlin-Brandenburg als weiteren Mitgliedern. Der 
Landeswahlleiter oder die Landeswahlleiterin beruft 
die weiteren Mitglieder und jeweils einen Stellvertreter 
oder eine Stellvertreterin sowie den Schriftführer oder 
die Schriftführerin und einen Stellvertreter oder eine 
Stellvertreterin, die nur stimmberechtigt sind, wenn sie 
auch Mitglied des Ausschusses sind.

(2)	 Der Bezirkswahlausschuss besteht aus dem Bezirks­
wahlleiter oder der Bezirkswahlleiterin als dem oder 
der Vorsitzenden und sechs Wahlberechtigten aus dem 
Bezirk als weiteren Mitgliedern. Absatz 1 Satz 2 gilt 
entsprechend.

(3)	 Der Wahlvorstand besteht aus

a)	 dem Wahlvorsteher oder der Wahlvorsteherin,

b)	 dem stellvertretenden Wahlvorsteher oder der 
stellvertretenden Wahlvorsteherin,

c)	 drei bis sieben weiteren Mitgliedern, darunter 
einem Schriftführer oder einer Schriftführerin und 
einem stellvertretenden Schriftführer oder einer 
stellvertretenden Schriftführerin.

Das Bezirkswahlamt beruft den Wahlvorstand. Es kann zu 
dessen Unterstützung weitere Personen bestellen, die im 
Wahlvorstand nicht stimmberechtigt sind.

(4)	 Die Wahlorgane und die für die Wahlorgane tätigen 
Personen sind zur unparteiischen Wahrnehmung ihres 
Amtes und zur Verschwiegenheit über die ihnen bei 
ihrer amtlichen Tätigkeit bekannt gewordenen Angele­
genheiten verpflichtet.

(5)	 Bei der Auswahl der nichtrichterlichen Mitglieder der 
Wahlausschüsse sollen die Vorschläge der im Ab­
geordnetenhaus vertretenen Parteien entsprechend 
ihrem Anteil an den Zweitstimmen bei der letzten Wahl 
zum Abgeordnetenhaus in dem Gebiet, für das der 
Ausschuss gebildet ist, berücksichtigt werden. Die rich­
terlichen Mitglieder des Landeswahlausschusses und 
ihre Stellvertreterinnen oder Stellvertreter werden auf 
Vorschlag der Präsidentin oder des Präsidenten des 
Oberverwaltungsgerichts Berlin-Brandenburg berufen.

(6)	 Bei Bedarf können Angehörige der öffentlichen Verwal­
tung zur Tätigkeit in den Wahlvorständen herangezo­
gen werden.

(7)	 Vertrauenspersonen von Wahlvorschlägen, Wahlbe­
werber und Wahlbewerberinnen dürfen nicht zu Mit­
gliedern von Wahlausschüssen oder Wahlvorständen 
bestellt werden. Mitglieder von Wahlausschüssen kön­
nen nicht Mitglieder von Wahlvorständen sein; niemand 
darf in mehr als einen Wahlausschuss berufen werden.

(8)	 Die Wahlleiter und Wahlleiterinnen und deren Stellver­
treter und Stellvertreterinnen werden auf unbestimmte 
Zeit ernannt. Die Aufgaben der Wahlausschüsse enden 
nach Abschluss der Wahlprüfungsverfahren oder der 
Wiederholungswahl.

(9)	 Die Wahlleiterinnen und Wahlleiter und die Wahlaus­
schüsse sind unabhängig und Weisungen nicht unter­
worfen.

§ 5 
Neben- und ehrenamtliche Tätigkeit

(1)	 Die Tätigkeit der Mitglieder des Landeswahlausschus­
ses, der Bezirkswahlausschüsse, der Wahlvorstände 
sowie der Schriftführer, Schriftführerinnen, Stellvertreter 
und Stellvertreterinnen ist neben- oder ehrenamtlich.

(2)	 Eine Vergütung von persönlichen Auslagen erfolgt 
nicht.

(3)1	 Das Bezirksamt wird ermächtigt, den Mitgliedern der 
Wahlvorstände sowie den zur Unterstützung bestellten 

1    Die Änderung tritt am 1. März 2023 in Kraft.
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Personen für ihre Tätigkeit am Wahltag ein Erfrischungs­
geld sowie einen Aufwandsersatz zu zahlen. In einem 
Urnenwahllokal beträgt das Erfrischungsgeld für Wahl­
vorsteherinnen, Wahlvorsteher, Schriftführerinnen, 
Schriftführer sowie jeweils deren Stellvertreterinnen und 
Stellvertreter 120 Euro und für alle übrigen Mitglieder 
des Wahlvorstandes 100 Euro. In einem Briefwahllokal 
beträgt das Erfrischungsgeld für Wahlvorsteherinnen, 
Wahlvorsteher, Schriftführerinnen, Schriftführer sowie 
jeweils deren Stellvertreterinnen und Stellvertreter  
100 Euro und für alle übrigen Mitglieder des Briefwahl­
vorstandes 80 Euro. Sofern ein Freizeitausgleich be­
ansprucht wird, beträgt das Erfrischungsgeld in einem 
Urnenwahllokal für Wahlvorsteherinnen, Wahlvorsteher, 
Schriftführerinnen, Schriftführer sowie jeweils deren 
Stellvertreterinnen und Stellvertreter 70 Euro und für 
jedes weitere Mitglied des Wahlvorstandes 50 Euro. 
Sofern ein Freizeitausgleich beansprucht wird, beträgt 
das Erfrischungsgeld in einem Briefwahllokal für Wahl­
vorsteherinnen, Wahlvorsteher, Schriftführerinnen, 
Schriftführer sowie jeweils deren Stellvertreterinnen und 
Stellvertreter 50 Euro und für jedes weitere Mitglied des 
Briefwahlvorstandes 30 Euro. Jedes Mitglied eines Wahl­
vorstandes erhält nach Ausübung seines Ehrenamtes 
für die Teilnahme an einer Präsenzschulung einen Auf­
wandsersatz in Höhe von 40 Euro oder für die Teilnah­
me an einer Onlineschulung 25 Euro Aufwandsersatz. 
Wahlhelferinnen und Wahlhelfer, die am Wahltag auf 
Abruf zum Einsatz in einem Wahllokal zur Verfügung 
stehen (Reservewahlhelferinnen und Reservewahlhelfer), 
erhalten einen Aufwandsersatz in Höhe von 20 Euro 
für ihre Bereithaltung ohne abgerufen worden zu sein. 
Für die Beförderung der Wahlunterlagen vom Bezirks­
wahlamt zum Wahlraum und zurück erhält ein Mitglied 
des Wahlvorstandes jeweils 20 Euro; nach vorheriger 
Abstimmung mit dem Bezirksamt können höhere tat­
sächliche, nachgewiesene Aufwendungen erstattet 
werden. Fallen mehrere Wahl- oder Abstimmungsereig­
nisse auf denselben Tag, besteht der Anspruch auf die 
vorstehenden Leistungen nur ein Mal. Für die zur Un­
terstützung bestellten Personen gelten die Vorschriften 
nach Satz 2 bis 6 und 9 unter Berücksichtigung ihres 
jeweiligen zeitlichen Aufwandes entsprechend.  

§ 5a 

Erfrischungsgeld und Aufwandsentschädigung  
im Rahmen einer Wiederholungswahl 2023

Abweichend von § 5 Absatz 3 gilt für die neben- und ehren­
amtliche Tätigkeit im Rahmen einer Wiederholungswahl 
für das Erfrischungsgeld und die Aufwandsentschädigung 
Folgendes: Das Erfrischungsgeld beträgt für jedes Mitglied 
eines Wahlvorstandes in einem Wahllokal 240 Euro. Für jedes 
Mitglied eines Briefwahlvorstandes beträgt das Erfrischungs­
geld 200 Euro. Sofern ein Freizeitausgleich beansprucht wird, 
beträgt das Erfrischungsgeld für den Wahlvorsteher oder 
die Wahlvorsteherin 70 Euro, für jedes weitere Mitglied eines 
Wahlvorstandes in einem Wahllokal 60 Euro und für jedes 
Mitglied eines Briefwahlvorstandes 50 Euro. Jedes Mitglied 
eines Wahlvorstandes erhält nach Ausübung seines Ehrenam­
tes für die Teilnahme an einer Präsenzschulung einen Auf­
wandsersatz in Höhe von 40 Euro oder für die Teilnahme an 
einer Onlineschulung 25 Euro Aufwandsersatz. Für die Beför­
derung der Wahlunterlagen vom Bezirkswahlamt zum Wahl­
raum und zurück erhält ein Mitglied des Wahlvorstandes jeweils 
20 Euro; nach vorheriger Abstimmung mit dem Bezirksamt 
können höhere tatsächliche, nachgewiesene Aufwendungen 
erstattet werden. Für die Schriftführer, die Schriftführerinnen, 
die Stellvertreter und Stellvertreterinnen, die nicht Mitglied im 

Wahlvorstand sind, und für die zur Unterstützung bestellten 
Personen gelten die Vorschriften des Satzes 1 bis 4 unter Be­
rücksichtigung ihres jeweiligen zeitlichen Aufwandes entspre­
chend. § 5 Absatz 3 Satz 1 und Satz 92 bleiben unberührt.

§ 6 
Aufgaben des Landeswahlleiters  

oder der Landeswahlleiterin
Der Landeswahlleiter oder die Landeswahlleiterin führt die 
Geschäfte des Landeswahlausschusses und trägt die Verant­
wortung für die Vorbereitung und Durchführung der Wahlen 
in Berlin.

§ 7 
Aufgaben der Bezirkswahlleiter

oder der Bezirkswahlleiterinnen und der Bezirkswahlämter

(1)	 Die Bezirkswahlleiter oder die Bezirkswahlleiterinnen 
führen die Geschäfte der Bezirkswahlausschüsse und 
tragen die Verantwortung für die Durchführung der 
Wahlen in den Bezirken (Wahlkreisverbänden).

(2)	 Die Bezirkswahlämter sind dem Bezirkswahlleiter oder 
der Bezirkswahlleiterin gegenüber für die richtige An­
wendung der Wahlvorschriften und für die reibungslose 
Durchführung der Wahlen in ihrem Bereich verantwort­
lich. Sie haben die von dem Bezirkswahlleiter oder der 
Bezirkswahlleiterin gegebenen Weisungen auszuführen.

§ 8 
Sitzungen der Wahlausschüsse

(1)	 Die Wahlausschüsse werden vom Wahlleiter oder 
von der Wahlleiterin unter Einhaltung einer Frist von 
mindestens 24 Stunden einberufen und geleitet. Sie 
verhandeln öffentlich. Durch Aushang am Eingang des 
Sitzungsgebäudes sind Zeit, Ort und Tagesordnung der 
Sitzungen mit dem Hinweis, dass jede Person im Rahmen 
des zur Verfügung stehenden Platzes Zutritt zu den 
Sitzungen hat, bekannt zu machen. Der oder die Vorsit­
zende ist befugt, Personen, die die Ruhe und Ordnung 
stören, aus dem Sitzungssaal zu verweisen.

(2)	 Die Wahlausschüsse sind ohne Rücksicht auf die Zahl 
der erschienenen Mitglieder beschlussfähig; in den 
Einladungen zu den Sitzungen hat der Wahlleiter oder 
die Wahlleiterin darauf hinzuweisen.

(3)	 Die Wahlausschüsse fassen ihre Beschlüsse mit einfa­
cher Stimmenmehrheit. Bei Stimmengleichheit entschei­
det die Stimme des Wahlleiters oder der Wahlleiterin.

(4)	 Über die Sitzungen der Wahlausschüsse sind Nieder­
schriften anzufertigen. Die Niederschrift muss folgende 
Angaben enthalten:

a)	 Zeit und Ort der Sitzung,

b)	 Leitung,

c)	 anwesende Mitglieder und Stellvertreter oder Stell­
vertreterinnen,

d)	 Tagesordnung,

e)	 Inhalt der gestellten Anträge,

f)	 Name des Antragstellers,

g)	 gefasste Beschlüsse,

h)	 Abstimmungsergebnis,

i)	 besondere Vorkommnisse.

2    Die Änderung tritt am 1. März 2023 in Kraft.
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Die Niederschrift ist vom Wahlleiter oder von der Wahlleiterin 
und dem Schriftführer oder der Schriftführerin zu unterzeichnen.

ABSCHNITT II

Vorbereitung der Wahlen 
Wahlkreise, Wahlkreisverbände,  

Wahlbezirke und Wahllokale
§ 9 

Wahlkreise und Wahlkreisverbände
(1)	 Zur Verteilung der Wahlkreise auf die Wahlkreisver­

bände ermittelt die für Inneres zuständige Senatsver­
waltung auf Grund der Berechnungen des Amtes für 
Statistik Berlin-Brandenburg das Verhältnis der Zahl 
der deutschen Einwohner im Wahlgebiet zur Zahl der 
deutschen Einwohner in den Wahlkreisverbänden.

(2)	 Die Wahlkreise sind bei der örtlichen Abgrenzung 
durch die Bezirke für jeden Wahlkreisverband mit 
fortlaufenden Nummern zu versehen. Die örtliche Ab­
grenzung ist unverzüglich der für Inneres zuständige 
Senatsverwaltung mitzuteilen, die sie im Amtsblatt für 
Berlin bekannt macht.

§ 10 
Wahlbezirke

(1)	 Die Wahlkreise werden für die Stimmabgabe in Wahl­
bezirke eingeteilt. Das Bezirkswahlamt bestimmt, wie 
viele Wahlbezirke zu bilden und wie sie abzugrenzen 
sind. Die Wahlbezirke sollen im Allgemeinen nicht mehr 
als 2500 deutsche Einwohnerinnen und Einwohner um­
fassen. Bei der Abgrenzung der Wahlbezirke sowie bei 
der Auswahl und Einrichtung der Wahllokale ist dafür 
zu sorgen, dass allen Wahlberechtigten, insbesondere 
denjenigen mit Behinderung, die Beteiligung an den 
Wahlen möglichst erleichtert wird. Die Zahl der Wahl­
berechtigten eines Wahlbezirks darf nicht so gering 
sein, dass erkennbar werden kann, wie die einzelnen 
Wahlberechtigten gewählt haben.

(2)	 Die Zahl der Wahlbezirke ist dem Landeswahlleiter 
oder der Landeswahlleiterin gleichzeitig mit den Stra­
ßenverzeichnissen der Wahlbezirke und einem Ver­
zeichnis der Wahllokale spätestens zehn Wochen vor 
dem Wahltag mitzuteilen. Bei unverzüglicher Mitteilung 
an den Landeswahlleiter oder die Landeswahlleiterin 
können die Bezirksämter Wahlbezirke bis spätestens 
15 Tage vor dem Wahltag zusammenlegen, wenn die 
Wahllokale im selben Gebäude liegen.

§ 11 
Ständige Verbindung mit den Wahllokalen

Das Bezirkswahlamt sorgt am Wahltag für eine ständige 
Verbindung zwischen den Wahllokalen, dem Bezirkswahlamt, 
dem Bezirkswahlleiter oder der Bezirkswahlleiterin und dem 
Landeswahlleiter oder der Landeswahlleiterin.

§ 12 
Wahllokale

Für jeden Wahlbezirk wird vom Bezirkswahlamt ein Wahl­
lokal bestimmt, das innerhalb des Wahlbezirks oder eines 
benachbarten Wahlbezirks liegen soll. Es soll so weit wie 
möglich barrierefrei im Sinne des § 4a des Landesgleich­
berechtigungsgesetzes sein; die kontinuierliche Steigerung 
des Anteils barrierefreier Wahllokale ist anzustreben.

Wahlunterlagen
§ 13 

Aufstellung der Wahlverzeichnisse
(1)	 Die Wahlverzeichnisse sind frühestens am 51. Tag und 

spätestens am 42. Tag vor der Wahl für jeden Wahlbezirk 

auf der Grundlage des Melderegisters nach den Stra­
ßennamen in alphabetischer Reihenfolge aufzustellen. 
Innerhalb der Straßen sind die Häuser nach ihren Num­
mern und innerhalb der Häuser die Wahlberechtigten 
alphabetisch mit laufender Nummer, Familiennamen, 
Vornamen und Geburtsdatum einzutragen.

(2)	 Das Verfahren der Aufstellung und die Form der Wahl­
verzeichnisse kann die für Inneres zuständige Senats­
verwaltung festlegen.

§ 14 
Eintragung der Wahlberechtigten

(1)	 Alle Wahlberechtigten sind in die Wahl Verzeichnisse 
des Bezirks (Wahlkreisverbandes) einzutragen, in dem 
sie am Tag der Aufstellung der Wahl Verzeichnisse ih­
ren Wohnsitz im Sinne des § 1 des Landeswahlgesetzes 
haben. Erfolgt die Aufstellung eines Wahlverzeichnisses 
vor dem 42. Tag vor der Wahl (Stichtag für die Eintra­
gung von Amts wegen) und kommt es in der Zeit zwi­
schen der Aufstellung des Wahlverzeichnisses und dem 
Ablauf des Stichtages für die Eintragung zu wahlrecht­
lich erheblichen Änderungen des Melderegisters, ist 
das Wahlverzeichnis entsprechend Satz 1 fortzuschrei­
ben. Wahlberechtigte, die innerhalb des Wahlgebietes 
umziehen, werden nur dann in das Wahlverzeichnis 
ihres neuen Wohnsitzes eingetragen, wenn sie sich dort 
spätestens bis zum 42. Tag vor der Wahl angemeldet 
haben; anderenfalls bleiben sie in dem Wahlverzeich­
nis des bisherigen Wohnsitzes eingetragen.

(2)	 Das besondere Wahlverzeichnis nach § 3 Abs. 1 Satz 3 
des Landeswahlgesetzes ist von dem Bezirkswahlamt 
zu führen, das für die Anstalt örtlich zuständig ist.

(3)	 Mit dem Antrag auf Eintragung in das Wahlverzeichnis 
haben Personen, die unter keiner Anschrift im Melde­
register verzeichnet sind, dem zuständigen Bezirks­
wahlamt gegenüber durch Abgabe einer Versicherung 
an Eides statt den Nachweis für ihre Wahlberechtigung 
zu erbringen. Der Antrag ist bis zum 21. Tag vor der 
Wahl zu stellen. Zuständig für die Eintragung ist das 
Bezirkswahlamt, in dessen Bezirk die antragstellende 
Person am 35. Tag vor der Wahl übernachtet hat. Von 
der Eintragung ist der Landeswahlleiter oder die Lan­
deswahlleiterin zu unterrichten.

§ 15 
Benachrichtigung der Wahlberechtigten

Spätestens bis zum 21. Tag vor der Wahl werden die Wahl­
berechtigten, die in die Wahlverzeichnisse eingetragen sind, 
schriftlich benachrichtigt. Die Benachrichtigung soll enthalten:

1.	 Familienname, Vornamen und Anschrift der oder des 
Wahlberechtigten,

2.	 die Anschrift des Wahllokals und die Angabe, inwieweit 
dieses barrierefrei ist,

3.	 die Angabe der Wahlzeit,

4.	 die Nummer, unter der die oder der Wahlberechtigte in 
das Wahlverzeichnis eingetragen ist,

5.	 die Aufforderung, die Wahlbenachrichtigung und den 
Personalausweis oder einen anderen mit einem Licht­
bild versehenen amtlichen Ausweis (zum Beispiel 
Reisepass oder Führerschein) zur Wahl mitzubringen,

6.	 die Belehrung, dass die Wahlbenachrichtigung einen 
Wahlschein nicht ersetzt und daher nicht zur Wahl in 
einem anderen als dem angegebenen Wahllokal be­
rechtigt,
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7.	 einen Hinweis, wo Wahlberechtigte Informationen über 
barrierefreie Wahllokale und Hilfsmittel (wie Stimmzettel­
schablonen und Informationen in leichter Sprache) 
erhalten können,

8.	 einen Hinweis, dass eine persönliche Stimmabgabe 
vor dem Wahltag im Wege der Briefwahl in den hierfür 
ausgewiesenen Räumen des Bezirksamts zu den hierfür 
vorgesehenen und auf der Benachrichtigung angege­
benen Zeiten möglich ist,

9.	 die Belehrung über die Beantragung eines Wahlscheins 
und über die Übersendung von Briefwahlunterlagen. 
Sie muss mindestens Hinweise darüber enthalten,

a)	 dass der Wahlscheinantrag nur auszufüllen ist, 
wenn die oder der Wahlberechtigte in einem 
anderen Wahllokal ihres oder seines Wahlkreises 
oder durch Briefwahl wählen will,

b)	 unter welchen Voraussetzungen ein Wahlschein 
erteilt wird,

c)	 dass der Wahlschein von einer anderen Person 
als der oder dem Wahlberechtigten nur beantragt 
werden kann, wenn die Berechtigung zur Antrag­
stellung durch Vorlage einer schriftlichen Voll­
macht nachgewiesen wird.

Auf die Rückseite der Benachrichtigung ist ein Vordruck für 
einen Antrag auf Ausstellung eines Wahlscheins mit Brief­
wahlunterlagen aufzudrucken.

§ 16 
Einsicht in die Wahlverzeichnisse

(1)	 Jeder und jede Wahlberechtigte hat das Recht, an 
den Werktagen vom 20. bis zum 16. Tag vor der Wahl 
während der allgemeinen Öffnungszeiten des Bezirks­
wahlamts die Richtigkeit oder Vollständigkeit der zu sei­
ner oder ihrer Person im Wahlverzeichnis eingetragenen 
Daten zu überprüfen. Zur Überprüfung der Richtigkeit 
oder Vollständigkeit der Daten von anderen im Wahlver­
zeichnis eingetragenen Personen haben Wahlberechtig­
te nur dann ein Recht auf Einsicht, wenn sie Tatsachen 
glaubhaft machen, aus denen sich eine Unrichtigkeit 
oder Unvollständigkeit des Wählerverzeichnisses er­
geben kann. Das Recht zur Überprüfung besteht nicht 
hinsichtlich der Daten von Wahlberechtigten, für die im 
Melderegister eine Auskunftssperre eingetragen ist, und 
hinsichtlich der Angaben im besonderen Wahlverzeich­
nis nach § 3 Abs. 1 Satz 3 des Landeswahlgesetzes.

(2)	 Der Landeswahlleiter oder die Landeswahlleiterin macht 
spätestens 24 Tage vor dem Wahltage öffentlich be­
kannt, wo, in welchem Zeitraum und zu welchen Tages­
stunden in die Wahlverzeichnisse eingesehen werden 
kann, inwieweit der Ort der Einsichtnahme barrierefrei 
ist und bis zu welchem Zeitpunkt und in welcher Form 
Einspruch gegen das Wahlverzeichnis erhoben werden 
kann. In der Bekanntmachung ist darauf hinzuweisen, 
welche Personen, wo und bis zu welchem Zeitpunkt 
einen Wahlschein beantragen können.

§ 17 
Einsprüche gegen das Wahlverzeichnis und Beschwerden

(1)	 Wahlberechtigte, die in das Wahlverzeichnis nicht 
eingetragen sind, können bis zum 16. Tag vor der Wahl 
bei dem zuständigen Bezirkswahlamt oder der Aus­
legungsstelle schriftlich oder durch Erklärung zur Nie­
derschrift Einspruch einlegen. Soweit die behaupteten 
Tatsachen nicht offenkundig sind, sind die erforderlichen 
Beweismittel beizubringen.

(2)	 Wird dem Einspruch durch das Bezirkswahlamt statt­
gegeben, so ist die einsprechende Person über die 
Eintragung in das Wahlverzeichnis schriftlich zu be­
nachrichtigen. In dem Bescheid ist die Nummer des 
Nachtrages im Wahlverzeichnis anzugeben. Wird erst 
nach Abschluss der Wahlverzeichnisse ( § 19 Abs. 1 ) 
zugunsten der einsprechenden Person entschieden, so 
ist ein Wahlschein zu erteilen.

(3)	 Kann das Bezirkswahlamt dem Einspruch nicht abhel­
fen, hat es seine Entscheidung spätestens am zehnten 
Tag vor der Wahl mitzuteilen und auf den zulässigen 
Rechtsbehelf der Beschwerde hinzuweisen. Gegen die 
Entscheidung kann binnen zwei Tagen nach Zustellung 
Beschwerde eingelegt werden. Beschwerden sind mit 
dem Vorgang unverzüglich dem Bezirkswahlleiter oder 
der Bezirkswahlleiterin vorzulegen. Über die Beschwer­
de ist spätestens am vierten Tage vor der Wahl zu 
entscheiden und die Entscheidung den Beteiligten und 
dem Bezirkswahlamt bekannt zu geben. Die Entschei­
dung ist vorbehaltlich einer anderen Entscheidung im 
Wahlprüfungsverfahren endgültig. Die Vorschriften des 
Absatzes 2 finden entsprechende Anwendung.

(4)	 Gegen die Ablehnung eines Antrages auf Eintragung  
in das Wahlverzeichnis nach § 14 Abs. 3 durch das Be­
zirkswahlamt kann Beschwerde eingelegt werden. Die 
Vorschriften des Absatzes 3 gelten entsprechend.

§ 18 
Berichtigung und Ergänzung des Wahlverzeichnisses nach 

dem Stichtag für die Eintragung von Amts wegen
(1)	 Einfache Berichtigungen in dem Wahlverzeichnis nach 

dem Stichtag für die Eintragung von Amts wegen (§ 14 
Absatz 1 ), wie Änderung der Personalien, sind bei der 
Einsichtnahme sogleich in Gegenwart des oder der 
Einsichtnehmenden vorzunehmen. Der Grund der Be­
richtigung ist im Wahlverzeichnis zu vermerken.

(2)	 Nachträge in den Wahlverzeichnissen auf Grund von 
Einsprüchen und Beschwerden sind nur vom Bezirks­
wahlamt vorzunehmen.

(3)	 Erhält das Bezirkswahlamt nach dem Stichtag für die 
Eintragung von Amts wegen ( § 14 Absatz 1 ) davon 
Kenntnis, dass die Voraussetzungen der Wahlberech­
tigung bei einer im Wahlverzeichnis eingetragenen 
Person nicht oder nicht mehr vorliegen, so ist sie im 
Wahlverzeichnis zu streichen. Erhält das Bezirkswahl­
amt davon Kenntnis, dass Wahlberechtigte ihren Wohn­
sitz im Sinne des Landeswahlgesetzes in ein Gebiet 
außerhalb von Berlin verlegt haben, so sind sie nach 
vorheriger Abstimmung mit der Meldebehörde im Wahl­
verzeichnis zu streichen. Die Streichung unterbleibt, wenn 
bereits ein Wahlschein erteilt worden ist. Von einer 
Streichung sind die Betroffenen unverzüglich zu benach­
richtigen. Ein Einspruch gegen die Streichung ist bis zum 
dritten Tag vor dem Wahltag zulässig. Die Vorschriften 
des § 17 Abs. 3 finden entsprechende Anwendung.

(4)	 Die Bezirkswahlämter dürfen die bei der Führung der 
Wahlverzeichnisse festgestellten Unstimmigkeiten auch 
noch nach der Wahl der Meldebehörde zur Klärung der 
Meldeverhältnisse zur Kenntnis geben.

§ 19 
Abschluss des Wahlverzeichnisses

(1)	 Die Wahlverzeichnisse sind vom Bezirkswahlamt nicht 
früher als am dritten Tag vor der Wahl, spätestens je­
doch am zweiten Tag vor dem Wahltag um 18.00 Uhr 
abzuschließen. Dabei ist durch das Bezirkswahlamt die 
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Zahl der Wahlberechtigten nach näherer Anweisung 
des Landeswahlleiters oder der Landeswahlleiterin 
festzustellen.

(2)	 Nach Abschluss des Wahlverzeichnisses sind Nachträge 
oder Streichungen nicht mehr zulässig.

§ 20 
Übergabe der Wahlverzeichnisse  

an den Wahlvorsteher oder die Wahlvorsteherin
Das Bezirkswahlamt hat die abgeschlossenen Wahlverzeich­
nisse am Tage vor dem Wahltag den Wahlvorstehern oder 
Wahlvorsteherinnen zu übergeben.

§ 21 
Vernichtung von Wahlunterlagen

(1)	 Wahlunterlagen, wie das Wahlverzeichnis, Wahlschei­
nanträge, Wahlscheine, Wahlbriefumschläge, Ein­
sprüche gegen das Wahlverzeichnis oder gegen die 
Versagung von Wahlscheinen, gültige und ungültige 
Stimmzettel, Wahlvorschläge mit den Anlagen, Schnell­
meldungen, Wahlniederschriften der Wahlvorstände, 
sind mit Ausnahme der Angaben über die Bewerber 
und Bewerberinnen in den Bekanntmachungen und auf 
den Stimmzetteln und über die Mitglieder der Wahlvor­
stände ( § 30 Abs. 3 des Landeswahlgesetzes ) spätes­
tens sechs Monate nach der Wahl zu vernichten oder 
bei elektronischer Datenverarbeitung zu löschen. Die 
für Inneres zuständige Senatsverwaltung kann die Frist 
verlängern; sie ist dazu verpflichtet, soweit die Unterla­
gen für eine Wahlprüfung von Bedeutung sein können.

(2)	 Die Niederschriften über die Sitzungen des Landes­
wahlausschusses und der Bezirkswahlausschüsse sowie 
die Benachrichtigungen der gewählten Abgeordneten 
und Bezirksverordneten sowie der nachrückenden Per­
sonen und deren Annahme- und Ablehnungserklärun­
gen sowie die Verzichtserklärungen sind nach Ablauf 
der Wahlperiode dem Landesarchiv Berlin zuzuleiten.

Wahlscheine
§ 22 

Voraussetzungen für die Erteilung von Wahlscheinen
Einen Wahlschein erhält auf Antrag

1.	 wer wahlberechtigt, aber in dem bereits abgeschlosse­
nen Wahlverzeichnis nicht verzeichnet ist,

a)	 wenn nachgewiesen wird, dass die Einspruchsfrist 
(§ 17 Abs. 1) ohne Verschulden versäumt wurde und 
dem Einspruch stattgegeben wird,

b)	 wenn dem Einspruch erst nach Abschluss des 
Wahlverzeichnisses (§ 19 Abs. 1) stattgegeben 
wird,

c)	 wenn das Recht auf Teilnahme an der Wahl erst 
nach Abschluss des Wahlverzeichnisses entstan­
den ist, für den Wahlkreis des Wohnsitzes,

2.	 wer in das Wahlverzeichnis eingetragen ist, für den 
Wahlkreis des Wohnsitzes; ein Wahlberechtigter oder 
eine Wahlberechtigte nach § 14 Abs. 1 Satz 2 letzter 
Halbsatz für den Wahlkreis des bisherigen Wohnsitzes 
im Wahlgebiet.

§ 23 
Zuständige Behörde und Form des Wahlscheines

(1)	 Wahlscheine werden durch das für das Wahlverzeichnis 
zuständige Bezirkswahlamt ausgestellt.

(2)	 Der Wahlschein wird nach dem Muster der Anlage 1 
ausgestellt.

(3)	 Wahlscheine sind nur gültig, wenn sie mit Unterschrift und 
Dienstsiegel versehen sind. Das Dienstsiegel kann einge­
druckt werden. Wird der Wahlschein mit Hilfe automati­
scher Einrichtungen erstellt, kann abweichend von Satz 1 
die Unterschrift entfallen und stattdessen der Name der 
oder des beauftragten Bediensteten eingedruckt werden.

§ 24 
Verfahren bei Ausstellung und Versagung  

eines Wahlscheines
(1)	 Wahlscheine können bis zum zweiten Tag vor dem 

Wahltag bis 18.00 Uhr schriftlich, mit Telefax oder elek­
tronisch unter Angabe des Familiennamens, des Vor­
namens, des Geburtsdatums, der Anschrift und, soweit 
möglich, der Nummer, unter der die oder der Wahlbe­
rechtigte in das Wahlverzeichnis eingetragen ist, oder 
persönlich beantragt werden. Fernmündliche Anträge 
sind nicht zulässig. Bei schriftlich gestellten Anträgen, 
aus denen nicht hervorgeht, dass der Wahlschein ab­
geholt wird, sind der Wahlschein und die Unterlagen 
für die Briefwahl zu übersenden. Wird mit Telefax oder 
elektronisch beantragt, den Wahlschein und die Unter­
lagen für die Briefwahl an eine andere Anschrift als die 
Wohnanschrift der wahlberechtigten Person zu über­
senden, erfolgt mit der Versendung des Wahlscheins 
und der Unterlagen für die Briefwahl die gleichzeitige 
Versendung einer Mitteilung an die Wohnanschrift der 
wahlberechtigten Person.

(1a)	 Wer den Antrag für einen anderen stellt oder einen aus­
gestellten Wahlschein für einen anderen abholt, muss 
glaubhaft machen und auf Verlangen durch schriftliche 
Vollmacht nachweisen, dass er dazu berechtigt ist. Von 
der Vollmacht zur Abholung des Wahlscheins und der 
Unterlagen für die Briefwahl kann nur Gebrauch ge­
macht werden, wenn die bevollmächtigte Person nicht 
mehr als vier Wahlberechtigte vertritt; dies hat sie vor 
der Empfangnahme der Unterlagen schriftlich zu ver­
sichern. Werden der Wahlschein und die Unterlagen für 
die Briefwahl von einer bevollmächtigten Person abge­
holt, hat sich diese Person auf Verlangen auszuweisen.

(1b)	 In Fällen des § 22 Nr. 1 sowie bei glaubhaft gemach­
ter unvorhersehbarer Verhinderung, insbesondere bei 
plötzlicher Erkrankung, wenn das Wahllokal nicht oder 
nur unter unzumutbaren Schwierigkeiten aufgesucht 
werden kann, kann der Wahlschein am Wahltag bis 
spätestens 15.00 Uhr beantragt werden. Wird der 
Wahlschein erst am Wahltag ausgestellt, so ist vorher 
durch Nachfrage bei dem zuständigen Wahllokal fest­
zustellen, ob die wahlberechtigte Person nicht bereits 
vom Wahlrecht Gebrauch gemacht hat.

(2)	 Sofern der Wahlschein aus den in § 22 Nr. 1 aufgeführ­
ten Gründen beantragt wird, sind diese glaubhaft zu 
machen und auf Verlangen nachzuweisen.

(3)	 Für die Teilnahme an der Briefwahl sind dem Wahlschein 
beizufügen:

a)	 die amtlichen Stimmzettel des Wahlkreises für die 
Wahl zum Abgeordnetenhaus,

b)	 der amtliche Stimmzettel des Bezirks für die Wahl 
zur Bezirksverordnetenversammlung,

c)	 der amtliche Stimmzettelumschlag,

d)	 der mit der Nummer des Wahlscheins gekenn­
zeichnete amtliche Wahlbriefumschlag,

e)	 ein amtliches Merkblatt über die Briefwahl.
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(4)	 Wird ein Wahlschein ausgestellt, so ist in dem Wahl­
verzeichnis in der für den Vermerk der Stimmabgabe 
vorgesehenen Spalte der Buchstabe „W“ einzutragen 
und die Nummer des Wahlscheines zu vermerken.

(5)	 Verlorene Wahlscheine werden nicht ersetzt. Versichert ein 
Wahlberechtigter oder eine Wahlberechtigte glaubhaft, dass 
der beantragte Wahlschein nicht zugegangen ist, so kann 
ein neuer Wahlschein bis zum Tag vor der Wahl, 12.00 Uhr, 
erteilt werden. Die Erteilung des neuen Wahlscheines ist 
dem zuständigen Wahlvorstand und dem zuständigen 
Briefwahlvorstand mitzuteilen und im Wahlverzeichnis in 
der für den Vermerk der Stimmabgabe vorgesehenen 
Spalte die neue Nummer des Wahlscheines zu vermerken.

(6)	 Gegen die Versagung eines Wahlscheines kann die 
Person, für die der Wahlschein ausgestellt werden soll, 
Einspruch beim Bezirkswahlamt einlegen. Die Vor­
schriften des Absatzes 1 und des § 17 Abs. 2 und 3 sind 
sinngemäß anzuwenden.

Wahlvorschläge
§ 25 

Niederschrift über die Aufstellung von Wahlvorschlägen 
durch Parteien und Wählergemeinschaften

(1)	 Über den Verlauf der Versammlung zur Aufstellung  
von Wahlvorschlägen nach §§ 12, 23 des Landeswahl­
gesetzes ist für jeden Wahlvorschlag gesondert eine 
Niederschrift nach dem Muster der Anlage 2 anzuferti­
gen. In der Niederschrift müssen angegeben werden

a)	 Ort und Zeit der Versammlung,

b)	 Tagesordnung,

c)	 Vorsitz der Versammlung,

d)	 Anzahl der Personen, die an der Versammlung teil­
genommen und sich an der Abstimmung beteiligt 
haben,

e)	 Angabe, wann und wo die Delegierten zur Auf­
stellung der Wahlvorschläge gewählt worden sind, 
gegebenenfalls auf Grund welcher Bestimmungen 
in der Satzung die Versammlung befugt ist, Wahl­
vorschläge aufzustellen (die Satzung ist beizufügen),

f)	 das Abstimmungsergebnis.

(2)	 Die Niederschrift ist von dem, der oder den Vorsitzenden 
der Versammlung mit Datumsangabe zu unterzeichnen.

§ 26 
Aufforderung zur Einreichung von Wahlvorschlägen 

und anderen Unterlagen
(1)	 Der Landeswahlleiter oder die Landeswahlleiterin for­

dert spätestens fünf Monate vor dem Wahltag durch 
Veröffentlichung im Amtsblatt für Berlin die Parteien, 
Organisationen und die Wahlberechtigten, die sich an 
der Wahl beteiligen wollen, zur frühzeitigen Einreichung 
der Wahlvorschläge, notwendigen Unterlagen und 
sonstigen Erklärungen auf.

(2)	 In der Veröffentlichung ist insbesondere bekannt zu ma­
chen, wo, mit welchem Inhalt und in welcher Form und Frist

a)	 die Beteiligungsanzeigen der Parteien,

b)	 der Nachweis über die Eigenschaft als politische Partei,

c)	 die Wahlvorschläge und die dazugehörigen Anlagen

	 einzureichen sind. Auf die Rechtsfolgen von Fristver­
säumnissen und unvollständigen Unterlagen ist hinzu­
weisen.

§ 27 
Anzeige der Wahlteilnahme und Nachweis  

der Eigenschaft als politische Partei
(1)	 Die Parteien und politischen Vereinigungen haben dem 

Landeswahlleiter oder der Landeswahlleiterin spätes­
tens vier Monate vor der Wahl ihre Teilnahme an der 
Wahl anzuzeigen und mitzuteilen, ob sie eine Landes­
liste oder Bezirksliste einreichen wollen. Satzung und 
Beschlussprotokoll des zuständigen Parteiorgans sind 
beizufügen.

(2)	 Parteien, die sich an der letzten Wahl zum Abgeordne­
tenhaus oder zum Deutschen Bundestag in Berlin nicht 
mindestens mit einem eigenen Wahlvorschlag beteiligt 
haben und sich an der Wahl zum Abgeordnetenhaus 
oder zu einer Bezirksverordnetenversammlung betei­
ligen wollen, haben dem Landeswahlleiter oder der 
Landeswahlleiterin außerdem spätestens vier Monate 
vor dem Wahltag zur Feststellung der Eigenschaft als 
politische Partei eine schriftliche Satzung, das schrift­
liche Parteiprogramm und die Niederschrift über die 
satzungsgemäße Bestellung des Landesvorstandes 
einzureichen; Satzung und Programm können in einem 
Druckexemplar zusammengefasst sein. Der Landes­
wahlleiter oder die Landeswahlleiterin kann darüber 
hinaus von der Partei Unterlagen über den organisato­
rischen Aufbau und erforderlichenfalls den Nachweis 
über die Anzahl der Mitglieder, über die Beteiligung 
an der Bundestagswahl und an Landtagswahlen sowie 
über durchgeführte öffentliche Veranstaltungen verlan­
gen.

(3)	 Der Landeswahlleiter oder die Landeswahlleiterin legt 
die Unterlagen nach Absatz 1 und 2 unverzüglich dem 
Landeswahlausschuss vor. Dieser stellt spätestens 
am 95. Tag vor der Wahl fest, welche Organisationen 
sich an der letzten Wahl zum Abgeordnetenhaus oder 
an der letzten Wahl zum Deutschen Bundestag in 
Berlin mit mindestens einem eigenen Wahlvorschlag 
beteiligt haben und welche für diese Wahl als Partei 
anzusehen sind sowie welche Parteien eine Landesliste 
und welche Parteien Bezirkslisten einreichen können. 
Geben die Namen mehrerer Parteien oder deren Kurz­
bezeichnungen zu Verwechslungen Anlass, so fügt der 
Landeswahlausschuss einer oder mehreren Parteien 
eine für alle Wahlvorschläge verbindliche Unterschei­
dungsbezeichnung bei. Wird der Nachweis der Partei­
eigenschaft nicht geführt, so ist der Wahlvorschlag 
unter den Voraussetzungen des § 23 Abs. 1 Satz 4 des 
Landeswahlgesetzes für die Wahlen zu den Bezirks­
verordnetenversammlungen als Wählergemeinschaft 
zuzulassen. Die Entscheidung des Landeswahlaus­
schusses ist vorbehaltlich einer Überprüfung durch den 
Verfassungsgerichtshof endgültig.

(4)	 Die nach der Satzung der Organisationen zur Vertre­
tung berufenen Vorstandsmitglieder sind zu der Sitzung 
des Landeswahlausschusses nach Absatz 3 einzuladen. 
In der Ladung weist der Landeswahlleiter oder die 
Landeswahlleiterin auf die Bekanntgabe der Entschei­
dung in der Sitzung und die Rechtsfolgen hin. Vor der 
Beschlussfassung ist den erschienenen Beteiligten 
Gelegenheit zur Äußerung zu geben. In der Sitzung 
gibt der Landeswahlleiter oder die Landeswahlleiterin 
die Entscheidung des Landeswahlausschusses unter 
kurzer Angabe der Gründe bekannt. Ist eine Organi­
sation wegen der getroffenen Feststellung an der 
Einreichung von Wahlvorschlägen gehindert, weist er 
oder sie dabei auf den Rechtsbehelf des Einspruchs 
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nach § 40 Absatz 2 Nummer 1a des Gesetzes über 
den Verfassungsgerichtshof, die hierfür geltende Frist 
und die Rechtsfolgen eines Einspruchs hin. Die Nieder­
schrift über die Sitzung ist unverzüglich auszufertigen. 
In ihr sind die tragenden Gründe darzustellen. Der 
Landeswahlleiter oder die Landeswahlleiterin über­
mittelt Organisationen, die durch die Feststellung des 
Landeswahlausschusses an der Einreichung von Wahl­
vorschlägen gehindert sind, unverzüglich, spätestens 
am Tag nach der Sitzung des Landeswahlausschusses, 
eine Ausfertigung des sie betreffenden Teils der Nie­
derschrift.

§ 28 
Einreichung der Wahlvorschläge

(1)	 Die Wahlvorschläge mit den Unterlagen sind spätes­
tens 68 Tage vor dem Wahltag dem zuständigen Be­
zirkswahlleiter oder der zuständigen Bezirkswahlleiterin 
schriftlich einzureichen. Wahlvorschläge können auch 
vor der amtlichen Aufforderung eingereicht werden.

(2)	 Der Bezirkswahlleiter oder die Bezirkswahlleiterin ver­
merkt auf jedem Wahlvorschlag und jeder eingereich­
ten Unterlage den Tag und am Tag des Fristablaufs 
die Uhrzeit des Eingangs und übersendet dem Landes­
wahlleiter oder der Landeswahlleiterin unverzüglich 
eine Abschrift.

(3)	 Landeslisten sind mit den erforderlichen Unterlagen 
beim Landeswahlleiter oder bei der Landeswahlleiterin 
einzureichen; im Übrigen gelten für sie die Vorschriften 
der Absätze 1 und 2 entsprechend.

§ 29 
Form und Inhalt der Wahlvorschläge

(1)	 Der Wahlkreisvorschlag ist nach dem Muster der An­
lage 3 einzureichen. Er muss die Bezeichnung des 
Wahlkreisverbandes und die Nummer des Wahlkreises 
enthalten. Bei Einzelbewerbungen muss das Kennwort 
„Einzelbewerber“ oder „Einzelbewerberin“ ohne Zusatz 
aufgeführt sein.

(2)	 Die Bezirksliste ist nach dem Muster der Anlage 4 
einzureichen. Sie muss die Bezeichnung des Wahl­
kreisverbandes enthalten.

(3)	 Die Landesliste ist nach dem Muster der Anlage 5 ein­
zureichen.

(4)	 Wahlvorschläge von Parteien haben den Namen der 
einreichenden Partei und, sofern sie eine Kurzbezeich­
nung verwendet, auch diese anzugeben. Die Reihen­
folge der in den Listenvorschlägen benannten Perso­
nen muss erkennbar sein.

(5)	 Der Bezirkswahlvorschlag ist nach dem Muster der 
Anlage 6 einzureichen. Der Bezirkswahlvorschlag muss 
neben der Bezeichnung des Bezirks den Namen und 
die Kurzbezeichnung der einreichenden Partei oder 
Wählergemeinschaft und bei Wählergemeinschaften 
die Bezeichnung „Wählergemeinschaft“ enthalten. Die 
Reihenfolge der vorgeschlagenen Personen mindes­
tens zwei muss erkennbar sein.

(6)	 Über die zur Wahl vorgeschlagenen Personen sind in 
allen Wahlvorschlägen folgende Angaben zu machen:

a)	 Doktorgrad (Dr.), Familienname und Vornamen,

b)	 Geburtstag und Geburtsort,

c)	 erlernter und zurzeit der Einreichung ausgeübter 
oder zuletzt ausgeübter Beruf,

d)	 im Melderegister verzeichnete Anschrift (Wohnanschrift)  
sowie eine Anschrift oder ein Postfach, unter der die 
zur Wahl vorgeschlagene Person auf dem Postweg 
erreicht werden kann (Erreichbarkeitsanschrift). 

(7)	 In den Wahlvorschlägen der Parteien und Wählerge­
meinschaften sollen eine Vertrauensperson und eine 
stellvertretende Vertrauensperson mit Familiennamen, 
Vornamen und Anschriften benannt werden, die zur 
Vertretung des Wahlvorschlages ermächtigt sind. Fehlt 
eine solche Benennung, so gilt die erste Person, die den 
Wahlvorschlag unterzeichnet hat, als Vertrauensperson 
und die zweite als stellvertretende Vertrauensperson. 
Die Vertrauensperson und die stellvertretende Vertrauens- 
person können durch schriftliche Erklärung der Mehrheit 
der Personen, die den Wahlvorschlag unterzeichnet 
haben, abberufen und durch andere ersetzt werden.

(8)	 Die Einzelbewerbung ist von dem Bewerber oder der 
Bewerberin, der Wahlvorschlag einer Partei oder Wähl­
ergemeinschaft von mindestens drei Mitgliedern des 
Kreisvorstandes, bei einer Landesliste des Landesvor­
standes, darunter dem oder der Vorsitzenden oder dem 
Stellvertreter oder der Stellvertreterin zu unterzeichnen.

(9)	 Die Wahlvorschläge sind jeweils mit einer Abschrift 
oder Ablichtung einzureichen.

§ 30 
Unterstützungsunterschrift

(1)	 Die nach dem Landeswahlgesetz erforderlichen Unter­
stützungsunterschriften sind auf amtlichen Vordrucken 
nach dem Muster der Anlage 7 einzureichen.

(2)	 Die Leistung der Unterschrift durch eine stellvertreten­
de Person ist unzulässig und macht die Unterschrift 
ungültig. Mit Telefax oder elektronisch übermittelte 
Unterstützungsunterschriften sind ungültig. Jede Person 
kann nur einen Wahlkreisvorschlag, eine Bezirks- oder 
Landesliste und einen Bezirkswahlvorschlag unter­
zeichnen. Hat jemand mehrere Wahlvorschläge dersel­
ben Art unterzeichnet, so ist seine Unterschrift auf allen 
diesen Wahlvorschlägen ungültig. Das Bezirkswahlamt 
prüft die Unterschriftenberechtigung (Wahlberechtigung 
und Hauptwohnung) im Wahlkreis für den Wahlkreis­
vorschlag, im Bezirk für die Bezirksliste und den Bezirks­
wahlvorschlag und im Wahlgebiet für die Landesliste 
für den Tag der Abgabe der Unterschrift nach und be­
scheinigt sie auf dem Unterschriftenblatt. Unterschriften 
von nicht berechtigten Personen sind ungültig.

(3)	 Wahlvorschläge einer Partei oder Wählergemeinschaft 
dürfen erst unterzeichnet werden, nachdem die 
Versammlung zur Aufstellung der Wahlvorschläge stattge­
funden hat; vorher geleistete Unterschriften sind ungültig.

§ 31 
Anlagen für die Wahlvorschläge

(1)	 Für alle Wahlvorschläge sind gesondert einzureichen:

a)	 Die Erklärung der Bewerber und Bewerberinnen 
nach dem Muster der Anlage 8, dass sie der 
Aufnahme ihrer Namen in den Wahlvorschlag 
zustimmen und dass sie Deutsche im Sinne des 
Artikels 116 Abs. 1 des Grundgesetzes sind, mit der 
Bescheinigung des Bezirkswahlamtes, dass sie 
wählbar sind;

b)	 die Niederschrift über die Versammlung der Partei 
oder der Wählergemeinschaft, auf der der Wahl­
vorschlag aufgestellt worden ist, nach dem Muster 
der Anlage 2;
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c)	 die Satzung, die die Befugnis zur Aufstellung der 
Wahlvorschläge und das Verfahren regelt.

(2)	 Sofern Unterschriften von Wahlberechtigten beizubrin­
gen sind, sind diese gesondert nach den Wahlkreisvor­
schlägen, den Bezirkslisten, der Landesliste und den 
Bezirkswahlvorschlägen nach dem Muster der Anlage 
7 mit den Bescheinigungen der Bezirkswahlämter über 
die Unterschriftsberechtigung beizufügen. Die Unter­
schriften zur Unterstützung von Landeslisten sind nach 
den Familiennamen alphabetisch geordnet mit den 
Bescheinigungen der Bezirkswahlämter einzureichen.

§ 32 
Formblätter

(1)	 Die Formblätter werden auf Anforderung für die Wahl­
kreisvorschläge, Bezirkslisten und Bezirkswahlvorschlä­
ge von den Bezirkswahlleitern oder den Bezirkswahl­
leiterinnen und für Landeslisten vom Landeswahlleiter 
oder von der Landeswahlleiterin in angemessener 
Anzahl kostenfrei geliefert. Sie können auch als Druck­
vorlage oder elektronisch bereitgestellt werden. Bei 
der Anforderung sind der Name des Wahlvorschlags­
berechtigten (Partei, Wählergemeinschaft, Einzelbe­
werber oder Einzelbewerberin) und gegebenenfalls 
auch die Kurzbezeichnung anzugeben und zu erklären, 
ob es sich um einen Wahlkreisvorschlag, eine Bezirks­
liste, eine Landesliste oder einen Bezirkswahlvorschlag 
handelt. Bei Wahlkreisvorschlägen sind der Bezirk und 
die Nummer des Wahlkreises, bei Bezirkslisten und 
Bezirkswahlvorschlägen der Name des Bezirks anzu­
geben. Der zuständige Wahlleiter oder die zuständige 
Wahlleiterin hat die Angaben im Kopf der Formblätter 
zu vermerken.

(2)	 Es steht den Parteien, Wählergemeinschaften, Einzel­
bewerbern und Einzelbewerberinnen frei, die Formblät­
ter mit den nach Absatz 1 erforderlichen Eintragungen 
auf eigene Kosten zu vervielfältigen.

§ 33 
Gleichzeitige Bewerbung  

in mehreren Wahlvorschlägen
(1)	 Jeder Bewerber oder jede Bewerberin kann nur jeweils 

auf einem Wahlkreisvorschlag, auf einer Bezirks- oder 
Landesliste und auf einem Bezirkswahlvorschlag auf­
gestellt werden. Ist jemand auf einem Wahlkreisvor­
schlag einer Partei aufgestellt, so ist die Benennung 
auf einer Bezirksliste oder Landesliste nur für die Partei 
zulässig, die den Wahlkreisvorschlag aufgestellt hat.

(2)	 Bewerber oder Bewerberinnen, die in mehreren Wahl­
kreisvorschlägen, in mehreren Bezirks- oder Landes­
listen oder in mehreren Bezirkswahlvorschlägen be­
nannt worden sind, müssen dem Landeswahlleiter oder 
der Landeswahlleiterin innerhalb der von diesem oder 
dieser gesetzten Frist schriftlich erklären, für welchen 
Wahlkreisvorschlag, für welche Liste und für welchen 
Bezirkswahlvorschlag sie sich entscheiden. Der Landes­
wahlleiter oder die Landeswahlleiterin veranlasst, 
dass ihre Namen in allen anderen Wahlvorschlägen 
derselben Art gestrichen werden. Wird die Erklärung 
nicht fristgemäß abgegeben, so wird der Name in allen 
Wahlvorschlägen derselben Art gestrichen.

(3)	 Ist ein Bewerber oder eine Bewerberin von mehreren 
Parteien für die Wahl zum Abgeordnetenhaus aufge­
stellt worden, so wird der Name in allen Wahlvorschlä­
gen gestrichen. Für die Wahlen zu den Bezirksverord­
netenversammlungen gilt Satz 1 entsprechend.

§ 34 
Mängelbeseitigung

(1)	 Der Bezirkswahlleiter oder die Bezirkswahlleiterin prüft 
sofort nach Eingang der Wahlkreisvorschläge, der Be­
zirkslisten und der Bezirkswahlvorschläge, ob diese mit 
den Anlagen vollständig sind und den Erfordernissen 
des Landeswahlgesetzes und der Landeswahlordnung 
entsprechen. Bei Landeslisten ist der Landeswahlleiter 
oder die Landeswahlleiterin für diese Prüfung zustän­
dig; er oder sie kann für die Prüfung der Wählbarkeit 
und für die Feststellung von unzulässigen Mehrfach­
kandidaturen und unzulässigen Doppelunterschriften 
die Unterstützung der Bezirkswahlämter in Anspruch 
nehmen.

(2)	 Stellen der Bezirkswahlleiter oder die Bezirkswahllei­
terin oder der Landeswahlleiter oder die Landeswahl­
leiterin bei der Prüfung gemäß Absatz 1 fest, dass in 
den Wahlvorschlägen Mängel zu beseitigen, zu dem 
Wahlvorschlag Erklärungen abzugeben oder Be­
scheinigungen nachzubringen sind, so haben sie den 
Bewerber, die Bewerberin oder die Vertrauensperson 
unverzüglich dazu aufzufordern. Dies gilt auch, wenn 
Unterstützungsunterschriften in der erforderlichen 
Anzahl eingereicht wurden, aber gültige Unterschrif­
ten infolge Doppelunterschrift nachträglich ungültig 
geworden sind. Den Bewerbern, Bewerberinnen und 
Vertrauenspersonen soll, soweit dies möglich ist, vor 
Ablauf der Einreichungsfrist mitgeteilt werden, wie viele 
gültige Unterschriften zur Unterstützung ihrer Wahl­
vorschläge noch erforderlich sind. Nach Ablauf der 
Einreichungsfrist dürfen nur noch so viele Unterstüt­
zungsunterschriften nachgereicht werden, wie gültige 
Unterschriften infolge Doppelunterschrift nachträglich 
ungültig geworden sind.

(3)	 Die Frist zur Beseitigung der Mängel nach Ablauf der 
Einreichungsfrist endet sechs Tage nach Ablauf der Ein­
reichungsfrist.

(4)	 In Zweifelsfällen können die Wahlleiter oder Wahl­
leiterinnen die Entscheidung des zuständigen Wahl­
ausschusses herbeiführen.

(5)	 Gegen die Verfügung des Wahlleiters oder der Wahl­
leiterin kann die Vertrauensperson und, wenn die Ver­
fügung einen Bewerber oder eine Bewerberin betrifft, 
auch der Bewerber oder die Bewerberin innerhalb von 
zwei Tagen nach Zugang der Verfügung durch schrift­
lichen Einspruch die Entscheidung des zuständigen 
Wahlausschusses herbeiführen. Die Entscheidung des 
Wahlausschusses ist, vorbehaltlich einer anderen Ent­
scheidung im Wahlprüfungsverfahren, endgültig.

(6)	 Die Entscheidung nach den Absätzen 4 und 5 sind 
spätestens 58 Tage vor dem Wahltag zu treffen.

(7)	 Die Vorschriften der Absätze 1, 3 und 5 finden entspre­
chend Anwendung, wenn der Landeswahlleiter oder 
die Landeswahlleiterin Mängel an den nach § 27 ein­
zureichenden Anzeigen und der Unterlagen über den 
Nachweis der Eigenschaft als politische Partei feststellt. 
Die Mängel sind dem Landesvorstand der betroffenen 
Organisation mitzuteilen. Der Einspruch des Landes­
vorstandes der Organisation ist an den Landeswahl­
leiter oder die Landeswahlleiterin zu richten. Über ihn 
entscheidet der Landeswahlausschuss.
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§ 35 
Änderung und Rücknahme von Wahlvorschlägen

(1)	 Ein Wahlvorschlag einer Partei oder Wählergemein­
schaft kann bis zum Ablauf der Einreichungsfrist (§ 28 
Abs. 1 ) durch gemeinsame schriftliche Erklärung der 
Vertrauensperson und der stellvertretenden Vertrau­
ensperson geändert werden, wenn eine neue Aufstel­
lungsversammlung stattgefunden hat. Eine Änderung ist 
nur zulässig, solange über die Zulassung des Wahlvor­
schlages noch nicht entschieden ist.

(2)	 Bewerber und Bewerberinnen, gegen deren Wähl­
barkeit der Wahlleiter oder die Wahlleiterin oder der 
Wahlausschuss Bedenken erheben, oder deren Namen 
wegen unzulässiger Doppelbewerbung in Wahlvor­
schlägen gestrichen worden sind, können nach einer 
neuen Aufstellungsversammlung bis zum Ablauf der 
Frist für die Mängelbeseitigung durch gemeinsame 
schriftliche Erklärung der Vertrauensperson und der 
stellvertretenden Vertrauensperson der Partei oder der 
Wählergemeinschaft durch eine andere Person ersetzt 
werden. Für einen neuen Wahlkreisvorschlag ist auch 
die erforderliche Anzahl von neuen Unterstützungs­
unterschriften einzureichen.

(3)	 Ein Wahlvorschlag kann, solange nicht über seine Zu­
lassung entschieden ist, durch gemeinsame schriftliche 
Erklärung der Vertrauensperson und der stellvertretenden 
Vertrauensperson oder durch den Einzelbewerber oder 
die Einzelbewerberin selbst zurückgezogen werden.

(4)	 Eine Zustimmungserklärung nach § 31 Abs. 1 Buchstabe a 
kann, solange noch nicht über die Zulassung des Wahl­
vorschlages entschieden worden ist, schriftlich oder 
zur Niederschrift des zuständigen Wahlleiters oder der 
zuständigen Wahlleiterin zurückgezogen werden.

§ 36 
Festsetzung der Nummernfolge der Wahlvorschläge

(1)	 Die Wahlvorschläge sind vom Landeswahlausschuss 
einheitlich für das Wahlgebiet mit Nummern zu ver­
sehen. Dabei erhalten die Wahlvorschläge der Par­
teien, die im Abgeordnetenhaus von Berlin vertreten 
sind, nach der Zahl ihrer Abgeordneten am Tage der 
Entscheidung des Landeswahlausschusses, bei glei­
cher Abgeordnetenzahl nach dem Alphabet die ersten 
Nummern, mit Nummer 1 beginnend. Die anschlie­
ßenden Nummern entfallen auf die Wahlvorschläge 
derjenigen Parteien, die sich an der letzten Wahl zum 
Abgeordnetenhaus beteiligt haben, und zwar in der 
Reihenfolge der auf sie im Wahlgebiet entfallenden 
Zweitstimmenzahl. Die Wahlvorschläge der übrigen 
Parteien und Einzelbewerbungen erhalten die an­
schließenden Nummern in alphabetischer Reihenfolge 
der Namen der Parteien oder des Familiennamens 
des Einzelbewerbers oder der Einzelbewerberin; die 
Wahlvorschläge der übrigen Parteien gehen den Wahl­
vorschlägen der Einzelbewerbungen vor. Bei gleichen 
Familiennamen richtet sich die Reihenfolge nach der 
alphabetischen Reihenfolge des Vornamens; bei glei­
chen Vornamen mit gleicher Schreibweise entscheidet 
das vom Landeswahlleiter oder von der Landeswahl­
leiterin zu ziehende Los.

(2)	 Die Bezirkswahlvorschläge sind vom Landeswahlaus­
schuss ebenfalls einheitlich für das Wahlgebiet mit 
Nummern zu versehen. Die Reihenfolge dieser Num­
mern richtet sich nach den für die Wahl zum Abge­
ordnetenhaus zu vergebenden Nummern. Bei den 

weiteren Bezirkswahlvorschlägen sind Parteien vor 
Wählergemeinschaften zu berücksichtigen; es folgen 
die in mehreren oder nur in einer Bezirksverordneten­
versammlung vertretenen Wählergemeinschaften. Bei 
den übrigen Wählergemeinschaften bestimmt sich die 
Nummer nach der höheren Zahl der von den einzelnen 
Wählergemeinschaften eingereichten Bezirkswahlvor­
schlägen; bei gleicher Anzahl von Bezirkswahlvorschlä­
gen entscheidet das vom Landeswahlleiter oder von 
der Landeswahlleiterin zu ziehende Los.

§ 37 
Prüfung und Zulassung der Wahlvorschläge

(1)	 Die Sitzungen der Wahlausschüsse sind von den Wahl­
leitern oder den Wahlleiterinnen vorzubereiten. Die 
Vertrauenspersonen der eingereichten Wahlvorschläge, 
die Einzelbewerber und die Einzelbewerberinnen sind 
unter Angabe von Ort, Zeit und der Tagesordnung zur 
Sitzung einzuladen.

(2)	 Der Bezirkswahlausschuss prüft vor der Zulassung der 
Wahlvorschläge von Parteien, ob die Entscheidung 
des Landeswahlausschusses nach § 27 Abs. 3 vorliegt. 
Er entscheidet am 60. Tag vor dem Wahltag über die 
Zulassung

a)	 der Wahlkreisvorschläge,

b)	 der Bezirkslisten,

c)	 der Bezirkswahlvorschläge,

d)	 der einzelnen Bewerber und Bewerberinnen der 
vorgenannten Wahlvorschläge.

Die Prüfung partei- und organisationsinterner Vorgänge ist 
ausgeschlossen.

(3)	 Über die Zulassung der Landeslisten und der darin vor­
geschlagenen einzelnen Bewerber und Bewerberinnen 
entscheidet der Landeswahlausschuss am 58. Tag vor 
dem Wahltag.

(4)	 Die Entscheidung ist in der Sitzung des Wahlausschusses 
bekannt zu geben. Im Falle der Nichtzulassung eines 
Wahlvorschlages oder eines Bewerbers oder einer 
Bewerberin ist die Entscheidung unter kurzer Angabe 
der Gründe und mit dem Hinweis auf den zulässigen 
Rechtsbehelf schriftlich mitzuteilen.

(5)	 Die Niederschrift über die Sitzung des Wahlausschusses, 
in der über die Zulassung entschieden wird, ist dem 
Landeswahlleiter oder der Landeswahlleiterin unver­
züglich zur Kenntnis zu geben.

§ 38 
Nichtzulassung von Wahlvorschlägen 

und Bewerbern und Bewerberinnen
(1)	 Ungültig und nicht zuzulassen sind Wahlvorschläge,

a)	 die nicht fristgemäß eingereicht sind,

b)	 deren Mängel bis zum Ablauf der Frist für die 
Mängelbeseitigung ( § 34 Abs. 4 ) nicht beseitigt 
worden sind,

c)	 wenn der Landeswahlausschuss für die einreichen­
de Organisation die Eigenschaft als politische 
Partei für die Wahl zum Abgeordnetenhaus nicht 
festgestellt hat,

d)	 wenn der Landeswahlausschuss festgestellt hat, 
dass die Partei nur eine andere Listenart einrei­
chen konnte,
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e)	 wenn die Vorschriften über die Aufstellung von 
Wahlvorschlägen durch Parteien und Wähler­
gemeinschaften nicht erfüllt sind.

(2)	 Nicht zuzulassen sind Bewerber und Bewerberinnen,

a)	 für die nach Ablauf der Frist für die Mängelbesei­
tigung die Bescheinigung über die Wählbarkeit 
und bei Staatsangehörigen eines Mitgliedstaates 
der Europäischen Union die vom Bezirkswahlleiter 
oder von der Bezirkswahlleiterin angeforderte Aus­
kunft des Herkunftsstaates über die Wählbarkeit 
nicht beigebracht worden ist,

b)	 die bei einer Doppelbewerbung die nach § 33 
Abs. 2 geforderte Erklärung nicht fristgemäß ab­
gegeben haben,

c)	 die für mehrere Parteien aufgestellt worden sind,

d)	 deren Aufstellung sich nicht aus der Niederschrift 
über die Versammlung, auf der die Aufstellung 
beschlossen worden ist, ergibt,

e)	 die ihre Zustimmungserklärung zur Bewerbung 
zurückgenommen haben,

f)	 die die Wählbarkeitsvoraussetzungen nicht erfül­
len.

(3)	 Die Vorschrift des Absatzes 2 Buchstabe c schließt 
nicht aus, dass sich ein Einzelbewerber oder eine Ein­
zelbewerberin in der von einer Partei eingereichten 
Bezirks- oder Landesliste und in dem von einer ande­
ren Partei oder einer Wählergemeinschaft eingereich­
ten Bezirkswahlvorschlag bewirbt. Die in dem Bezirks­
wahlvorschlag einer Wählergemeinschaft benannten 
Bewerber und Bewerberinnen können von einer Partei 
in einen Wahlkreisvorschlag und in eine von ihr ein­
gereichte Bezirks- oder Landesliste aufgenommen 
werden.

§ 39 
Beschwerde gegen die Entscheidungen  

des Bezirkswahlausschusses
(1)	 Gegen die Entscheidungen des Bezirkswahlausschus­

ses können die Vertrauensperson, der Bewerber oder 
die Bewerberin, die durch die Entscheidung in ihren 
Rechten betroffen sind, innerhalb von drei Tagen nach 
Bekanntgabe der Entscheidung in der Sitzung des  
Ausschusses beim Bezirkswahlleiter oder bei der 
Bezirkswahlleiterin schriftlich oder zur Niederschrift 
Beschwerde einlegen, die zugleich zu begründen ist.  
Die Beschwerde ist vom Bezirkswahlleiter oder von  
der Bezirkswahlleiterin mit den Unterlagen des Bezirks­
wahlausschusses sofort dem Landeswahlausschuss 
über den Landeswahlleiter oder die Landeswahlleiterin 
zur Entscheidung vorzulegen. Gegen die Entschei­
dungen des Bezirkswahlausschusses können auch die 
Wahlleiter oder die Wahlleiterinnen innerhalb der in 
Satz 1 genannten Frist von Amts wegen Beschwerde 
beim Landeswahlausschuss einlegen.

(2)	 Der Landeswahlleiter oder die Landeswahlleiterin lädt 
die beschwerdeführenden Personen, die Vertrauens­
personen der betroffenen Wahlvorschläge und die zu­
ständigen Bezirkswahlleiter oder Bezirkswahlleiterinnen 
zu der Sitzung, in der über die Beschwerde entschieden 
wird, ein. Ihnen ist Gelegenheit zur Stellungnahme zu 
geben. Die Entscheidung des Landeswahlausschusses 
ist spätestens 52 Tage vor dem Wahltag zu treffen; sie 
ist den eingeladenen Personen mitzuteilen. Die Zurück­

weisung der Beschwerde ist schriftlich zu begründen. 
Die Entscheidung ist vorbehaltlich einer Überprüfung 
durch den Verfassungsgerichtshof endgültig; dies gilt 
auch, wenn der Landeswahlausschuss über die Zulas­
sung einer Landesliste entschieden hat.

§ 40 
Bekanntmachung der Wahlvorschläge

Der Landeswahlleiter oder die Landeswahlleiterin hat spä­
testens drei Wochen vor dem Wahltag die zugelassenen 
Wahlvorschläge unter fortlaufender Nummer in der vom Lan­
deswahlausschuss festgelegten Reihenfolge mit der Angabe 
von Doktorgrad (Dr.), Familiennamen, Vornamen, Geburtsjahr 
und -ort, erlerntem und ausgeübtem Beruf sowie Postleitzahl 
der Wohnanschrift und im Wahlvorschlag angegebener 
Erreichbarkeitsanschrift für jeden Bewerber und jede Bewer­
berin im Amtsblatt für Berlin bekannt zu machen.

Wahlteilnahme der Unionsbürger
§ 40a 

Wahlrecht und Wählbarkeit der Unionsbürger
(1)	 Personen, die ohne Deutsche zu sein, die Staatsange­

hörigkeit eines Mitgliedstaates der Europäischen Union 
besitzen (Unionsbürger), sind, wenn ihnen das Wahl­
recht zu einer Bezirksverordnetenversammlung zusteht, 
in das Wahlverzeichnis einzutragen. Die Benachrich­
tigungen und die Wahlscheine sollen einen Hinweis 
enthalten, dass ein Wahlrecht nur zu einer Bezirksver­
ordnetenversammlung besteht. Sie können sich farblich 
von den entsprechenden Formblättern für Deutsche 
unterscheiden.

(2)	 Unionsbürger, die sich für eine Bezirksverordnetenver­
sammlung bewerben, müssen mit ihrer Einverständ­
niserklärung zur Bewerbung nach dem Muster der 
Anlage 9 eine Erklärung an Eides statt über die Staats­
angehörigkeit und darüber abgeben, dass sie in ihrem 
Herkunftsstaat das passive Wahlrecht nicht verloren 
haben. Der Bezirkswahlleiter oder die Bezirkswahllei­
terin kann die Vorlage einer Auskunft der zuständigen 
Behörden des Herkunftsstaates verlangen.

Wahlstatistik
§ 40b 

Allgemeine und repräsentative Wahlstatistik, 
Durchführende Stellen

Für die allgemeine und die repräsentative Wahlstatistik, die 
Art der repräsentativen Wahlstatistik, die Stichprobenaus­
wahl, die Erhebungs- und Hilfsmerkmale sowie die Bildung 
der Geburtsjahresgruppen gelten die §§ 1 bis 4 des Wahl­
statistikgesetzes vom 21. Mai 1999 (BGBl. I S. 1023), das 
durch Gesetz vom 17. Januar 2002 (BGBl. I S. 412) geändert 
worden ist, in der jeweils geltenden Fassung entsprechend. 
Die statistische Auswertung der Wahlverzeichnisse erfolgt 
durch die Wahlvorstände oder die Bezirkswahlämter und die 
der Stimmzettel durch das für Berlin zuständige statistische 
Amt. Die Veröffentlichung der Ergebnisse auf Landes- und 
Bezirksebene ist dem statistischen Amt vorbehalten. Ergeb­
nisse für einzelne Wahlbezirke und einzelne Briefwahlbezirke 
dürfen nicht bekannt gegeben werden.
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ABSCHNITT III
Wahlhandlung

Ablauf der Wahl
§ 41 

Zeitpunkt der Wahl
(1)	 Die Wahl dauert von 8.00 bis 18.00 Uhr.

(2)	 Der Landeswahlleiter oder die Landeswahlleiterin 
gibt spätestens eine Woche vor dem Wahltag durch 
Plakatanschlag den Wahltag und die Dauer der Wahl­
handlung bekannt, erläutert das Wahlverfahren in den 
Wahllokalen und die Briefwahl und weist auf die wahl­
rechtlichen Strafbestimmungen hin.

(3)	 Die Bekanntmachung und Muster der Stimmzettel sind am 
Tag der Wahl vor oder in den Wahllokalen anzubringen.

(4)	 Der Landeswahlleiter oder die Landeswahlleiterin kann, 
wenn besondere Gründe es dringend erfordern, die 
Wahlzeit für einen Wahlkreisverband oder für einzelne 
Stimmbezirke ausdehnen, jedoch nicht über 20.00 Uhr 
hinaus.

§ 42 
Aushändigung des Wahlmaterials an den Wahlvorsteher 

oder die Wahlvorsteherin
Der Wahlvorsteher oder die Wahlvorsteherin erhält vom Be­
zirkswahlamt die Richtlinien für die Wahlvorstände und vor 
Beginn der Wahlhandlung insbesondere 

a)	 das abgeschlossene Wahlverzeichnis ,

b)	 die amtlichen Stimmzettel in genügender Zahl,

c)	 die Vordrucke für die Zähllisten über die Wahlbeteili­
gung,

d)	 den Vordruck für die Wahlniederschrift,

e)	 die Vordrucke für die Schnellmeldungen,

f)	 die Bekanntmachungen nach § 41 Absätze 2 und 3.

Die Übergabe ist zu dokumentieren. 

§ 43 
Besetzung und Sitzungen der Wahlvorstände

(1)	 Das Bezirkswahlamt fordert die Mitglieder des Wahl­
vorstandes schriftlich auf, zur Bildung des Wahlvor­
standes im Wahlraum spätestens eine Stunde vor 
Beginn der Wahl zu erscheinen. Der Wahlvorstand ist 
beschlussfähig, wenn außer dem Wahlvorsteher oder 
der Wahlvorsteherin oder dem Stellvertreter oder der 
Stellvertreterin mindestens ein Mitglied und der Schrift­
führer oder die Schriftführerin oder der Stellvertreter 
oder die Stellvertreterin anwesend sind. Ist bei Beginn 
der Wahlhandlung die erforderliche Anzahl der Mitglie­
der des Wahlvorstandes nicht erschienen, so ersetzt 
der Wahlvorsteher oder die Wahlvorsteherin aus an­
wesenden Wahlberechtigten die fehlenden Mitglieder 
oder den Schriftführer oder die Schriftführerin. Notfalls 
ist das Bezirkswahlamt zu benachrichtigen, das für die 
Stellung von Ersatz zu sorgen hat.

(2)	 Vor der Eröffnung der Wahlhandlung sind die Mitglie­
der zur unparteiischen Wahrnehmung der Ämter zu 
verpflichten.

(3)	 Der Wahlvorstand beschließt mit Stimmenmehrheit. Bei 
Stimmengleichheit entscheidet die Stimme des Wahl­
vorstehers oder der Wahlvorsteherin, bei dessen oder 
deren Verhinderung die Stimme des Stellvertreters oder 
der Stellvertreterin.

§ 44 
Anwesenheitspflicht

Während der Wahlhandlung müssen ständig drei Mitglieder 
des Wahlvorstandes, darunter der Wahlvorsteher oder die 
Wahlvorsteherin oder der Stellvertreter oder die Stellvertre­
terin und der Schriftführer oder die Schriftführerin oder der 
Stellvertreter oder die Stellvertreterin anwesend sein.

§ 45 
Öffentlichkeit und Ordnung im Wahlraum

(1)	 Während der Wahlhandlung und der Ermittlung des 
Wahlergebnisses hat jedermann im Rahmen des zur 
Verfügung stehenden Platzes zum Wahlraum Zutritt, 
soweit das ohne Störung des Wahlgeschäftes möglich ist.

(2)	 Ansprachen und politische Werbung im Wahlraum sind 
verboten. Der Wahlvorsteher oder die Wahlvorsteherin 
kann jede Person aus dem Wahlraum verweisen, die 
die Ruhe und ordnungsgemäße Durchführung der 
Wahlhandlung stört. Wahlberechtigten des Wahlbezirks 
darf zur Abgabe ihrer Stimmen der Zutritt nicht versagt 
werden. Der Wahlvorsteher oder die Wahlvorsteherin 
übt das Hausrecht im Sinne des § 123 StGB aus.

(3)	 Sind in einem Wahlraum mehrere Wahlvorsteher oder 
Wahlvorsteherinnen tätig, so steht die Aufrechterhal­
tung und die Wahrung des Hausrechts dem ältesten 
Wahlvorsteher oder der ältesten Wahlvorsteherin zu.

§ 46 
Verbot der Wahlbeeinflussung

Die Mitglieder des Wahlvorstandes dürfen während ihrer Tä­
tigkeit ihre politische Meinung weder durch sichtbare Zeichen 
noch auf andere Weise zum Ausdruck bringen.

§ 47 
Wahlurnen

Vor Beginn der Wahl hat der Wahlvorstand sich davon zu 
überzeugen, dass die Wahlurne leer ist; sie ist sodann zu ver­
schließen. Den Schlüssel nimmt der Wahlvorsteher oder die 
Wahlvorsteherin an sich. Bis zur Entleerung nach Abschluss 
der Wahl darf die Wahlurne nicht geöffnet werden.

§ 48 
Wahlzellen

Die Wahlzellen sind so aufzustellen, dass ihr Eingang vom 
Tisch des Wahlvorstandes aus übersehen werden kann.

§ 49 
Form und Inhalt der Stimmzettel

(1)	 Zur Stimmabgabe dürfen nur amtlich hergestellte 
Stimmzettel benutzt werden. Bei der Wahl zum Abge­
ordnetenhaus sind für die Wahl im Wahlkreis und für die 
Wahl nach Listen getrennte Stimmzettel zu verwenden. 
Die Stimmzettel für die Wahl zum Abgeordnetenhaus 
und für die Wahl zur Bezirksverordnetenversammlung 
müssen eine unterschiedliche Farbe tragen. Form, 
Farbe und Inhalt bestimmt der Landeswahlleiter oder 
die Landeswahlleiterin. Dabei sollen Schriftart, Schrift­
größe und Kontrast so gewählt werden, dass die Les­
barkeit erleichtert wird.

(2)	 Der Stimmzettel für die Wahl eines Bewerbers oder 
einer Bewerberin im Wahlkreis enthält die zugelassenen 
Wahlkreisvorschläge unter Angabe des Doktorgrades 
(Dr.), des Familiennamens und der Vornamen des 
Bewerbers oder der Bewerberin sowie des Namens 
und der Kurzbezeichnung der Partei oder, wenn der 
Wahlkreisvorschlag nicht von einer Partei eingereicht 
worden ist, den Zusatz „Einzelbewerber“ oder „Einzel­
bewerberin“. Bei Einzelbewerbungen mit gleichen 
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Familiennamen und Vornamen sind die Postleitzahl der 
Wohnanschrift, das Geburtsjahr und die Berufsbezeich­
nung hinzuzufügen.

(3)	 Der Stimmzettel für die Wahl der Listen enthält die zu­
gelassenen Listen unter Angabe des Namens und der 
Kurzbezeichnung der Partei und der Doktorgrade (Dr.), 
Familiennamen und der Vornamen der ersten zwei 
Bewerber oder Bewerberinnen.

(4)	 Der Stimmzettel für die Wahl zur Bezirksverordnetenver- 
sammlung enthält die zugelassenen Bezirkswahlvor­
schläge unter Angabe des Namens und der Kurzbezeich­
nung der einreichenden Partei oder Wählergemeinschaft 
und für eine Wählergemeinschaft den Zusatz „Wähler­
gemeinschaft“ sowie den Doktorgrad (Dr.), Familien­
namen und Vornamen der ersten drei Bewerber oder 
Bewerberinnen.

(5)	 Der Landeswahlleiter oder die Landeswahlleiterin 
bestimmt den für die repräsentative Wahlstatistik in 
einzelnen Wahlbezirken und Briefwahlbezirken erfor­
derlichen Aufdruck auf den Stimmzetteln.

(6)	 Muster der Stimmzettel werden unverzüglich nach ihrer 
Fertigstellung denjenigen Blindenvereinen, die ihre 
Bereitschaft zur Herstellung von Stimmzettelschablonen 
erklärt haben, zur Verfügung gestellt. Das Land erstat­
tet diesen die durch die Herstellung und die Verteilung 
der Stimmzettelschablonen veranlassten notwendigen 
Ausgaben.

§ 50 
(aufgehoben)

§ 51 
Zulassung zur Stimmabgabe

Zur Stimmabgabe zugelassen sind nur Personen, die in das 
Wahlverzeichnis eingetragen oder im Besitz eines Wahlschei­
nes sind. Abwesende können sich nicht vertreten lassen.

§ 52 
Wahlhandlung

(1)	 Beim Eintritt in den Wahlraum erhalten die Wahlberech­
tigten die Stimmzettel, nachdem festgestellt worden ist, 
dass das Lokal für sie zuständig ist. Mitgebrachte 
Stimmzettel sind abzugeben und zu vernichten. Die 
Wahlberechtigten kennzeichnen in der Wahlzelle die 
Stimmzettel und falten sie so zusammen, dass die Stim­
mabgabe nicht erkennbar wird. In der Wahlzelle darf 
nicht fotografiert oder gefilmt werden.

(2)	 Der Wahlvorstand hat darauf zu achten, dass sich im­
mer nur eine Person in der Wahlzelle aufhält.

(3)	 Danach legen die Wahlberechtigten am Tisch des 
Wahlvorstandes den Personalausweis oder einen an­
deren mit einem Lichtbild versehenen amtlichen Aus­
weis (z. B. Reisepass, Führerschein) und gegebenenfalls 
den Bescheid über die nachträgliche Aufnahme in das 
Wahlverzeichnis oder den Wahlschein vor. Nachdem 
der Name in dem Wahlverzeichnis festgestellt oder der 
Wahlschein kontrolliert worden ist, werfen die Wahl­
berechtigten die Stimmzettel unter Aufsicht des Wahl­
vorstehers oder der Wahlvorsteherin oder des Stellver­
treters oder der Stellvertreterin in die Wahlurne. Der 
Schriftführer oder die Schriftführerin vermerkt die Stim­
mabgabe in der entsprechenden Spalte des Wahlver­
zeichnisses. Wahlberechtigte mit Wahlscheinen müssen 
vor der Stimmabgabe ihren Wahlschein übergeben, 
anderenfalls sind die Wahlberechtigten zur Vermeidung 
der Doppelwahl zurückzuweisen. Falls Zweifel über 

die Echtheit oder den rechtmäßigen Besitz des Wahl­
scheines entstehen, hat der Wahlvorstand über die 
Zulassung oder Zurückweisung zu beschließen. Der 
Beschluss ist in der Wahlniederschrift zu vermerken. Bei 
Zurückweisung ist der Wahlschein einzuziehen.

(4)	 Wahlberechtigte, die ohne Unterstützung Schwierigkei­
ten haben oder nicht in der Lage sind, den Stimmzettel 
zu lesen, zu verstehen, zu kennzeichnen, zu falten oder 
selbst in die Wahlurne zu werfen, können eine Person 
ihres Vertrauens bestimmen, der sie sich bei der Stimm- 
abgabe bedienen wollen, und geben dies dem Wahl­
vorstand bekannt. Die Hilfsperson kann auch ein von 
der wahlberechtigten Person bestimmtes Mitglied des 
Wahlvorstands sein. Die Hilfeleistung hat sich auf die 
Erfüllung der Wünsche der Wahlberechtigten zu beschrän­
ken. Die Vertrauensperson ist zur Geheimhaltung der 
Kenntnisse verpflichtet, die sie bei der Hilfeleistung 
erlangt hat.

(5)	 Haben Wahlberechtigte den ihnen ausgehändigten 
Stimmzettel versehentlich unbrauchbar gemacht, so ist 
ihnen auf Verlangen ein neuer Stimmzettel auszuhän­
digen; der unbrauchbare Stimmzettel ist von dem oder 
der Wahlberechtigten in Gegenwart eines Mitgliedes 
des Wahlvorstandes zu vernichten.

(6)	 Stimmzettel, die außerhalb der Wahlzelle gekennzeich­
net worden sind oder die offen abgegeben werden 
sollen, hat der Wahlvorsteher oder die Wahlvorsteherin 
zurückzuweisen. Sie sind in Gegenwart eines Mitgliedes 
des Wahlvorstandes zu vernichten. Gleiches gilt, wenn 
in der Wahlzelle fotografiert oder gefilmt wurde.

(7)	 Der Wahlvorsteher oder die Wahlvorsteherin hat darüber 
zu wachen, dass die Wahlberechtigten den Wahlraum 
erst verlassen, nachdem die Stimmzettel in die Wahlurne 
gesteckt oder vernichtet worden sind.

§ 53 
Liste über die Wahlbeteiligung

Über die Wahlbeteiligung ist eine Zählliste zu führen, die zu 
den festgesetzten Stunden abzuschließen und deren Ergeb­
nisse dem Bezirkswahlamt zu melden sind. Die Vordrucke für 
die Meldung der Ergebnisse und den Zeitpunkt der Abgabe 
der Meldung werden vom Landeswahlleiter oder von der 
Landeswahlleiterin bestimmt.

§ 54 
Schluss der Wahlhandlung

(1)	 Sobald die Wahlzeit abgelaufen ist, wird dies vom 
Wahlvorsteher oder von der Wahlvorsteherin bekannt 
gegeben. Von diesem Zeitpunkt ab dürfen nur noch die 
Wahlberechtigten zur Stimmabgabe zugelassen wer­
den, die sich im oder aus Platzmangel vor dem Wahl­
lokal befinden.

(2)	 Nach der Stimmabgabe der letzten Wahlberechtigten 
erklärt der Wahlvorsteher oder die Wahlvorsteherin die 
Wahlhandlung für geschlossen; danach ist unverzüglich 
mit der Feststellung des Wahlergebnisses zu beginnen.

§ 55 
Briefwahl

(1)	 Wer durch Briefwahl wählt, kennzeichnet persönlich die 
Stimmzettel,

–	 legt sie in den amtlichen Stimmzettelumschlag und 
klebt diesen zu,

–	 unterschreibt die auf dem Wahlschein vorgedruckte 
eidesstattliche Versicherung,
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–	 steckt den zugeklebten amtlichen Stimmzettelum­
schlag und den unterschriebenen Wahlschein in den 
amtlichen Wahlbriefumschlag und

–	 übersendet den Wahlbrief durch einen Postdienst­
leister an das Bezirkswahlamt seines Wohnsitzes; 
der Wahlbrief kann auch beim Bezirkswahlamt ab­
gegeben werden.

Der Wahlbrief ist so rechtzeitig zu übersenden, dass er 
spätestens am Wahltag bis 18.00 Uhr beim Bezirkswahlamt 
eingeht.

(2)	 In Krankenhäusern, Krankenheimen und anderen Hei­
men sowie in Anstalten, die der Landesjustizverwaltung 
unterstehen, ist Vorsorge zu treffen, dass die Stimmzet­
tel geheim gekennzeichnet werden.

(3)	 Für Wahlberechtigte, die ohne Unterstützung Schwie­
rigkeiten haben oder nicht in der Lage sind, den 
Stimmzettel zu lesen, zu verstehen, zu kennzeichnen 
oder an das Bezirkswahlamt zu übersenden, findet  
§ 52 Absatz 4 entsprechende Anwendung.

(4)	 Auf dem Wahlschein haben die Wahlberechtigten oder 
die Personen ihres Vertrauens gegenüber dem Bezirks­
wahlleiter oder der Bezirkswahlleiterin an Eides statt 
zu versichern, dass die Stimmzettel persönlich oder 
gemäß dem erklärten Willen des Wahlberechtigten 
gekennzeichnet worden sind. Der Bezirkswahlleiter 
oder die Bezirkswahlleiterin ist die zur Entgegennahme 
der Versicherung an Eides statt zuständige Behörde.

Wahl in Krankenhäusern, Heimen und Anstalten
§ 56 

Wahlschein für Wahlberechtigte in Krankenhäusern,  
Heimen und Anstalten

Die Vorschriften über Wahlscheine gelten auch für Wahl­
berechtigte, die sich in einem Krankenhaus, Krankenheim 
oder anderen Heim oder in einer der Landesjustizverwaltung 
unterstehenden Anstalt befinden. Die der Landesjustizver­
waltung unterstehenden Anstalten sind verpflichtet, die für 
die Aufstellung der Sonderwahlverzeichnisse erforderlichen 
Bescheinigungen zu erteilen.

ABSCHNITT IV

Ermittlung der Wahlergebnisse 
Ermittlung des Wahlergebnisses im Wahlbezirk

§ 57 
Öffentlichkeit der Ermittlung

(1)	 Unverzüglich nach Schluss der Wahlhandlung ermittelt 
der Wahlvorstand öffentlich das Wahlergebnis.

(2)	 Ist eine längere Unterbrechung bei der Ermittlung des 
Wahlergebnisses notwendig, so sind die Wahlunterlagen 
durch den Wahlvorstand zu verpacken, zu versiegeln 
und unter sicherem Verschluss zu verwahren. Die Arbeiten 
sind nur bei Anwesenheit des beschlussfähigen Wahl­
vorstandes wieder aufzunehmen. Die Öffentlichkeit ist 
von dem Wiederbeginn der Ermittlung des Wahlergeb­
nisses in Kenntnis zu setzen.

§ 58 
Behandlung der Wahlbriefe, 

Vorbereitung der Ermittlung des Ergebnisses der Briefwahl
(1)	 Das Bezirkswahlamt vermerkt auf jedem eingehenden 

Wahlbrief den Tag und bei Eingang am Wahltag außer­
dem die Uhrzeit des Eingangs. Der Wahlbrief ist bis 
zum Wahltag ungeöffnet unter Verschluss zu halten.

(2)	 Das Bezirkswahlamt verteilt am Tag der Wahl die 
ungeöffneten Wahlbriefe auf die einzelnen Briefwahl­
vorstände. Fehlt auf dem Wahlbriefumschlag die Num­
mer des Wahlkreises, so öffnet es den Wahlbrief und 
vermerkt auf ihm die Nummer des Wahlkreises und den 
Grund der Öffnung.

(3)	 Der Briefwahlvorstand prüft den Zeitpunkt des Eingangs 
der Wahlbriefe und entnimmt ihnen den Wahlschein 
und den Stimmzettelumschlag. Sofern sich keine Be­
anstandungen ergeben, wird der Stimmzettelumschlag 
ungeöffnet in die Wahlurne eingeworfen. Die Wahl­
scheine werden gesammelt.

(4)	 In Zweifelsfällen entscheidet der Wahlvorstand über die 
Zurückweisung von Wahlbriefen nach § 15 Abs. 3 des 
Landeswahlgesetzes. Die Anzahl der beanstandeten, 
der nach besonderer Beschlussfassung zugelassenen 
und die Anzahl der zurückgewiesenen Wahlbriefe ist in 
der Wahlniederschrift zu vermerken. Die zurückgewie­
senen Wahlbriefe sind mit ihrem Inhalt auszusondern, 
mit einem Vermerk über den Zurückweisungsgrund 
zu versehen, wieder zu verschließen, fortlaufend zu 
nummerieren und der Wahlniederschrift als Anlage 
beizufügen. Die Stimmen zurückgewiesener Wahlbriefe 
gelten als nicht abgegeben.

§ 59 
Zählung der Stimmabgabevermerke

Nach Schluss der Wahlhandlung und vor der Öffnung der 
Wahlurne werden alle nicht benutzten Stimmzettel vom Wahl­
tisch entfernt. Die Zahl der Stimmabgabevermerke im Wahl­
verzeichnis und die Anzahl der abgegebenen Wahlscheine 
wird festgestellt und in die Schnellmeldung eingetragen.

§ 60 
Sortierung der Stimmzettel

Der Wahlvorstand überzeugt sich davon, dass die Wahlurne 
noch vorschriftsmäßig verschlossen ist. Dann wird die Wahlurne 
geöffnet und es werden die Stimmzettel herausgenommen. 
Die Stimmzettel werden gesondert nach Erststimmen und 
Zweitstimmen für die Wahl zum Abgeordnetenhaus und nach 
Stimmzetteln für die Wahl zur Bezirksverordnetenversamm­
lung gehäufelt.

§ 61 
Auszählung der Stimmzettel

(1)	 Nach der Sortierung der Stimmzettel nach § 60 werden 
zuerst die Zweitstimmen für die Wahl zum Abgeord­
netenhaus ausgezählt. Dazu bilden mehrere Wahlvor­
standsmitglieder unter Aufsicht des Wahlvorstehers 
oder der Wahlvorsteherin folgende Stimmzettelstapel, 
die sie unter Aufsicht behalten:

1.	 nach Wahlvorschlägen getrennte Stapel, auf 
denen die Stimme zweifelsfrei gültig abgegeben 
worden ist,

2.	 einen Stapel mit den ungekennzeichneten Stimm­
zetteln und

3.	 einen Stapel mit den verbleibenden benutzten 
Stimmzetteln.

(2)	 Die Wahlvorstandsmitglieder, die die nach Wahl­
vorschlägen sortierten Stimmzettel (Absatz 1 Satz 2 
Nummer 1) unter ihrer Aufsicht haben, übergeben die 
einzelnen Stapel nacheinander zu einem Teil dem 
Wahlvorsteher oder der Wahlvorsteherin, zum anderen 
Teil dem stellvertretenden Wahlvorsteher oder der 
stellvertretenden Wahlvorsteherin. Diese prüfen, ob die 
Kennzeichnung der Stimmzettel eines jeden Stapels 
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gleichlautet und sagen zu jedem Stapel laut an, für 
welchen Wahlvorschlag er Stimmen enthält. Gibt ein 
Stimmzettel Anlass zu Bedenken, so wird dieser dem 
nach Absatz 1 Satz 2 Nummer 3 gebildeten Stapel  
der verbleibenden benutzten Stimmzettel zugefügt.

(3)	 Hierauf prüft der Wahlvorsteher oder die Wahl Vor­
steherin die ungekennzeichneten Stimmzettel (Absatz 
1 Satz 2 Nummer 2), die ihm oder ihr hierzu von dem 
Wahlvorstandsmitglied, das sie in Verwahrung hat, 
übergeben werden. Der Wahlvorsteher oder die Wahl­
vorsteherin sagt jeweils an, dass hier die Stimme un­
gültig ist.

(4)	 Danach zählen je zwei vom Wahlvorsteher oder der 
Wahlvorsteherin bestimmte Wahlvorstandsmitglieder 
nacheinander die nach den Absätzen 2 und 3 geprüf­
ten Stimmzettelstapel (Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 und 2) 
unter gegenseitiger Kontrolle durch und ermitteln die 
Zahl der für die einzelnen Wahlvorschläge abgegebe­
nen gültigen Stimmen sowie die Zahl der ungültigen 
Stimmen. Die Zahlen werden vom Schriftführer oder von 
der Schriftführerin in die Wahlniederschrift übertragen.

(5)	 Sodann entscheidet der Wahlvorstand nach § 15 Ab­
satz 2 des Landeswahlgesetzes, ob und für welchen 
Wahlvorschlag die verbleibenden benutzten Stimmzet­
tel (Absatz 1 Satz 2 Nummer 3) als gültig anzuerkennen 
sind. Der Wahlvorsteher oder die Wahlvorsteherin gibt 
die Entscheidung mündlich bekannt und sagt bei gülti­
gen Stimmen an, für welchen Wahlvorschlag die Stim­
me abgegeben worden ist. Er oder sie vermerkt auf 
der Rückseite jedes Stimmzettels, ob und für welchen 
Wahlvorschlag die Stimme für gültig oder ob sie für 
ungültig erklärt worden ist und versieht die Stimmzettel 
mit fortlaufenden Nummern. In der Wahlniederschrift 
oder in den Anlagen sind die Gründe anzugeben, aus 
denen die Stimmzettel für gültig oder ungültig erklärt 
worden sind. Die jeweiligen Stimmenzahlen werden in 
die Wahlniederschrift übertragen.

(6)	 Die nach den Absätzen 4 und 5 ermittelten Zahlen 
der ungültigen und für die einzelnen Wahlvorschläge 
abgegebenen Stimmen werden vom Schriftführer oder 
der Schriftführerin in der Wahlniederschrift zusammen­
gezählt. Zwei vom Wahlvorsteher oder von der Wahl­
vorsteherin bestimmte Mitglieder des Wahlvorstands 
überprüfen die Zusammenzählung. Ist die so ermittelte 
Zahl der abgegebenen Stimmen auch nach wieder­
holter Zählung größer als die Zahl der Stimmabgabe­
vermerke zuzüglich der eingenommenen gültigen 
Wahlscheine, ist dies in der Wahlniederschrift anzuge­
ben und zu erläutern.

(7)	 Anschließend werden die Erststimmen für die Wahl zum 
Abgeordnetenhaus in gleicher Weise ausgezählt.

§ 62 
(aufgehoben)

§ 63 
Behandlung der Stimmzettel und Wahlscheine,  
die nicht der Wahlniederschrift beizufügen sind

(1)	 Alle Stimmzettel, die der Wahlniederschrift nicht nach  
§ 65 Absatz 2 beizufügen sind, werden vom Wahlvor­
steher oder von der Wahlvorsteherin getrennt nach den 
für die verschiedenen Wahlkreisvorschläge abgegebe­
nen Erststimmen geordnet, verpackt und versiegelt.  
Die Stimmzettel mit den Zweitstimmen werden nach 
Listen geordnet, verpackt und versiegelt. Ebenfalls 
werden die eingenommenen Wahlscheine, über die  

der Wahlvorstand nicht nach § 52 Absatz 3 Satz 5 be­
schlossen hat, verpackt und versiegelt. Die verpackten 
und versiegelten Stimmzettel und Wahlscheine werden 
mit der Aufschrift des Wahlbezirks und einer Kennzeich­
nung des Inhalts dem Bezirkswahlamt übergeben.

(2)	 Die nicht benutzten Stimmzettel werden dem Bezirks­
wahlamt übergeben.

§ 64 
(aufgehoben)

§ 65 
Wahlniederschrift

(1)	 Über die Wahlhandlung wird eine Wahlniederschrift  
auf dem amtlichen Vordruck gefertigt. Sie ist von allen 
bei der Auszählung der Stimmzettel anwesenden Mit­
gliedern des Wahlvorstandes zu unterzeichnen.

(2)	 Zur Wahlniederschrift gehören folgende Anlagen, die 
zu a) und b) jeweils mit fortlaufender Nummer zu ver­
sehen sind:

a)	 Stimmzettel, über die der Wahlvorstand nach § 61 
Absatz 5 beschlossen hat, und

b)	 Wahlscheine, über die der Wahlvorstand nach § 52 
Absatz 3 Satz 5 beschlossen hat.

(3)	 Der Wahlvorsteher oder die Wahlvorsteherin übergibt 
sofort nach Beendigung der Arbeiten im Wahlbezirk die 
Wahlniederschrift zusammen mit dem Wahlverzeichnis 
und allen Unterlagen und Materialien dem Bezirks­
wahlamt. Bei der Übergabe hat das Bezirkswahlamt 
zu prüfen, ob die übergebenen Unterlagen vollständig 
sind.

§ 66 
Schnellmeldung über das Wahlergebnis im Wahlbezirk

(1)	 Der Wahlvorsteher oder die Wahlvorsteherin hat das 
Wahlergebnis gesondert nach Erst- und Zweitstimmen 
unverzüglich nach Ermittlung dem Bezirkswahlamt zu 
melden. Die Einzelheiten des Meldeverkehrs werden 
vom Landeswahlleiter oder von der Landeswahlleiterin 
festgelegt.

(2)	 In dieser Meldung sind die Gesamtzahlen anzugeben

a)	 der Wahlberechtigten nach dem Wahlverzeichnis,

b)	 der Wahlbeteiligten,

c)	 der gültigen Stimmen,

d)	 der ungültigen Stimmen,

e)	 der für die einzelnen Wahlvorschläge abgegebe­
nen gültigen Stimmen getrennt nach Wahlkreis­
vorschlägen und Listen,

f)	 der abgegebenen Stimmen.

§ 67 
Ermittlung des Ergebnisses der Wahl zur Bezirksverordneten-

versammlung im Wahlbezirk
(1)	 Nachdem der Wahlvorsteher oder die Wahlvorsteherin 

die Schnellmeldung über das Ergebnis der Wahl zum 
Abgeordnetenhaus erstattet hat, wird das Ergebnis der 
Wahl zur Bezirksverordnetenversammlung ermittelt. 
Hierbei werden die Stimmzettel nach Bezirkswahlvor­
schlägen geordnet und gezählt. Das Ergebnis wird auf 
dem amtlichen Vordruck bei den jeweiligen Bezirks­
wahlvorschlägen eingetragen. § 60 , § 61 Absatz 1 bis 
6 und §§ 63 und 65 sind entsprechend anzuwenden.
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(2)	 Der Wahlvorsteher oder die Wahlvorsteherin hat das 
Wahlergebnis unverzüglich nach Ermittlung dem Be­
zirkswahlamt entsprechend § 66 Abs. 2 zu melden.

§ 68 
Ermittlung des Ergebnisses der Briefwahl

(1)	 Unverzüglich nach Ablauf der allgemeinen Wahlzeit 
ermittelt der Wahlvorstand für die Briefwahl öffentlich 
das Wahlergebnis.

(2)	 Die §§ 57 bis 67 finden entsprechende Anwendung; 
die Zahl der Wahlberechtigten wird nicht festgestellt.

(3)	 Sofern der Landeswahlleiter oder die Landeswahlleiterin 
feststellt, dass durch höhere Gewalt die regelmäßige 
Beförderung von Wahlbriefen gestört war, gelten die 
davon betroffenen Wahlbriefe, die nach dem Poststem­
pel spätestens drei Tage vor der Wahl zur Post gegeben 
worden sind, als rechtzeitig eingegangen. Die betrof­
fenen Wahlbriefe werden nach Ende der Störung, 
spätestens 14 Tage nach der Wahl, ausgesondert und 
dem Wahlvorstand zur nachträglichen Feststellung des 
Wahlergebnisses überwiesen. Danach berichtigen die 
Wahlausschüsse ein bereits festgestelltes Wahlergebnis.

Ermittlung des Wahlergebnisses im Wahlkreis  
und Wahlkreisverband

§ 68a 
Weiterleitung der Schnellmeldungen, 

Ermittlung und Bekanntmachung der vorläufigen 
zahlenmäßigen Wahlergebnisse

(1)	 Das Bezirkswahlamt leitet die Schnellmeldungen nach 
§ 66 unverzüglich an den Landeswahlleiter oder die 
Landeswahlleiterin weiter. § 66 Absatz 1 Satz 2 gilt 
entsprechend.

(2)	 Der Landeswahlleiter oder die Landeswahlleiterin er­
mittelt auf der Grundlage der Schnellmeldungen die 
vorläufigen zahlenmäßigen Wahlergebnisse für die 
Wahl zum Abgeordnetenhaus und die Wahlen für die 
Bezirksverordnetenversammlungen und gibt diese in 
geeigneter Form bekannt.

(3)	 Bis zu der Bekanntmachung der vorläufigen zahlen­
mäßigen Wahlergebnisse nach Absatz 2 darf der 
Bezirkswahlleiter oder die Bezirkswahlleiterin oder die 
von ihm oder ihr hierzu beauftragten Personen Schnell­
meldungen nach § 66 auf der Grundlage einer Prüfung 
der Wahlunterlagen berichtigen oder, sofern diese 
unvollständig erfolgt sind, vervollständigen. Ergeben 
sich bis zu dem in Satz 1 genannten Zeitpunkt Anhalts­
punkte für Fehler bei der Auszählung der Stimmzettel 
durch den Wahlvorstand oder bei der Übertragung 
oder Übermittlung der Wahlergebnisse, dürfen der Be­
zirkswahlleiter oder die Bezirkswahlleiterin oder die von 
ihm oder ihr hierzu beauftragten Personen die Wahl­
unterlagen prüfen. Soweit erforderlich, können hierzu 
versiegelte Stimmzettelbündel in Gegenwart von min­
destens zwei Zeugen geöffnet und ihr Inhalt in Augen­
schein genommen werden. Erscheint eine Nachzählung 
dieser Stimmzettelbündel erforderlich, so hat diese 
Nachzählung öffentlich zu erfolgen; die §§ 45, 46 und 
57 gelten entsprechend. Der Bezirkswahlleiter oder die 
Bezirkswahlleiterin hat vor Schluss der Wahlhandlung 
den Ort und den voraussichtlichen Zeitraum möglicher 
öffentlicher Nachzählungen von Stimmzetteln in geeig­
neter Form bekannt zu machen; einer darüber hinaus 
gehenden Bekanntmachung einer Nachzählung nach 
Satz 4 bedarf es nicht. Über die Prüfung und ihr Ergeb­
nis ist eine Niederschrift anzufertigen, die von allen 

an der Prüfung Beteiligten zu unterschreiben und der 
Wahlniederschrift des Wahlvorstands beizufügen ist. 
Nach erfolgter Prüfung sind die Stimmzettel erneut zu 
verpacken und zu versiegeln und dem Bezirkswahlamt 
zu übergeben.

§ 69 
Prüfung der Unterlagen, Zusammenstellung 

und Aufrechnung des Wahlergebnisses
(1)	 Zur Ermittlung und Feststellung der Wahlergebnisse 

durch die Wahlausschüsse hat der Bezirkswahlleiter 
oder die Bezirkswahlleiterin die Wahlergebnisse für 
jeden Wahlkreis und für den Wahlkreisverband zusam­
menzustellen und aufzurechnen. Zu diesem Zweck 
haben er oder sie oder die von ihm oder ihr hierzu 
beauftragten Personen die Wahlniederschriften der 
Wahlvorstände auf ihre Vollständigkeit und Ordnungs­
mäßigkeit zu prüfen, fehlende Unterlagen ergänzen zu 
lassen und Unstimmigkeiten aufzuklären.

(2)	 Bestehen insbesondere Anhaltspunkte für Fehler bei 
der Auszählung der Stimmzettel durch den Wahlvor­
stand oder bei der Übertragung oder Übermittlung der 
Wahlergebnisse, haben der Bezirkswahlleiter oder die 
Bezirkswahlleiterin oder die von ihm oder ihr hierzu 
beauftragten Personen die versiegelten und unversie­
gelten Wahlunterlagen des betroffenen Wahlbezirks 
daraufhin zu prüfen. § 68a Absatz 3 Satz 3, 4, 6 und 
7 gilt entsprechend. Soweit erforderlich, hat der Be­
zirkswahlleiter oder die Bezirkswahlleiterin oder die 
von ihm oder ihr hierzu beauftragten Personen eine 
Nachzählung einzelner oder aller versiegelter Stimm­
zettelbündel des betroffenen Wahlbezirks vorzuneh­
men. Der Bezirkswahlleiter oder die Bezirkswahlleiterin 
macht eine Nachzählung von Stimmzetteln nach Satz 3 
spätestens am Vortag der vorgesehenen Nachzählung 
bis 22.00 Uhr in geeigneter Form, in jedem Fall durch 
Aushang am Eingang des Bezirkswahlamts und durch 
Veröffentlichung auf einer Internetseite des Bezirksamts 
bekannt. Dabei ist die Nummer des Wahlbezirks der 
nachzuzählenden Stimmzettel anzugeben und auf 
die Öffentlichkeit der Nachzählung hinzuweisen. Die 
Wahlniederschrift des Wahlvorstands des betroffenen 
Wahlbezirks und die Niederschrift über die Prüfung der 
Stimmzettelbündel legt der Bezirkswahlleiter oder die 
Bezirkswahlleiterin dem Bezirkswahlausschuss vor.

(3)	 Die Zusammenstellung und Aufrechnung der Wahl­
bezirksergebnisse erstreckt sich gesondert für jeden 
Wahlkreis auf die Gesamtzahl

a)	 der zum Abgeordnetenhaus Wahlberechtigten,

b)	 der Wahlbeteiligten,

c)	 der ungültigen Erststimmen,

d)	 der für die einzelnen Wahlkreisvorschläge abge­
gebenen gültigen Erststimmen,

e)	 der ungültigen Zweitstimmen,

f)	 der für die einzelnen Listen abgegebenen gültigen 
Zweitstimmen und den Namen und die Partei der 
Person oder den Namen der Einzelbewerbung, die 
nach § 16 des Landeswahlgesetzes gewählt wor­
den ist.

(4)	 Die Zusammenstellung und Aufrechnung der Wahlkrei­
sergebnisse erstreckt sich für den Wahlkreisverband 
auf die Gesamtzahl

a)	 der zum Abgeordnetenhaus Wahlberechtigten,



52

b)	 der Wahlbeteiligten,

c)	 der ungültigen Erststimmen,

d)	 der für die einzelnen Wahlkreisvorschläge abge­
gebenen gültigen Erststimmen für jede Partei und 
jede Einzelbewerbung gesondert,

e)	 der ungültigen Zweitstimmen,

f)	 der für die einzelnen Listen abgegebenen gültigen 
Zweitstimmen für jede Partei gesondert,

g)	 der zur Bezirksverordnetenversammlung Wahl­
berechtigten,

h)	 der für die Wahl zur Bezirksverordnetenversamm­
lung abgegebenen ungültigen Stimmen,

i)	 der für die einzelnen Bezirkswahlvorschläge ab­
gegebenen gültigen Stimmen und die Namen und 
die Parteien der Personen oder die Namen der 
Einzelbewerbungen, die nach § 16 des Landes­
wahlgesetzes gewählt worden sind.

§ 70 
Ermittlung des vorläufigen Ergebnisses der Wahl für das 

Abgeordnetenhaus durch den Bezirkswahlausschuss
(1)	 Zur Ermittlung des vorläufigen Ergebnisses der Wahl 

zum Abgeordnetenhaus tritt der Bezirkswahlausschuss 
spätestens am zehnten Tag nach dem Wahltag zusam­
men. Der Bezirkswahlausschuss ermittelt auf Grund der 
Vorarbeiten des Bezirkswahlleiters oder der Bezirks­
wahlleiterin das vorläufige Ergebnis in den Wahlkreisen 
und im Wahlkreisverband und stellt auf Grund der von 
ihm geprüften und für richtig befundenen Zusammen­
stellung und Aufrechnung des Bezirkswahlleiters oder 
der Bezirkswahlleiterin das zahlenmäßige Ergebnis 
und die Namen der nach § 16 des Landeswahlgesetzes 
gewählten Bewerber und Bewerberinnen fest. Haben in 
einem Wahlkreis mehrere Personen die gleiche Stim­
menzahl erhalten, so entscheidet das vom Bezirkswahl­
leiter oder von der Bezirkswahlleiterin zu ziehende Los.

(2)	 Der Bezirkswahlausschuss ist berechtigt, die in den 
Wahlbezirken getroffenen und in den Wahlniederschrif­
ten der Wahlvorstände angeführten Feststellungen 
über die Gesamtzahl der abgegebenen gültigen und 
ungültigen Stimmen abzuändern. Insbesondere ist er 
befugt, von den Wahlvorständen für ungültig erklärte 
Stimmen als gültig festzustellen und umgekehrt. Ände­
rungen sind in der Wahlniederschrift des Wahlbezirks 
rot zu vermerken und in der Sitzungsniederschrift des 
Bezirkswahlausschusses unter Anführung der einzelnen 
Fälle zu begründen.

(3)	 Der Bezirkswahlleiter oder die Bezirkswahlleiterin 
übersendet dem Landeswahlleiter oder der Landes­
wahlleiterin unverzüglich nach der Sitzung des Bezirks­
wahlausschusses

a)	 die Niederschrift über die Sitzung des Bezirks­
wahlausschusses,

b)	 eine Zusammenstellung des Wahlergebnisses in 
den einzelnen Wahlbezirken, in den Wahlkreisen 
und im Wahlkreisverband in der Anzahl und Glie­
derung, die der Landeswahlleiter oder die Landes­
wahlleiterin festgelegt hat.

§ 71 
Feststellung des endgültigen Ergebnisses der Wahl 

zur Bezirksverordnetenversammlung durch den 
Bezirkswahlausschuss

Zugleich mit der Ermittlung des vorläufigen Ergebnisses der 
Wahl zum Abgeordnetenhaus im Wahlkreisverband hat der 
Bezirkswahlausschuss in derselben Sitzung auch das endgül­
tige Ergebnis der Wahl zur Bezirksverordnetenversammlung 
des Bezirks zu ermitteln und dem Landeswahlleiter oder der 
Landeswahlleiterin unverzüglich mitzuteilen. § 70 Abs. 2 fin­
det entsprechende Anwendung.

§ 72 
Beanstandung des Wahlergebnisses  

durch den Bezirkswahlausschuss
Kommt der Bezirkswahlausschuss zu dem Ergebnis, dass 
einem Wahlvorstand eine Fehlentscheidung unterlaufen ist, 
durch die das Ergebnis für die Wahl zum Abgeordnetenhaus 
beeinträchtigt wird und die nicht seine unter § 70 Abs. 2 fal­
lende Änderungsbefugnis betrifft, so hat der Bezirkswahlleiter 
oder die Bezirkswahlleiterin den Landeswahlleiter oder die 
Landeswahlleiterin hierüber schriftlich mit seiner Stellung­
nahme zu benachrichtigen. Etwa erforderliche Berichtigun­
gen nimmt der Landeswahlausschuss vor.

Feststellungen und Bekanntmachung  
des Wahlergebnisses im Wahlgebiet

§ 73 
Feststellung des Ergebnisses der Wahl  

zum Abgeordnetenhaus
(1)	 Nach Eingang der Niederschriften über die Sitzung der 

Bezirkswahlausschüsse und der erforderlichen Unter­
lagen tritt der Landeswahlausschuss zur Ermittlung des 
Ergebnisses der Wahl zum Abgeordnetenhaus im Wahl­
gebiet zusammen.

(2)	 Auf Grund der Zusammenstellung der Bezirkswahlaus­
schüsse ermittelt der Landeswahlausschuss für das 
Wahlgebiet die Gesamtzahl

a)	 der zum Abgeordnetenhaus Wahlberechtigten,

b)	 der Wahlbeteiligten,

c)	 der ungültigen Erststimmen,

d)	 der für die einzelnen Wahlkreisvorschläge abge­
gebenen gültigen Erststimmen für jede Partei und 
jede Einzelbewerbung gesondert,

e)	 der ungültigen Zweitstimmen,

f)	 der für die einzelnen Listen abgegebenen gültigen 
Zweitstimmen für jede Partei gesondert,

g)	 der von jeder Partei direkt errungenen Sitze  
(§ 16 des Landeswahlgesetzes),

h)	 der von Einzelbewerbungen direkt errungenen 
Sitze (§ 16 des Landeswahlgesetzes).

Der Landeswahlausschuss ist berechtigt, rechnerische Be­
richtigungen an den Feststellungen der Wahlvorstände und 
der Kreiswahlausschüsse vorzunehmen. Er kann unter den 
Voraussetzungen des § 69 Absatz 2 die öffentliche Nach­
prüfung oder Nachzählung durch den Bezirkswahlleiter oder 
die Bezirkswahlleiterin oder die von ihm oder ihr beauftrag­
ten Personen anordnen.

(3)	 Sodann werden die Parteien ermittelt, die mindestens 
5 vom Hundert der im Wahlgebiet abgegebenen 
Zweitstimmen erhalten haben oder von denen mindes­
tens ein Bewerber oder eine Bewerberin direkt gewählt 
worden ist (§ 16 des Landeswahlgesetzes).
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(4)	 Die Mindestzahl der zu wählenden Abgeordneten von 130 
 wird nach dem Abzug der Anzahl der in § 17 Abs. 1 
Satz 2 des Landeswahlgesetzes genannten erfolgreichen 
Bewerber und Bewerberinnen auf die in Absatz 3 ge­
nannten Parteien entsprechend ihrer nach Absatz 2 er­
mittelten Gesamtzahl der Zweitstimmen im Wahlgebiet 
nach dem Verfahren der mathematischen Proportion 
(Hare-Niemeyer) verteilt. Ergibt sich bei der Zuteilung 
des letzten Sitzes für mehrere Parteien der gleiche 
Zahlenbruchteil, so entscheidet das vom Landeswahl­
leiter oder von der Landeswahlleiterin zu ziehende 
Los. Für eine Partei, die eine Landesliste eingereicht 
hat, werden die ihr zustehenden Sitze vorbehaltlich 
der Bestimmungen des Absatzes 6 unmittelbar aus der 
Landesliste besetzt.

(5)	 Für Parteien, die Bezirkslisten eingereicht haben, wird 
die nach Absatz 4 ermittelte Anzahl von Sitzen auf die 
von ihr eingereichten Bezirkslisten nach dem Verfah­
ren der mathematischen Proportion (Hare-Niemeyer) 
verteilt. Ergibt sich bei der Zuteilung des letzten Sitzes 
zwischen mehreren Bezirkslisten der Partei der gleiche 
Zahlenbruchteil, so entscheidet das vom Landeswahl­
leiter oder von der Landeswahlleiterin zu ziehende Los.

(6)	 Die weitere Verteilung der Sitze für das Abgeordneten­
haus geschieht wie folgt:

a)	 Entspricht bei einer Partei, die Bezirkslisten einge­
reicht hat, die Zahl der ihr im Wahlkreisverband 
zustehenden Sitze der Zahl von Sitzen, die ihre Be­
werber und Bewerberinnen bereits direkt errungen 
haben (§ 16 des Landeswahlgesetzes), so findet 
eine weitere Sitzzuteilung nicht statt; das Gleiche 
gilt bei einer Partei, die eine Landesliste einge­
reicht hat, wenn die Zahl der ihr im Wahlgebiet 
zustehenden Sitze der Zahl von Sitzen entspricht, 
die ihre Bewerber und Bewerberinnen im Wahlge­
biet direkt errungen haben.

b)	 Ist bei einer Partei, die Bezirkslisten eingereicht 
hat, die Zahl der Sitze, die ihr im Wahlkreisverband 
zustehen, höher als die Zahl von Sitzen, die ihre 
Bewerber und Bewerberinnen bereits direkt errun­
gen haben, so fallen die weiteren Sitze den Bewer­
bern und Bewerberinnen aus der Bezirksliste zu, die 
noch keinen Sitz direkt errungen haben. Ist bei einer 
Partei, die eine Landesliste eingereicht hat, die Zahl 
der ihr im Wahlgebiet zustehenden Sitze höher als 
die Zahl von Sitzen, die ihre Bewerber und Bewer­
berinnen bereits direkt errungen haben, so fallen 
die weiteren Sitze den Bewerbern und Bewerbe­
rinnen aus der Landesliste zu, die noch keinen Sitz 
errungen haben. Die Bewerber und Bewerberinnen 
aus den Bezirks- und Landeslisten sind in der Rei­
henfolge ihres Listenplatzes zu berücksichtigen.

c)	 Ist bei einer Partei, die Bezirkslisten eingereicht 
hat, die Zahl der Sitze, die die Bewerber und Be­
werberinnen der Partei im Wahlkreisverband direkt 
errungen haben, höher als die Zahl der ihr nach 
Absatz 5 zustehenden Sitze, so behält sie alle direkt 
errungenen Sitze. Das gleiche gilt bei einer Partei, 
die eine Landesliste eingereicht hat, wenn die Zahl 
der direkt errungenen Sitze größer ist als die Zahl 
der Sitze, die ihr nach Absatz 4 im Wahlgebiet zu­
stehen. Der Unterschied zwischen der Anzahl der 
direkt errungenen Sitze und der Anzahl der den 
Parteien nach den Absätzen 4 und 5 zustehenden 
Sitze ergibt die Anzahl der Überhangmandate.

d)	 Hat eine Partei Überhangmandate nach Buch­
stabe c errungen, so findet ein Verhältnisausgleich 
mit den übrigen Parteien im Wahlgebiet statt. 
Die neue Gesamtzahl der Mandate ergibt sich, 
indem die Zahl der errungenen Sitze der Partei 
einschließlich ihrer Überhangmandate durch ihre 
Zweitstimmenzahl im Wahlgebiet dividiert und 
mit der Gesamtzahl aller zu berücksichtigenden 
Zweitstimmen im Wahlgebiet multipliziert wird. 
Zahlenbruchteile über 0,5 werden aufgerundet. 
Haben mehrere Parteien Überhangmandate er­
reicht, so ist die höhere Gesamtzahl der Mandate 
den weiteren Berechnungen zugrunde zu legen. 
Die neue Gesamtzahl wird nach § 17 Abs. 2 des 
Landeswahlgesetzes auf die Parteien verteilt. Der 
Unterschied der neuen Mandatszahl einer Partei 
zur Zahl ihrer zunächst nach § 17 des Landeswahl­
gesetzes einschließlich der Überhangmandate 
errungenen Sitze ergibt die Zahl der Ausgleichs­
mandate. Den Landes- und Bezirkslisten einer 
Partei werden die Ausgleichsmandate nach § 17 
Abs. 3 des Landeswahlgesetzes zugeteilt. Dabei 
werden Bezirkslisten übergangen, soweit auf sie 
Überhangmandate entfallen. Ergibt sich bei der 
Zuteilung des letzten Sitzes in allen diesen Be­
rechnungsverfahren der gleiche Zahlenbruchteil, 
so entscheidet das vom Landeswahlleiter oder der 
Landeswahlleiterin zu ziehende Los.

e)	 Im Falle des Ausscheidens von Bewerbern und 
Bewerberinnen werden die zu vergebenden Sitze 
nach § 14 des Landeswahlgesetzes verteilt.

§ 74 
Bekanntmachung des Wahlergebnisses

Das Ergebnis der Wahlen zum Abgeordnetenhaus und die 
Ergebnisse der Wahlen zu den Bezirksverordnetenversamm­
lungen werden vom Landeswahlleiter oder von der Landes­
wahlleiterin spätestens sechs Wochen nach dem Wahltag im 
Amtsblatt für Berlin bekannt gemacht. Sind Nach-, Ersatz- 
oder Wiederholungswahlen notwendig, so rechnet die Frist 
vom Tage der letzten Nach-, Ersatz- oder Wiederholungswahl 
an. Doktorgrad (Dr.), Familienname, Vornamen, Geburtsjahr 
und -ort, erlernter und ausgeübter oder zuletzt ausgeübter 
Beruf sowie die Postleitzahl der Wohnanschrift und die im 
Wahlvorschlag angegebene Erreichbarkeitsanschrift der 
gewählten Bewerber und Bewerberinnen sind im Amtsblatt 
für Berlin zu veröffentlichen. Veränderungen werden vom 
Landeswahlleiter oder von der Landeswahlleiterin im viertel­
jährlichen Abstand veröffentlicht.

ABSCHNITT V

Berufung der Bewerber und Bewerberinnen
§ 75 

Benachrichtigung der Gewählten für das Abgeordnetenhaus
(1)	 Der Landeswahlleiter oder die Landeswahlleiterin 

benachrichtigt die gewählten Bewerber und Bewerbe­
rinnen von ihrer Wahl und fordert sie auf, sich innerhalb 
von vier Tagen nach Bekanntgabe der Benachrichti­
gung beim Landeswahlleiter oder bei der Landeswahl­
leiterin schriftlich über die Annahme der Wahl zu erklä­
ren. Die Gewählten sind darauf hinzuweisen, dass sie 
erst dann Abgeordnete sind, wenn sie die Annahme der 
Wahl schriftlich erklärt haben oder, vorbehaltlich der 
Regelungen in Absatz 2 Satz 2, wenn sie bis zum Ab­
lauf der Frist keine oder keine formgerechte Erklärung 
abgeben. Sofern das neu gewählte Abgeordnetenhaus 
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noch nicht zusammengetreten ist, ist außerdem darauf 
hinzuweisen, dass sie erst mit Zusammentritt des Abge­
ordnetenhauses Abgeordnete sind.

(2)	 Sofern Bewerber oder Bewerberinnen, die mit dem 
Mandat nach § 26 Abs. 1 des Landeswahlgesetzes un­
vereinbare Funktionen ausüben, die Wahl in das Abge­
ordnetenhaus annehmen, ist die zuständige Dienstbe­
hörde oder die personalaktenführende Stelle von der 
Annahme des Mandats unverzüglich zu unterrichten. 
Bewerber und Bewerberinnen, die mit dem Mandat 
nach § 26 Abs. 2 des Landeswahlgesetzes unverein­
bare Funktionen ausüben, können ihre Wahl nur durch 
ausdrückliche Erklärung annehmen und müssen mit der 
Annahme den Nachweis erbringen, dass sie spätestens 
mit Erwerb der Mitgliedschaft im Abgeordnetenhaus 
einer der Ausübung des Mandats entgegenstehenden 
beruflichen Tätigkeit nicht weiter nachgehen.

(3)	 Nehmen Gewählte die Wahl nicht an, sterben sie, 
verlieren sie die Wählbarkeit oder verlegen sie ihren 
Wohnsitz in ein Gebiet außerhalb von Berlin, so sind 
sie in den Wahlvorschlägen zu streichen. Dies gilt auch, 
wenn Personen, die aus einer Liste als Nachfolger zu 
berufen sind, erklären, dass sie zum Zeitpunkt ihrer Be­
rufung nicht mehr der Partei angehören, die die Liste 
eingereicht hat; dies gilt nicht, wenn sie der Partei zum 
Zeitpunkt ihrer Aufstellung nicht angehört haben. Die Er­
klärung der Annahme unter Vorbehalt gilt als Ablehnung.

(4)	 Die Ablehnung der Wahl ist unwiderruflich.

(5)	 Personen, die im Wahlkreis und zugleich auch über 
eine Liste gewählt sind, können den Sitz nur im Wahl­
kreis annehmen.

(6)	 Gewählte, die die Wahl angenommen haben, sind in 
der Liste zu streichen.

(7)	 Nach der Annahme der Wahl teilt der Landeswahlleiter 
oder die Landeswahlleiterin die Berufung der Abge­
ordneten dem Präsidenten oder der Präsidentin des 
Abgeordnetenhauses mit.

(8)	 Nach dem ersten Zusammentritt des Abgeordneten­
hauses gehen die Befugnisse des Landeswahlleiters 
oder der Landeswahlleiterin aus den Absätzen 1 bis 3, 
6 und 7 auf die für Inneres zuständige Senatsverwaltung 
über.

§ 76 
Benachrichtigung der Gewählten 

 für die Bezirksverordnetenversammlung
(1)	 Der Bezirkswahlleiter oder die Bezirkswahlleiterin be­

nachrichtigt die Gewählten schriftlich und fordert sie  
auf, sich innerhalb von vier Tagen nach Bekanntgabe 
der Benachrichtigung beim Bezirkswahlleiter oder bei 
der Bezirkswahlleiterin schriftlich über die Annahme der 
Wahl zu erklären. Die Gewählten sind darauf hinzuwei­
sen, dass sie erst dann Bezirksverordnete sind, wenn sie 
die Annahme der Wahl schriftlich erklärt oder, vorbehalt­
lich der Regelungen in Absatz 2, bis zum Ablauf der Frist 
keine oder keine formgerechte Erklärung abgegeben 
haben. Sofern das neu gewählte Abgeordnetenhaus 
noch nicht zusammengetreten ist, ist außerdem darauf 
hinzuweisen, dass sie erst mit dem Zusammentritt des 
Abgeordnetenhauses Bezirksverordnete werden.

(2)	 Bewerber und Bewerberinnen, die mit dem Mandat 
nach § 26 Abs. 4 des Landeswahlgesetzes unverein­
bare Funktionen ausüben, können ihre Wahl nur durch 
ausdrückliche Erklärung annehmen und müssen mit  

der Annahme den Nachweis erbringen, dass sie spä­
testens mit Erwerb der Mitgliedschaft in der Bezirks­
verordnetenversammlung aus der beruflichen Funktion 
ausscheiden, die einer Annahme des Mandats entge­
gensteht. Bewerber und Bewerberinnen, die zugleich 
zum Mitglied des Abgeordnetenhauses gewählt worden 
sind, müssen bei Abgabe der Annahmeerklärung den 
Verzicht auf den Sitz im Abgeordnetenhaus nachweisen.

(3)	 Die Vorschriften des § 75 Abs. 3, 4 und 6 finden ent­
sprechende Anwendung.

(4)	 Nach der Annahme der Wahl teilt der Bezirkswahlleiter 
oder die Bezirkswahlleiterin die Berufung der Bezirks­
verordneten dem Bezirksverordnetenvorsteher oder der 
Bezirksverordnetenvorsteherin mit.

(5)	 Nach dem ersten Zusammentritt der Bezirksverordne­
tenversammlung gehen die Befugnisse des Bezirks­
wahlleiters oder der Bezirkswahlleiterin aus den Absät­
zen 1 bis 4 auf das Bezirksamt über.

§ 77 
Verzicht, Nachfolge im Mandat

(1)	 Über einen Mandatsverzicht (§ 6 des Landeswahlge­
setzes ) ist die für Inneres zuständige Senatsverwaltung 
von dem zuständigen Wahlleiter oder der zuständigen 
Wahlleiterin, dem Präsidenten oder der Präsidentin des 
Abgeordnetenhauses, dem Bezirksverordnetenvorste­
her oder der Bezirksverordnetenvorsteherin zu benach­
richtigen.

(2)	 Stirbt ein Mitglied des Abgeordnetenhauses oder der 
Bezirksverordnetenversammlung oder verliert es seinen 
Sitz, so haben die Wahlleiter oder die Wahlleiterinnen 
festzustellen, wer nach dem Wahlvorschlag nachrückt. Ist 
das Mandat aus einer Bezirksliste oder einem Bezirks­
wahlvorschlag zu besetzen, so ist durch schriftliche An­
frage bei dem Kreisvorstand der Partei, auf deren Wahl­
vorschlag die Bewerber oder Bewerberinnen aufgestellt 
wurden, festzustellen, ob sie noch der Partei angehören; 
ist das Mandat aus einer Landesliste zu besetzen, so ist 
diese Anfrage an den Landesvorstand der Partei zu rich­
ten. Gehören die Bewerber oder Bewerberinnen nicht 
mehr der Partei an, so werden sie gestrichen; dies gilt 
nicht, wenn sie der Partei zum Zeitpunkt ihrer Aufstellung 
nicht angehört haben. Nachrückende sind aufzufordern, 
sich innerhalb von vier Tagen nach Bekanntgabe der 
Benachrichtigung über die Annahme der Wahl schriftlich 
zu erklären. Die Vorschriften der §§ 75 und 76 finden 
entsprechende Anwendung.

ABSCHNITT VI

Nachwahl, Ersatzwahl und Wiederholungswahl
§ 78 

Nachwahl, Ersatzwahl und Wiederholungswahl
(1)	 Der Landeswahlleiter oder die Landeswahlleiterin gibt 

den Wahltag und die erforderlichen Verfahrenshinweise 
für eine Nach-, Ersatz- oder Wiederholungswahl im 
Amtsblatt für Berlin bekannt.

(2)	 Bei der Nachwahl bleiben die Wahlbezirke unverändert. 
Bei der Ersatzwahl darf die Abgrenzung der Wahlkreise 
nicht, bei der Wiederholungswahl nur nach Maßgabe 
der Entscheidung des Verfassungsgerichtshofs verändert 
werden; die Abgrenzung der Wahlbezirke soll nicht 
geändert werden. Wahlvorstände können neu berufen 
werden.
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(3)	 Findet die Wiederholungswahl infolge von Unregel­
mäßigkeiten bei der Aufstellung und Behandlung von 
Wahlverzeichnissen statt, so ist in den betroffenen 
Wahlkreisen das Verfahren der Aufstellung, Auslegung, 
Berichtigung und des Abschlusses der Wahlverzeichnis­
se neu durchzuführen, sofern sich aus der Entscheidung 
des Verfassungsgerichtshofs keine Einschränkungen 
ergeben.

(4)	 Findet die Wiederholungswahl auf Grund desselben 
Wahlverzeichnisses wie für die Hauptwahl statt, so ist 
es für die Ausübung des Wahlrechts unerheblich, wenn 
Wahlberechtigte inzwischen innerhalb des Wahlgebiets 
eine neue Hauptwohnung begründet haben. Haben 
Wahlberechtigte dagegen keine Hauptwohnung im 
Wahlgebiet mehr, so sind sie in den Wahlverzeichnissen 
zu streichen. Wahlberechtigte, die für die Hauptwahl 
einen Wahlschein erhalten haben, ohne in den Wahl­
verzeichnissen eingetragen zu sein, können an der Wie­
derholungswahl teilnehmen, wenn sie ihren Wahlschein 
für einen der Wahlbezirke erhalten haben, für die die 
Wahl wiederholt wird.

(5)	 Bei einer Wiederholungswahl dürfen Wahlscheine nur 
von den Bezirksämtern ausgestellt werden, in deren 
Gebiet die Wiederholungswahl stattfindet. Wahlvor­
schläge können nur geändert werden, wenn sich dies 
aus der Entscheidung des Verfassungsgerichtshofs 
ergibt, oder es nach § 14 des Landeswahlgesetzes er­
forderlich wird, weil ein Bewerber oder eine Bewerberin 
gestorben oder nicht mehr wählbar ist.

(6)	 Der Landeswahlleiter oder die Landeswahlleiterin kann 
im Rahmen der Wahlprüfungsentscheidung Regelun­
gen zur Anpassung des Wiederholungswahlverfahrens 
an besondere Verhältnisse treffen.

ABSCHNITT VII

Übergangs- und Schlussbestimmungen
§ 79 

Informationstechnische Unterstützungsleistungen
Das Landesamt für Bürger- und Ordnungsangelegenheiten 
betreibt ein zentrales informationstechnisches Verfahren zur 
Unterstützung der Vorbereitung und Durchführung von Wahlen 
(IT-Verfahrensverantwortung). Sofern eine landeseinheitliche 
Vorbereitung und Durchführung mit informationstechnischer 
Unterstützung erforderlich ist, sind die Wahlbehörden nach 
§ 2 verpflichtet, das Verfahren nach Satz 1 zu nutzen. Das 
Landesamt für Bürger- und Ordnungsangelegenheiten stellt 
im Zusammenwirken mit den Wahlbehörden sicher, dass das 
Verfahren den Anforderungen der wahlrechtlichen Vorschriften 
und einer ordnungsgemäßen organisatorischen Vorbereitung 
und Durchführung entspricht.

§ 79a 
Ergänzende Internetveröffentlichungen

Der Inhalt der nach dieser Verordnung vorgeschriebenen 
öffentlichen Bekanntmachungen kann zusätzlich im Internet 
veröffentlicht werden. Dabei sind die Unversehrtheit, Vollstän­
digkeit, Ursprungszuordnung und Barrierefreiheit der Veröf­
fentlichung nach aktuellem Stand der Technik zu gewährleis­
ten. Personenbezogene Daten in Internetveröffentlichungen 
von öffentlichen Bekanntmachungen nach § 40 sind spätes­
tens sechs Monate nach Bekanntgabe des endgültigen Wahl­
ergebnisses, von öffentlichen Bekanntmachungen nach § 74 
spätestens sechs Monate nach dem Ende der Wahlperiode 
zu löschen.

§ 80 
Fristen

Die in dieser Wahlordnung nach Monaten bestimmten und 
auf den Wahltag bezogenen Fristen beginnen mit dem 
Ablauf des Tages, der durch seine Zahl dem Wahltage ent­
spricht. Die nach Monaten, Wochen oder Tagen bestimmten 
und auf den Wahltag bezogenen Fristen enden am letzten 
Tage der Frist um 18.00 Uhr. Dieser Fristablauf ändert sich 
nicht dadurch, dass der letzte Tag der Frist auf einen Sonn­
abend, Sonntag oder gesetzlichen Feiertag fällt.

§ 80a 
Fristen bei vorzeitiger Beendigung der Wahlperiode

Bei vorzeitiger Beendigung der Wahlperiode gelten folgende 
Fristen:

1.	 In § 3 tritt in Absatz 2 an die Stelle der sechs Monate 
vor dem Wahltag der zweite Tag nach dem Beschluss 
des Abgeordnetenhauses oder der Bekanntgabe 
des Ergebnisses des Volksentscheids.

2.	 In § 26 treten in Absatz 1 an die Stelle der fünf 
Monate vor dem Wahltag die Worte „spätestens 
innerhalb einer Woche nach dem Beschluss oder 
der Bekanntgabe des Ergebnisses des Volksent­
scheids“.

3.	 In § 27 tritt in Absatz 1 und 2 an die Stelle der vier 
Monate vor der Wahl der 41. Tag vor der Wahl.

4.	 In § 28 treten in Absatz 1 an die Stelle der 68 Tage 
vor dem Wahltag 34 Tage vor dem Wahltag.

5.	 Die Frist zur Beseitigung der Mängel ( § 34 Abs. 4 ) 
endet mit der Einreichungsfrist.

6.	 Die Entscheidungen nach § 34 Abs. 5 und 6 sind 
abweichend von Absatz 7 spätestens am 30. Tag 
vor der Wahl zu treffen.

7.	 Abweichend von § 37 Abs. 2 und 3 entscheiden 
die Bezirkswahlausschüsse und der Landes­
wahlausschuss spätestens am 30. Tag vor der 
Wahl über die Zulassung der Wahlvorschläge.

Die Aufstellung von Wahlvorschlägen ist bereits vor dem 
Beschluss des Abgeordnetenhauses oder der Bekanntgabe 
des Volksentscheides nach Artikel 54 Abs. 4der Verfassung 
von Berlin zulässig.

§ 80b 
Verfahren bei verbundenen Wahlen

(1)	 Finden die Wahlen zum Abgeordnetenhaus oder zu 
den Bezirksverordnetenversammlungen am selben Tag 
wie die Wahlen zum Deutschen Bundestag oder zum 
Europäischen Parlament statt (verbundene Wahlen), 
so dürfen die Wahlbezirke nicht von den Wahlbe­
zirken nach der Bundeswahlordnung oder nach der 
Europawahlordnung abweichen. Ein Antrag für einen 
Wahlschein zur Teilnahme an der Wahl zum Deut­
schen Bundestag oder zum Europäischen Parlament 
gilt zugleich auch als Antrag für einen Wahlschein zur 
Wahl des Abgeordnetenhauses und der Bezirksverord­
netenversammlung. Die Form des Wahlscheines, des 
Stimmzettelumschlages und des Wahlbriefumschlages, 
das Verfahren bei Ausstellung und Versagung eines 
Wahlscheines einschließlich der Fristen des Einspruchs 
und der Beschwerde richten sich nach den Vorschriften 
der Bundeswahlordnung bzw. der Europawahlordnung. 
Die Umschläge und das Merkblatt für die Briefwahl 
werden den für die Bundestagswahlen oder die Wahlen 
zum Europäischen Parlament vorgesehenen Mustern 
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angepasst. Statt des Begriffs Wahlverzeichnis kann bei 
Bekanntmachungen und Benachrichtigungen der Be­
griff Wählerverzeichnis verwendet werden.

(2)	 Für Beschwerden gegen die Nichteintragung in das 
Wahlverzeichnis und die Versagung eines Wahlschei­
nes sowie für die Feststellung der Zahl der Wahlbe­
rechtigten bei der Wahl zum Deutschen Bundestag 
oder zum Europäischen Parlament ist der Kreiswahllei­
ter oder die Kreiswahlleiterin zuständig; er oder sie ist 
gegenüber den Bezirkswahlämtern seines oder ihres 
Wahlkreises weisungsbefugt.

(3)	 Der Landeswahlleiter oder die Landeswahlleiterin kann 
die Bekanntmachungen für die Wahl zum Abgeordne­
tenhaus und zu den Bezirksverordnetenversammlungen 
mit den Bekanntmachungen für die Wahl zum Deut­
schen Bundestag oder zum Europäischen Parlament 
nach Abstimmung mit den für die Durchführung dieser 
Wahlen zuständigen Verwaltungen verbinden. Die 
Wahlbenachrichtigung kann für die verbundenen Wah­
len gemeinsam erfolgen.

(4)	 Für das Verfahren bei der Stimmabgabe im Wahllokal 
und bei der Briefwahl gelten die Vorschriften der Bun­
deswahlordnung oder der Europawahlordnung. Die 
Stimmzettel für die Bundestags- oder Europawahl und 
für die Berliner Wahlen werden in zwei unterschiedliche 
Urnen eingelegt.

(5)	 Bei der Ermittlung der Wahlergebnisse gelten für die 
Wahlen zum Deutschen Bundestag oder zum Europäi­
schen Parlament die Vorschriften der Bundeswahlord­
nung oder der Europawahlordnung und für die Wahlen 
zum Abgeordnetenhaus und zu den Bezirksverordne­
tenversammlungen die Vorschriften der Landeswahlord­
nung. Die Wahlvorstände ermitteln zunächst das Ergeb­
nis der Wahlen zum Deutschen Bundestag oder zum 
Europäischen Parlament und übermitteln das Ergebnis 
dem Bezirkswahlamt. Anschließend werden die Ergeb­
nisse der Wahlen zum Abgeordnetenhaus und zu den 
Bezirksverordnetenversammlungen ermittelt. Die Frist für 
die Ergebnisfeststellung durch den Bezirkswahlausschuss 
nach § 70 Absatz 1 Satz 1 verlängert sich auf 15 Tage.

(6)	 Die Wahlbezirke sollen abweichend von § 10 Absatz 1 
Satz 2 in der Regel nicht mehr als 1 500 deutsche Ein­
wohnerinnen und Einwohner umfassen.

§ 80c 
Bildung von Wahlvorständen bei verbundenen Wahlen

(1)	 Bei verbundenen Wahlen werden die Aufgaben der 
Wahlvorstände von den für die Bundestags- oder Eu­
ropawahl gebildeten Wahlvorständen wahrgenommen 
(ordentlicher Wahlvorstand). Davon abweichend kann 
das Bezirksamt festlegen, dass in einem Wahlbezirk 
ein zusätzlicher Wahlvorstand für die Wahrnehmung 
der Aufgaben nach dem Landeswahlgesetz und dieser 
Wahlordnung gebildet wird, der im Wahlraum oder, bei 
der Feststellung des Wahlergebnisses, in einem ande­
ren Raum im selben Gebäude tätig wird; letzteres ist 
durch Aushang am Wahlraum und im Internet bekannt 
zu machen. Zu Mitgliedern des zusätzlichen Wahlvor­
standes können auch die Hilfskräfte des ordentlichen 
Wahlvorstandes berufen werden.

(2)	 Während der Wahlhandlung müssen abweichend von 
§ 44 nur zwei Mitglieder des zusätzlichen Wahlvorstandes 
ständig anwesend sein. Für die Ordnung im Wahlraum 
(§ 45), die Zulassung zur Stimmabgabe (§ 51), die Wahl­
handlung (§ 52), die Führung der Liste über die Wahlbe­

teiligung (§ 53), den Schluss der Wahlhandlung (§ 54) und 
die Prüfung der Wahlbriefe (§ 58 Absatz 3 und 4) ist aus­
schließlich der ordentliche Wahlvorstand nach Maßgabe 
der bundesrechtlichen Vorschriften zuständig.

(3)	 Zur Ermittlung des Wahlergebnisses im Wahlbezirk 
(§§ 57 bis 68) übernimmt der zusätzliche Wahlvor­
stand die verschlossene Urne mit den Stimmzetteln 
für die Wahlen zum Abgeordnetenhaus und zu den 
Bezirksverordnetenversammlungen sowie gegebenen­
falls für Volksentscheide. Die Zählung der Stimmab­
gabevermerke nach § 59 obliegt dem ordentlichen 
Wahlvorstand, der das Ergebnis dem zusätzlichen 
Wahlvorstand unverzüglich mitteilt. Stimmzettel, die 
in die falsche Urne eingelegt wurden, werden bei der 
Zählung beziehungsweise Sortierung ausgesondert 
und von zwei Mitgliedern des jeweiligen Wahlvorstan­
des dem zuständigen Wahlvorstand übergeben, damit 
sie von diesem berücksichtigt werden.

(4)	 Über die Handlungen des zusätzlichen Wahlvorstandes 
ist eine eigene Niederschrift zu führen.

§ 81 
Verarbeitung personenbezogener Daten

(1)	 Für die Verarbeitung personenbezogener Daten im 
Zusammenhang mit der Vorbereitung und Durchfüh­
rung der Wahl gilt § 2 Absatz 9 des Berliner Daten­
schutzgesetzes vom 13. Juni 2018 (GVBl. S. 418), das 
durch Artikel 13 des Gesetzes vom 12. Oktober 2020 
(GVBl. S. 807) geändert worden ist, in Verbindung mit 
den Artikeln 13, 15 Absatz 1 und 3, den Artikeln 16 und 
18 der Verordnung (EU) 2016/679 des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 27. April 2016 zum 
Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung 
personenbezogener Daten, zum freien Datenverkehr 
und zur Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG (Daten­
schutz-Grundverordnung) (ABl. L 119 vom 4.5.2016, S. 1; 
L 314 vom 22.11.2016, S. 72; L 127 vom 23.5.2018, S. 2) 
nach Maßgabe der Absätze 2 bis 5.

(2)	 Hinsichtlich der im Wählerverzeichnis enthaltenen perso­
nenbezogenen Daten ist das Recht auf Auskunft abschlie­
ßend durch das gemäß § 16 Absatz 1 gewährleistete 
Recht auf Einsicht in das Wählerverzeichnis geregelt.

(3)	 Hinsichtlich der im Wählerverzeichnis enthaltenen 
personenbezogenen Daten sind die Rechte auf Be­
richtigung und auf Einschränkung der Verarbeitung 
abschließend durch die gemäß § 17 und § 18 gewähr­
leisteten Einspruchsrechte geregelt.

(4)	 Hinsichtlich der in Wahlvorschlägen enthaltenen 
personenbezogenen Daten sind die Rechte auf Be­
richtigung und auf Einschränkung der Verarbeitung für 
den Zeitraum vom Ablauf der Frist für die Einreichung 
der Wahlvorschläge bis zum Ablauf des Wahltages 
abschließend durch die gemäß § 34 gewährleisteten 
Mängelbeseitigungsverfahren geregelt.

(5)	 Hinsichtlich der für die Führung des Wählerverzeich­
nisses und für die Erteilung eines Wahlscheines verar­
beiteten personenbezogenen Daten erfolgt die Infor­
mation der betroffenen Person ausschließlich durch 
die Bekanntmachung nach § 3 Landeswahlgesetz in 
Verbindung mit § 16 Absatz 2.

§ 82  
Inkrafttreten und Außerkrafttreten

Diese Wahlordnung tritt am Tage nach der Verkündung im 
Gesetz- und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft. ...
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§ 107 
Wahlbehinderung

(1)	 Wer mit Gewalt oder durch Drohung mit Gewalt eine 
Wahl oder die Feststellung ihres Ergebnisses verhindert 
oder stört, wird mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder 
mit Geldstrafe, in besonders schweren Fällen mit Frei­
heitsstrafe nicht unter einem Jahr bestraft.

(2)	 Der Versuch ist strafbar.

§ 107 a 
Wahlfälschung

(1)	 Wer unbefugt wählt oder sonst ein unrichtiges Ergebnis 
einer Wahl herbeiführt oder das Ergebnis verfälscht, 
wird mit Freiheitsstrafen bis zu fünf Jahren oder mit 
Geldstrafe bestraft. Unbefugt wählt auch, wer im Rah­
men zulässiger Assistenz entgegen der Wahlentschei­
dung des Wahlberechtigten oder ohne eine geäußerte 
Wahlentscheidung des Wahlberechtigten eine Stimme 
abgibt.

(2)	 Ebenso wird bestraft, wer das Ergebnis einer Wahl un­
richtig verkündet oder verkünden läßt.

(3)	 Der Versuch ist strafbar.

§ 107 b 
Fälschung von Wahlunterlagen

(1)	 Wer

	 1.	 seine Eintragung in die Wählerliste (Wahlkartei) 
durch falsche Angaben erwirkt,

	 2.	 einen anderen als Wähler einträgt, von dem er weiß, 
daß er keinen Anspruch auf Eintragung hat,

	 3.	 die Eintragung eines Wahlberechtigten als Wähler 
verhindert, obwohl er dessen Wahlberechtigung kennt,

	 4.	 sich als Bewerber für eine Wahl aufstellen läßt, ob­
wohl er nicht wählbar ist,

	 wird mit der Freiheitsstrafe bis zu sechs Monaten oder 
mit Geldstrafe bis zu einhundertachtzig Tagessätzen 
bestraft, wenn die Tat nicht in anderen Vorschriften mit 
schwererer Strafe bedroht ist.

(2)	 …

§ 107 c 
Verletzung des Wahlgeheimnisses

Wer einer dem Schutz des Wahlgeheimnisses dienenden Vor­
schrift in der Absicht zuwiderhandelt, sich oder einem anderen 
Kenntnis davon zu verschaffen, wie jemand gewählt hat, wird 
mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder mit Geldstrafe be­
straft.

§ 108 
Wählernötigung

(1)	 Wer rechtswidrig mit Gewalt, durch Drohung mit einem 
empfindlichen Übel, durch Mißbrauch eines beruflichen 
oder wirtschaftlichen Abhängigkeitsverhältnisses oder 
durch sonstigen wirtschaftlichen Druck einen anderen 
nötigt oder hindert, zu wählen oder sein Wahlrecht in 
einem bestimmten Sinne auszuüben, wird mit Freiheits­
strafe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe, in beson­
ders schweren Fällen mit Freiheitsstrafe von einem Jahr 
bis zu zehn Jahren bestraft.

(2)	 Der Versuch ist strafbar.

§ 108 a 
Wählertäuschung

(1)	 Wer durch Täuschung bewirkt, daß jemand bei der 
Stimmabgabe über den Inhalt seiner Erklärung irrt oder 
gegen seinen Willen nicht oder ungültig wählt, wird mit 
der Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder mit Geldstrafe 
bestraft.

(2)	 Der Versuch ist strafbar.

§ 108 b 
Wählerbestechung

(1)	 Wer einem anderen dafür, daß er nicht oder in einem be­
stimmten Sinne wähle, Geschenke oder andere Vorteile 
anbietet, verspricht oder gewährt, wird mit Freiheitsstrafe 
bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe bestraft.

(2)	 Ebenso wird bestraft, wer dafür, daß er nicht oder in ei­
nem bestimmten Sinne wähle, Geschenke oder andere 
Vorteile fordert, sich versprechen läßt oder annimmt.

§ 108 c 
Nebenfolgen

Neben einer Freiheitsstrafe von mindestens sechs Monaten we­
gen einer Straftat nach den §§ 107, 107 a, 108 und 108 b kann 
das Gericht die Fähigkeit, Rechte aus öffentlichen Wahlen zu 
erlangen, und das Recht, in öffentlichen Angelegenheiten zu 
wählen oder zu stimmen, aberkennen (§ 45 Abs. 2 und 5).

§ 108 d 
Geltungsbereich

Die §§ 107 bis 108 c gelten für Wahlen zu den Volksvertretun­
gen, für die Wahl der Abgeordneten des Europäischen Parla­
ments, für sonstige Wahlen und Abstimmungen des Volkes im 
Bund, in den Ländern, in kommunalen Gebietskörperschaften, 
für Wahlen und Abstimmungen in Teilgebieten eines Landes 
oder einer kommunalen Gebietskörperschaft sowie für Urwah­
len in der Sozialversicherung. Einer Wahl oder Abstimmung 
steht das Unterschreiben eines Wahlvorschlags oder das Un­
terschreiben für ein Volksbegehren gleich.

Bestimmungen des Strafgesetzbuches über Straftaten bei Wahlen und Abstimmungen	

Auszug aus dem Strafgesetzbuch in der Fassung der Bekanntmachung vom 13. November 1998  
(BGBl. I S. 3322), zuletzt geändert durch Gesetz vom 4. Dezember 2022 (BGBl. I 2146)
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Landesabstimmungsleiter, stellvertretender Landesabstimmungsleiter  
sowie Bezirksabstimmungsleitungen und deren Stellvertretende 
 

Ernannt als Dienstanschrift Telefon
Name, Vorname  Telefax
Dienstbezeichnung  E-Mail   

 

Land Berlin
Landesabstimmungsleiter Geschäftsstelle des Landesabstimmungsleiters 90223 – 1801
Prof. Dr. Stephan Bröchler Klosterstr. 47 9028 – 4600
Professor für Politik- und 
Verwaltungswissenschaften an 
der Hochschule für Wirtschaft 
und Recht (HWR) Berlin

10179 Berlin landeswahlleitung@wahlen.berlin.de

Stellvertreter Geschäftsstelle des Landesabstimmungsleiters 90223 – 1258
Roland Brumberg Klosterstr. 47 9028 – 4600
Senatsverwaltung für Inneres, 
Digitalisierung und Sport, 
Abteilung I – Staats- und  
Verwaltungsrecht 

10179 Berlin landeswahlleitung@wahlen.berlin.de

Bezirk Mitte:
Bezirksabstimmungsleiterin Bezirksamt Mitte von Berlin 9018 – 24666
Wolf, Sabine Parochialstr. 3 9018 – 488 24666
Obermagistratsrätin 10179 Berlin sabine.wolf@ba-mitte.berlin.de

Stellvertreter Bezirksamt Mitte von Berlin 9018 – 32303
Schäfer, Ronald Mathilde-Jacob-Platz 1 9018 – 488 32303
Oberamtsrat 10551 Berlin ronald.schaefer@ba-mitte.berlin.de

Bezirk Friedrichshain-Kreuzberg:
Bezirksabstimmungsleiter Bezirksamt Friedrichshain-Kreuzberg von Berlin 90298 – 2207
Rolfdieter Bohm Frankfurter Allee 35/37 90298 – 3173
Leitender Magistratsdirektor 10247 Berlin rolfdieter.bohm@ba-fk.berlin.de

Stellvertreter Bezirksamt Friedrichshain-Kreuzberg von Berlin 90298 – 4142
Ebert, Jan Frankfurter Allee 35/37 90298 – 3173
Magistratsdirektor 10247 Berlin jan.ebert@ba-fk.berlin.de

Bezirk Pankow:
Bezirksabstimmungsleiterin Bezirksamt Pankow von Berlin 90295 – 2710
Ruflett, Christine Breite Straße 24a–26 90295 – 2699
Obermagistratsrätin 13187 Berlin christine.ruflett@ba-pankow.berlin.de

Stellvertreter Bezirksamt Pankow von Berlin 90295 – 7532
Schulze, Jochen Fröbelstr. 17 Haus 9 90295 – 2699
Oberamtsrat 10405 Berlin jochen.schulze@ba-pankow.berlin.de

Bezirk Charlottenburg-Wilmersdorf:
Bezirksabstimmungsleiter Bezirksamt Charlottenburg-Wilmersdorf von Berlin 9029 – 12412
Sauer, Christian Otto-Suhr-Allee 100 9029 – 12033
Leitender Magistratsdirektor 10585 Berlin bezirkswahlleitung@charlottenburg-wilmersdorf.de

Stellvertreter Bezirksamt Charlottenburg-Wilmersdorf von Berlin 9029 – 12412
Rinner, Rainer Otto-Suhr-Allee 100 9029 – 12033
Magistratsdirektor a.D. 10585 Berlin bezirkswahlleitung@charlottenburg-wilmersdorf.de

Bezirk Spandau:
Bezirksabstimmungsleiter Bezirksamt Spandau von Berlin 90279 – 2252
Fischer, Thomas Galenstraße 14 90279 – 6106
Leitender Magistratsdirektor 13597 Berlin thomas.fischer@ba-spandau.berlin.de

Stellvertreterin Bezirksamt Spandau von Berlin 90279 – 2207
Zickert, Katrin Carl-Schurz-Str. 2/6 90279 – 2086
Leitende Magistratsdirektorin 13597 Berlin katrin.zickert@ba-spandau.berlin.de
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Ernannt als Dienstanschrift Telefon
Name, Vorname  Telefax
Dienstbezeichnung  E-Mail   

 

Bezirk Steglitz-Zehlendorf:
Bezirksabstimmungsleiter Bezirksamt Steglitz-Zehlendorf von Berlin 90299 – 3280
Stürzbecher, Joachim Teltower Damm 10 90299 – 3291
Magistratsdirektor 14169 Berlin joachim.stuerzbecher@ba-sz.berlin.de

Stellvertreter Bezirksamt Steglitz-Zehlendorf von Berlin 90299 – 3404
Dähn, Alexander Hanna-Renate-Laurien-Platz 1 90299 – 1443
Amtsrat 12247 Berlin alexander.daehn@ba-sz.berlin.de

Bezirk Tempelhof-Schöneberg:
Bezirksabstimmungsleiterin Bezirksamt Tempelhof-Schöneberg von Berlin 90277 – 3040/ – 3050
Max, Nicole John-F.-Kennedy-Platz 90277 – 7001
Amtsrätin 10820 Berlin bezirkswahlleitung@ba-ts.berlin.de

Stellvertreter Bezirksamt Tempelhof-Schöneberg von Berlin 90277 – 3040/ – 3050
Holland, Gordon John-F.-Kennedy-Platz 90277– 7001
Amtsrat 10820 Berlin bezirkswahlleitung@ba-ts.berlin.de

Bezirk Neukölln:
Bezirksabstimmungsleiter Bezirksamt Neukölln von Berlin 90239 – 2303
Schiemann, Kristian Karl-Marx-Straße 83 90239 – 3737
Verwaltungsangestellter 12040 Berlin bezirkswahlamt@bezirksamt-neukoelln.de

Stellvertreter Bezirksamt Neukölln von Berlin 90239 – 3891
Dr. König, Frank Karl-Marx-Straße 83 90239 – 1340
Magistratsdirektor 12040 Berlin bezirkswahlamt@bezirksamt-neukoelln.de

Bezirk Treptow-Köpenick:
Bezirksabstimmungsleiterin Bezirksamt Treptow-Köpenick von Berlin 90297 – 2920
Heinrich, Ute Rudower Chaussee 6 90297 – 2929
Magistratsdirektorin 12489 Berlin heinrich.std@ba-tk.berlin.de

Stellvertreterin Bezirksamt Treptow-Köpenick von Berlin 90297 – 2732
Lämmel, Marion Rudower Chaussee 6 90297 – 2748
Oberamtsrätin 12489 Berlin marion.laemmel@ba-tk.berlin.de

Bezirk Marzahn-Hellersdorf
Bezirksabstimmungsleiterin Bezirksamt Marzahn-Hellersdorf von Berlin 90293 – 2850
Katja Hannebauer Kurt-Weill-Gasse 7 90293 – 2855
Verwaltungsangestellte 12627 Berlin katja.hannebauer@ba-mh.berlin.de

Stellvertreter Bezirksamt Marzahn-Hellersdorf von Berlin 90293 – 2402
Döring, Kay Alice-Salomon-Platz 3 90293 – 2405
Leitender Magistratsdirektor 12627 Berlin kay.doering@ba-mh.berlin.de

Bezirk Lichtenberg
Bezirksabstimmungsleiter Bezirksamt Lichtenberg von Berlin 90296 – 4610
Hunger, Axel Egon-Erwin-Kisch-Straße 106 90296 – 4609
Magistratsdirektor 13059 Berlin axel.hunger@lichtenberg.berlin.de

Stellvertreter Bezirksamt Lichtenberg von Berlin 90296 – 7826
Zeidler, Thomas Egon-Erwin-Kisch-Straße 106 90296 – 4609
Stadtamtmann 13059 Berlin thomas.zeidler@lichtenberg.berlin.de

Bezirk Reinickendorf
Bezirksabstimmungsleiter Bezirksamt Reinickendorf von Berlin 90294 – 2048
Herpich, Johannes Eichborndamm 215 90294 – 2229
Tarifbeschäftigter 13437 Berlin bezirkswahlamt@reinickendorf.berlin.de

Stellvertreter Bezirksamt Reinickendorf von Berlin 90294 – 4132
Haverkamp, Hauke Teichstr. 65 – Haus 1 90294 – 5163
Magistratsdirektor 13407 Berlin bezirkswahlamt@reinickendorf.berlin.de



Anschrift
der Geschäftsstelle des Landesabstimmungsleiters
und Anschriften der Bezirkswahlämter
11.04.2016

 
Der Landesabstimmungsleiter

– Geschäftsstelle –
Klosterstraße 47
10179 Berlin
Telefon: 90223 – 1800
Tefefax: 9028 – 4600
E-Mail: landeswahlleitung@wahlen.berlin.de

Bezirksamt Mitte von Berlin
– Bezirkswahlamt –
Müllerstraße 146
13353 Berlin
Telefon: 9018 – 44510 oder – 44512
Telefax: 9018 – 44505
E-Mail: wahlamt@ba-mitte.berlin.de

Bezirksamt Friedrichshain-Kreuzberg von Berlin
– Bezirkswahlamt –
Frankfurter Allee 35/37
10247 Berlin
Telefon: 90298 – 2410
Telefax: 90298 – 3263
E-Mail: bezirkswahlamt@ba-fk.berlin.de

Bezirksamt Pankow von Berlin
– Bezirkswahlamt –
Breite Straße 24a–26
13187 Berlin
Telefon: 90295 – 2400
Telefax: 90295 – 2699 oder – 2560
E-Mail: bezirkswahlamt@ba-pankow.berlin.de

Bezirksamt Charlottenburg-Wilmersdorf von Berlin
– Bezirkswahlamt –
Hohenzollerndamm 174–177
10713 Berlin
Telefon: 9029 – 15021
Telefax: 9029 – 15029
E-Mail: wahlamt@charlottenburg-wilmersdorf.de

Bezirksamt Spandau von Berlin
– Bezirkswahlamt –
Carl-Schurz-Straße 2/6
13597 Berlin
Telefon: 90279 – 2316 oder – 2901
Telefax: 90279 – 2009
E-Mail: bezirkswahlamt@ba-spandau.berlin.de

Bezirksamt Steglitz-Zehlendorf von Berlin
– Bezirkswahlamt –
Kirchstraße 1/3
14163 Berlin
Telefon: 90299 – 2190
Telefax: 90299 – 5004
E-Mail: wahlamt@ba-sz.berlin.de

Bezirksamt Tempelhof-Schöneberg von Berlin
– Bezirkswahlamt –
John-F.-Kennedy-Platz
10820 Berlin
Telefon: 90277 – 3040 oder – 3050
Telefax: 90277 – 7800
E-Mail: bezirkswahlamt@ba-ts.berlin.de

Bezirksamt Neukölln von Berlin
– Bezirkswahlamt –
Karl-Marx-Straße 83
12040 Berlin
Telefon: 90239 – 4484
Telefax: 90239 – 3149
E-Mail: bezirkswahlamt@bezirksamt-neukoelln.de

Bezirksamt Treptow-Köpenick von Berlin
– Bezirkswahlamt –
Rudower Chaussee 6
12489 Berlin
Telefon: 90297 – 2743
Telefax: 90297 – 2030
E-Mail: bezirkswahlamt@ba-tk.berlin.de

Bezirksamt Marzahn-Hellersdorf von Berlin
– Bezirkswahlamt –
Kurt-Weill-Gasse 7
12627 Berlin
Telefon: 90293 – 2860
Telefax: 90293 – 2895
E-Mail: bezirkswahlamt@ba-mh.berlin.de

Bezirksamt Lichtenberg von Berlin
– Bezirkswahlamt –
Egon-Erwin-Kisch-Straße 106
13059 Berlin
Telefon: 90296 – 4617
Telefax: 90296 – 7829
E-Mail: post.bezirkswahlamt@lichtenberg.berlin.de

Bezirksamt Reinickendorf von Berlin
– Bezirkswahlamt –
Teichstraße 65, Haus 1
13407 Berlin
Telefon: 90294 – 4373 oder – 5524
Telefax: 90294 – 2223
E-Mail: bezirkswahlamt@reinickendorf.berlin.de


